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P. Jordan: „Großgliederung Europas nach kulturräumlichen Kriterien“, Europa Regional 13 

(2005), Heft 4, Leibniz-Institut für Länderkunde, Leipzig. Karte Europa Grünes Band.png 

https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:Grossgliederung_Europas.png 

 

Quelle: WIKIPEDIA „Ostmtteieuropa“, aufgerufen am 28.11.19, 12:50 Uhr: 

https://de.wikipedia.org/wiki/Ostmitteleuropa 

s.a. Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg: Begr. „Ostmitteleuropa“ im 

Online-Lexikon zur Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa    

https://ome-lexikon.uni-oldenburg.de/begriffe/ostmitteleuropa 

Eine eindeutige Definition der geografischen Regionen West- und Ostmitteleuropa ist 
kaum sinnvoll, weil die historische Entwicklung und der Entwicklungsstand[1] der dort 
liegenden Staaten zu berücksichtigen wäre. 
 
Im Sprachgebrauch West- und Mitteleuropas spiegelt sich annähernd folgende Zuordnung der 
Staaten wider: 
 
    - Westmitteleuropa: Deutschland, Österreich, die Schweiz und Liechtenstein 
    - Ostmitteleuropa: zumindest Polen, Tschechien, die Slowakei und Ungarn. Manchmal werden auch 
Rumänien, Slowenien und Kroatien dazugezählt. 
 
Landschaftlich gehört Ostösterreich zu Ostmitteleuropa, die Zuordnung Österreichs zu 
Westmitteleuropa wurzelt politisch-geographisch in der Zeit des mittleren zwanzigsten Jahrhunderts. 
Physisch ist hier die Grenze im Raum zwischen Alpen und Böhmischer Masse zu sehen. Diese Grenze 
entspricht etwa den klimatischen Grenzen des atlantischen Einflussbereichs zum Pannonischen Klima. 
 
West- und Ostmitteleuropa in diesem weiteren Sinne zusammen entsprechen etwa auch dem Begriff 
Mitteleuropa oder Zentraleuropa, englisch Central Europe (CE). Abzugrenzen ist diese 
kulturgeographische Region vom wirtschaftspolitischen Begriff MOEL Mittel- und osteuropäische 
Länder / CEE Central and Eastern Europe, einem Konzept, das etwas umfassender dem hier erwähnten 
Ostmitteleuropa entspricht oder umfassend östlicher zu sehen ist. 

https://ome-lexikon.uni-oldenburg.de/begriffe/ostmitteleuropa
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Moscow Bald auch am Roten Meer? Russische Marinesoldaten in St. Petersburg.-picture 

alliance / SvenSimon | The Kremlin  

Die Fragen stellte Constantin Grund. 

Die Russische Föderation verstärkt durch eine neue Marinebasis ihre Militärpräsenz am 
Roten Meer. Wie laut schallt die russische Nationalhymne künftig über dem Roten Meer? 

Das müssen wir noch sehen. Wir dürfen nicht vergessen, dass die Einrichtung einer 
russischen Marinebasis am Roten Meer schon seit mehreren Jahren im Grundsatz 
vereinbart war, allerdings wurde diese Vereinbarung bisher nicht umgesetzt. Kürzlich 
bestätigte der russische Vize-Außenminister laufende Gespräche, ließ aber durchblicken, 
dass das Abkommen noch nicht final sei. Neben Sudan verhandelt Russland auch mit 
Eritrea über eine Präsenz am Roten Meer. Dort scheinen die Gespräche schon sehr viel 
weiter fortgeschritten als mit Sudan. 

Was beinhaltet das Abkommen konkret, und was steht möglicherweise auch nur zwischen 
den Zeilen? 

Diskutiert wurde zunächst nur eine kleinere Basis für logistische Zwecke, die perspektivisch 
aber auch von der russischen Marine genutzt werden kann. Konkret sollen an dieser Basis 
bis zu 300 Soldaten stationiert werden und bis zu vier russische Militärschiffe andocken 
können. Dies war bereits seit längerem bekannt. Jetzt hat die sudanesische Seite als 
Gegenleistung für diese Basis neue Waffenlieferungen aus Russland ins Spiel gebracht, 
wenngleich dafür eine Bestätigung aus Moskau noch aussteht. 

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/constantin-grund/
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Die Ursprünge dieses Abkommens gehen ins Jahr 2017 zurück. Das Russland 
nahestehende sogenannte Afrikakorps hatte im Verlauf der aktuellen 
Auseinandersetzungen die Rapid Support Forces (RSF) unterstützt. Vollzieht Russland mit 
der neuen Kooperation jetzt einen Strategiewechsel im Sudan? 

Auch vorher war schon deutlich geworden, dass Russland im Sudan ein doppeltes Spiel 
betreibt. Bereits vor rund einem Jahr waren führende Vertreter der sudanesischen De-facto-
Regierung in Moskau und haben das Gespräch mit der russischen Führung gesucht. Der 
stellvertretende russische Außenminister war kürzlich in Port Sudan und hat sich dort sehr 
eindeutig auf die Seite der SAF, also der Armee, gestellt und mitgeteilt, dass Russland die 
aktuelle Regierung als die einzig legitime Regierung des Sudan anerkenne. Gegenstand 
der Gespräche war auch die Forderung der SAF nach einem Ende der Unterstützung des 
Afrikakorps für die RSF. Die russischen Vertreter haben dann die Existenz der ukrainischen 
Soldaten auf Seiten der SAF thematisiert. Bislang ist noch nicht klar, ob es tatsächlich zu 
einem Ende des Engagements des Afrikakorps im Sudan kommt. 

Wenn es zu einer russischen Marinebasis käme, wäre dies dann ein Gamechanger für den 
innersudanesischen Konflikt? Kann man damit rechnen, dass die SAF mittelfristig die 
Oberhand gewinnt? 

Damit würde ich nicht rechnen. Es wäre sicherlich ein Gamechanger, wenn das russische 
Militär selbst in den Konflikt eingreifen würde, so wie es das in Syrien seit dem Jahr 2015 
getan hat. Danach sieht es momentan im Sudan nicht aus. Hier geht es vorrangig nur um 
die Lieferung von Waffen, von denen die Streitkräfte natürlich profitieren würden, aber am 
Ende braucht es nicht einfach nur bestimmte Waffentypen, sondern auch qualifiziertes 
Personal und taktische Fertigkeiten. An beidem mangelt es den Streitkräften bisher, um 
gegenüber den RSF wirklich Erfolge erzielen zu können. Von einem Gamechanger kann 
man daher bisher nicht sprechen. 

Früher hieß es, Zentralasien sei das neue Great Game der internationalen Politik. Jetzt kann 
man den Eindruck gewinnen, am Roten Meer kulminierten die Interessen von sehr viel mehr 
Akteuren auf sehr engem Raum. Wie gefährlich wird das in Zukunft? 

Ja, in der Tat. Auch über Sudan hinaus gibt es sehr viele Akteure, die sich gerade am Roten 
Meer konzentrieren. Die Angriffe der Houthis auf Handelsschiffe hatten Folgen, auch in 
militärischer Hinsicht, und führten zu einem stärkeren Engagement der US-Amerikaner und 
der Europäer. Es könnte noch weitere, anders gelagerte Auseinandersetzungen in der 
Region geben aufgrund der Bedeutung dieser geografischen Achse für den Handel 
zwischen Europa und Asien. Die direkten Anrainerstaaten wie Saudi-Arabien und Ägypten 
haben enorme Interessen, auf die andere Staaten wiederum reagieren müssen. 

Sind deutsche außen- und sicherheitspolitische Interessen für die Region ausreichend 
definiert? 

Deutschland hat am Roten Meer definierte Interessen. Dies zeigte sich deutlich an der 
zeitnahen Entsendung der Fregatte Hessen zum Schutz der maritimen Handelswege, die 
für Deutschland wichtig sind. Immerhin verfügt die Bundesmarine nur über drei solcher 
Schiffe. Eines davon für eine solche Mission abzustellen, und sei es nur zeitweise, ist 
definitiv ein commitment. Die Ergebnisse einer solchen Mission stehen immer auf einem 
anderen Blatt. Insgesamt bräuchte es sicherlich ein vertiefteres politisches Engagement in 
der Region mit einer stärkeren Schärfung unseres eigenen Interessenprofils. 
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Deutschland ist gerade stark mit Innenpolitik beschäftigt. Welche Bedeutung hat das für die 
Formulierung deutscher außen- und sicherheitspolitischer Interessen im Sudan und am 
Roten Meer? 

Ich würde davon abraten, sich zu stark auf ein mögliches Abkommen für die Marinebasis 
zwischen Sudan und Russland zu konzentrieren. Der Krieg im Sudan ist an sich schon eine 
Bedrohung der internationalen Sicherheit und gleichermaßen eine humanitäre Katastrophe, 
die jeden Tag schlimmer wird. Dies ist die größte Vertreibungskrise der Welt und ich glaube, 
auch dort sind deutsche Interessen direkt betroffen. Deutschland hat ein Interesse an der 
Aufrechterhaltung einer regelbasierten Weltordnung. Zu diesen Regeln gehört auch das 
humanitäre Völkerrecht, gehören grundlegende Menschenrechte sowie der Zugang zu 
humanitärer Hilfe für Bedürftige. All dies wird im Sudan derzeit mit Füßen getreten. 

 
Gerrit Kurtz 
Berlin 

Gerrit Kurtz ist seit Januar 2022 Wissenschaftler in der Forschungsgruppe Afrika und 
Mittlerer Osten bei der Stiftung Wissenschaft und Politik in Berlin. Zuvor war er unter 
anderem Research Fellow bei der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik. 

 
Constantin Grund 
Kampala 

Constantin Grund leitet das Sudan-Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung. Zuvor war er Büroleiter 
der FES in Madagaskar, Benin und Äthiopien. 

https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/russland-betreibt-ein-doppeltes-spiel-
7582/?utm_campaign=de_40_20240620&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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02) Voller Widersprüche. Die Geberkonferenz der EU mobilisiert  
      Milliardenhilfen für Syrien. Doch der Einsatz der Mittel wirft Fragen auf 
 
      Von Lydia Both 

 
10.06.2024  

 
Syrische Wohnsiedlung in den Außenbezirken von Afrin.- picture alliance / NurPhoto | Rami 

Alsayed  

Im Mai kamen zum achten Mal Vertreter der EU-Mitgliedstaaten, der Nachbarländer 
Syriens, andere Partnerländer sowie internationale Organisationen bei der jährlichen 
Geberkonferenz der EU zu Syrien zusammen. Herausgekommen sind insgesamt 7,5 
Milliarden Euro, die die internationale Gemeinschaft für Syrien und die Nachbarländer 
bereitstellt, um die katastrophalen Folgen des Bürgerkrieges abzumildern. Das ist zwar 
mehr als im vorangegangenen Jahr, und doch reicht es nicht – allein für Syrien benötigen 
die Vereinten Nationen für ihre humanitäre Hilfe vier Milliarden. Der Großteil der 
versprochenen Gelder wird aber an die Nachbarländer Syriens gehen, die die meisten 
Geflüchteten aufnehmen. 13 Jahre Bürgerkrieg ohne Aussicht auf eine politische Lösung 
zeigen ihre Folgen. Die Weltöffentlichkeit verliert zunehmend ihr Interesse an Syrien. Und 
westliche Geber müssen zusätzlich andere Krisen stemmen, wie im Sudan oder Gaza. 
Dabei sind die Menschen vor Ort dringend auf humanitäre Hilfe angewiesen. 

Die Europäische Union verspricht insgesamt 2,12 Milliarden Euro – jeweils 560 Millionen in 
2024 und 2025 zur Unterstützung Geflüchteter in Syrien, im Libanon, im Irak und in 
Jordanien sowie eine weitere Milliarde Euro für die Türkei. Die EU und ihre Mitgliedstaaten 
sind damit weiterhin die größten Geber. Seit 2011 haben sie bis heute mehr als 33 Milliarden 
Euro an humanitärer Hilfe sowie an Entwicklungs-, Wirtschafts- und Stabilisierungshilfe 
bereitgestellt. Ein Großteil der Gesamtsumme stammt aus Deutschland, das über eine 
Milliarde Euro angekündigt hat. 

Die EU erkennt an, dass die humanitäre Notlage so groß ist wie noch nie. Aber die 
internationale Gemeinschaft scheint ratloser als je zuvor, wie diese gelöst werden kann. 
Knappe Haushaltskassen, die Streichung von Geldern für internationale Hilfen weltweit 
sowie eine Reihe neuer humanitärer Krisen führen dazu, dass die Vereinten Nationen ihr 
Ziel, vier Milliarden Euro allein in diesem Jahr für Syrien zu erhalten, nicht erreicht haben. 
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Das wird schwerwiegende Folgen haben: Schon jetzt leben 90 Prozent der Bevölkerung in 
Armut. 16,7 Millionen Syrerinnen und Syrer sind auf humanitäre Hilfe angewiesen – die 
höchste Anzahl seit Beginn des Krieges 2011. Seitdem ist mehr als die Hälfte der 
Bevölkerung vertrieben worden. Mit unzureichenden Mitteln konnten die Vereinten Nationen 
im Nordwesten nur 625 000 von Ernährungsknappheit betroffene Menschen erreichen – 
dabei sind 3,6 Millionen von Hunger bedroht. Gesundheitszentren und Kliniken sind von 
Schließung bedroht. 

Gerade hat die EU ihre Sanktionen gegen das Assad-Regime bis Juni 2025 verlängert. 

Da überrascht es schon, wenn die EU kurz vor der Brüsseler Geberkonferenz für Syrien und 
seine Nachbarländer, mit dem Libanon einen Migrationsdeal abschließt und dafür eine 
Milliarde Euro zur Verfügung stellen kann. Inwieweit diese Gelder syrischen Geflüchteten 
zugutekommen, steht mehr als in Frage. 

Während der Hohe Vertreter der EU für Außen- und Sicherheitspolitik Josep Borrell auf der 
Brüsseler Konferenz bekräftigt, dass unter den derzeitigen Umständen keine sichere 
Rückkehr von Geflüchteten nach Syrien möglich sei, scheint Kommissionspräsidentin von 
der Leyen vor der Praxis des Libanons, Geflüchtete zurückzuführen, beide Augen fest zu 
verschließen. Ein heftiger Widerspruch macht sich hier in der EU auf: Mit der einen Hand 
werden Gelder für humanitäre Hilfe an Aufnahmeländer syrischer Geflüchteter verteilt, mit 
der anderen Gelder zum Migrationsmanagement an den Libanon und damit de facto für 
Abschiebungen. Dies spiegelt auch die unterschiedliche Haltung der Länder innerhalb der 
EU wider. So hat das Auswärtige Amt erst vor Kurzem in einem Bericht klargestellt, dass es 
keine sichere Rückkehr angesichts von Menschenrechtsverletzungen, Folter und 
willkürlichen Verhaftungen geben könne. Acht andere EU-Länder fordern aber eine 
Neubewertung der Lage in Syrien, um Geflüchtete wieder zurückführen zu können. Dazu 
gehört auch Zypern, auf dessen Druck der EU-Migrationsdeal mit dem Libanon zustande 
kam. 

Umso dringlicher muss die EU daher für einen Konsens bezüglich ihrer „drei Nein“ 
gegenüber dem syrischen Regime werben – Nein zur Aufhebung von Sanktionen, Nein zur 
Normalisierung von Beziehungen mit dem Assad-Regime, Nein zum Wiederaufbau, solange 
keine politische Lösung im Sinne der UN-Resolution 2254 gefunden wird. Gerade hat die 
EU ihre Sanktionen gegen das Assad-Regime bis Juni 2025 verlängert. Die Konten von 3 
160 Personen und 86 Entitäten sind in der EU eingefroren und sie können nicht in die EU 
einreisen. Aber auch das bliebe reine Symbolpolitik, wenn die EU-Gelder für humanitäre 
Hilfe am Ende doch in den Händen von Assad und seinen Spießgesellen landen würden. 
Ein Großteil der Gelder geht an die UN. Diese wiederum sind nicht an die Sanktionslisten 
der EU oder der USA gebunden. Zahlen belegen, dass ein Großteil der Gelder an 
Organisationen gehen, die Verbindungen zum Assad-Regime haben und (vermutlich) an 
Menschenrechtsverbrechen beteiligt waren. Die syrische Wirtschaft ist in den vergangenen 
Jahren völlig eingebrochen. Das Assad-Regime hält sich nur am Leben, indem es UN-
Hilfsgelder einstreicht und mit der Droge Captagon Handel betreibt. 

Die EU müsste deutlich mehr Transparenz von der UN einfordern. 

Die EU müsste daher deutlich mehr Transparenz von der UN einfordern und zumindest bei 
ihren Geldern darauf bestehen, dass Sanktionen eingehalten werden. Intern muss sie dafür 
sorgen, dass nicht einzelne Länder ihre Beziehungen zu Assad normalisieren, um für eine 
vermeintlich sichere Rückkehr von Geflüchteten zu werben. 13 Jahre Krieg bedeuten aller- 

 

https://www.unicef.org/syria/every-day-counts
https://www.unicef.org/syria/every-day-counts
https://reliefweb.int/report/syrian-arab-republic/syrian-arab-republic-2024-humanitarian-needs-overview-february-2024
https://www.unocha.org/publications/report/syrian-arab-republic/north-west-syria-situation-report-15-may-2024-enar#:~:text=Nearly%20160%20health%20facilities%2C%20including,other%20aid%20to%20affected%20camps.
https://www.unocha.org/publications/report/syrian-arab-republic/north-west-syria-situation-report-15-may-2024-enar#:~:text=Nearly%20160%20health%20facilities%2C%20including,other%20aid%20to%20affected%20camps.
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/bauernopfer-7556/
https://www.eeas.europa.eu/eeas/syria-opening-remarks-high-representativevice-president-josep-borrell-ministerial-session-8th_en
https://www.eeas.europa.eu/eeas/syria-opening-remarks-high-representativevice-president-josep-borrell-ministerial-session-8th_en
https://www.tagesschau.de/investigativ/ndr-wdr/syrien-asylbewerber-bericht-auswaertiges-amt-100.html
https://www.middleeastmonitor.com/20240528-eu-extends-sanctions-on-syria-regime-for-another-year-pledges-over-2bn-to-support-refugees/
https://opensyr.com/en/pages/p-22
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dings auch, dass die EU und andere Geber sich nicht allein auf Eindämmen und Entschärfen 
des Konflikts fokussieren können. Das Festhalten am Finden einer politischen Lösung muss 
mehr als ein reines Lippenbekenntnis sein. Die internationale Gemeinschaft darf nicht 
hinnehmen, dass Assad den Zugang zu humanitärer Hilfe zu einem Politikum macht. Seit 
letztem Jahr entscheidet allein sein Regime, ob und wie die Vereinten Nationen Hilfe in die 
nicht von ihm kontrollierten Gebiete im Norden bringen kann. 

Bis Mai 2024 konnten gerade einmal 150 Hilfslastwagen in den Nordwesten gelangen. In 
den Jahren zuvor waren es 600 bis 700 – jeden Monat. Neben der Art der Kriegsführung – 
Belagerung, Angriffe auf zivile Infrastruktur – scheint auch damit das Assad-Regime einen 
Präzedenzfall für andere Konflikte geschaffen zu haben. Die EU muss ihren Einfluss nutzen, 
um das zu verhindern. Humanitäre Hilfe darf nicht von einzelnen Regierungen abhängig 
sein, sondern muss die Menschen in Not erreichen. 

Die EU kann sich nicht darauf ausruhen, größte Geberin von humanitärer Hilfe zu sein, wenn 
diese trotzdem vorne und hinten nicht ausreicht. Sie kann sich auch nicht allein auf ihre 
jährliche Brüsseler Geberkonferenz berufen, um Syrien weiterhin auf seiner Agenda zu 
behalten. Bekenntnisse zu einer politischen Lösung reichen nicht, wenn nicht ernsthaft mit 
der syrischen Zivilgesellschaft nach dieser gesucht wird – und wenn jenseits der 
Geberkonferenz die Akte Syrien beiseitegelegt wird. Vor allem darf die EU das Problem 
nicht in den Nachbarländern Syriens wegsperren, die mit Abstand die meisten syrischen 
Geflüchteten aufnehmen. Die Problemlage ist komplex – und erfordert daher so viel mehr 
als Symbolpolitik. 

 
Lydia Both 
Beirut 

Lydia Both ist Leiterin des Regionalprojekts Politischer Feminismus und Gender der 
Friedrich-Ebert-Stiftung in Beirut.  

https://mail.google.com/mail/u/0/#inbox/WhctKLbFRtknmqjSntmmHjLTdxhhWWjzW
QhnhJClpbJScnFMbVnlPsKfdGJRrMDhlBSSQwb  

https://reports.unocha.org/en/country/syria
https://mail.google.com/mail/u/0/#inbox/WhctKLbFRtknmqjSntmmHjLTdxhhWWjzWQhnhJClpbJScnFMbVnlPsKfdGJRrMDhlBSSQwb
https://mail.google.com/mail/u/0/#inbox/WhctKLbFRtknmqjSntmmHjLTdxhhWWjzWQhnhJClpbJScnFMbVnlPsKfdGJRrMDhlBSSQwb
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01) Links, radikal, erfolgreich. Im Schatten des massiven Rechtsrucks gehen  
      die Erfolge kleiner Linksparteien unter. Dabei lässt sich von ihnen vieles  
      lernen 
 
      Von Robert Misik 
 
02.07.2024   

picture alliance / Reuters / Wolfgang Rattay 

Rechtsruck in Deutschland, Rechtsruck in Frankreich, Rechtsruck in Italien – bei den 
Analysen zur Europawahl dominiert Trübsal wegen der Erfolge von Rechtsaußen. Dabei 
fällt oft hinten runter, dass sich die radikale Rechte europaweit durchaus deutlich mehr 
erhofft hatte – und dass es auch Erfolge auf der anderen Seite des politischen Spektrums 
gab. Von den Taktiken kleiner Linksparteien lässt sich durchaus etwas lernen. 

Knapp drei Prozent erreichten die Kommunisten in Österreich bei den Europawahlen. So 
nah waren sie einem Mandat seit Menschengedenken nicht gekommen. Und dabei war das 
noch ein eher schlappes Ergebnis: Ein besserer Wahlkampf, ein wahrnehmbarerer 
Kandidat, und es wäre mehr möglich gewesen. Denn die KPÖ fährt seit einigen Jahren 
regional und kommunal bemerkenswerte Wahlergebnisse ein: In Graz holten die 
Kommunisten 2021 fast 29 Prozent und stellen seither die Bürgermeisterin. Bei den 
Landtagswahlen im rustikalen Bundesland Salzburg erreichte die KPÖ im Vorjahr knapp 12, 
bei den Gemeinderatswahlen in der Stadt Salzburg in diesem Frühjahr 23 Prozent. Und 
beinahe aus dem Stand kamen die Kommunisten kurz darauf in Innsbruck auf fast sieben 
Prozent, eine andere akzentuierte Links-Liste auf fünf Prozent; in Summe 
haben kommunistische und linksalternative Listen also beinahe 12 Prozent auf sich 
vereinigt. 

Auf kommunaler Ebene haben sich die Kommunisten in einigen Städten als volksnahe 
Kümmererpartei etabliert. 

Auf kommunaler Ebene haben sich die Kommunisten in einigen Städten – Graz und 
Salzburg sind nur die größten – als volksnahe Kümmererpartei etabliert, die sich der Sorgen 
der Menschen annimmt, vor allem gegen die Wohnungsnot und explodierende Mieten 
kämpft, und deren Frontleute sich mit einem Facharbeiter-Einkommen zufriedengeben und 
den Rest des Lohns an Sozialfonds überweisen. Hinzu kommt: In Graz und Salzburg haben 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/robert-misik/
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sie mit Elke Kahr und Kay-Michael Dankl extrem gewinnende, überzeugende 
Spitzenkandidaten. Kahr ist heute Bürgermeisterin in Graz, Dankl Vize-Bürgermeister in 
Salzburg. Das ist ein durchaus österreichisches Phänomen, da die KPÖ heute als beinahe 
ideologiefreie „Kleine-Leute-Partei“ auftritt, der man vertrauen kann. Bisher hatte sich in der 
Alpenrepublik noch keine Partei links von Sozialdemokraten und Grünen wirklich etablieren 
können. 

In Österreich ist dieser Prozess also neu, während in anderen Ländern prononcierte 
Linksparteien schon etabliert sind. So brachten die Europawahlen durchaus 
bemerkenswerte Erfolge für radikalere Linksparteien. In Schweden etwa konnten sich, nach 
den Niederlagen bei den Parlamentswahlen, die Linken generell stabilisieren: Die 
Sozialdemokraten gewannen leicht dazu, die Linkspartei sogar massiv. Bemerkenswert 
auch das Ergebnis in Dänemark: Die linksgrüne „Sozialistische Volkspartei“ (Socialistisk 
Folkeparti) gewann stark, während die Sozialdemokratie dramatisch abstürzte. Die 
Linkspartei liegt jetzt bei 17,4 Prozent, die Sozialdemokraten bei 15,6. Das ist auch deshalb 
bemerkenswert, da die Sozialdemokratie von Premierministerin Mette Frederiksen mit ihrem 
harten Migrationskurs eigentlich als Blaupause für eine „rechtere“ Sozialdemokratie galt und 
von vielen Kommentatoren als erfolgversprechend hingestellt wurde. Die Socialistisk 
Folkeparti, die anders als die KPÖ seit Jahren eine fixe Größe in ihrem Land ist, verband 
die ökologische Frage klug und schlau mit dem Thema der Lebenshaltungskosten. 
Botschaft: Erneuerbare Energien auszubauen, ist gut für das Klima und senkt die 
Energiepreise. 

Dass jenseits der etablierten sozialdemokratischen Parteien Linksparteien bestehen oder 
aufsteigen, ist gewiss nicht gänzlich neu. Frankreich hatte lange eine starke kommunistische 
Partei, Spanien ebenso, und dass in den skandinavischen Ländern mit ihren heterogenen 
Parteiensystemen prononcierte Linksparteien sogar an Regierungen beteiligt sind, ist eine 
Art regionaler Gewohnheit. Im Zuge der Finanz- und Eurokrise ab dem Jahr 2008 sind vor 
allem in Südeuropa starke Parteien entstanden, die eine Art von Bündnis aus linksradikalen 
Zirkeln, alternativen Lebenskulturen und neuen linken Basisbewegungen waren. Allen voran 
Syriza in Griechenland – die Allianz der radikalen Linken, deren Spitzenmann Alexis Tsipras 
zwei Perioden als Premierminister amtierte – oder etwa Podemos in Spanien. In 
Deutschland war zeitweise „Die Linke“ stark, weil sie sich einerseits auf die regionale 
Verankerung der früheren „Partei des demokratischen Sozialismus“ (PDS) in 
Ostdeutschland, andererseits auf die Unzufriedenheit sozialdemokratischer Milieus mit der 
Agenda 2020 stützen konnte. In Frankreich profitierte La France insoumise des altbacken-
populistischen Jean-Luc Mélenchon wiederum vom zeitweiligen De-facto-Kollaps der Parti 
Socialiste. 

Linksparteien profitieren heute da, wo es Unzufriedenheit mit den Sozialdemokraten und 
anderen Mitte-links-Parteien in deren eigenen Wählermilieus gibt. 

Linksparteien profitieren heute da, wo es Unzufriedenheit mit den Sozialdemokraten und 
anderen Mitte-links-Parteien in deren eigenen Wählermilieus gibt – sei es, weil diese in 
Regierungskoalitionen feststecken, sei es, weil sie als gemäßigte Mittelklasseparteien 
„langweilig“ geworden sind oder bürokratisch verknöchert sind, eine unerträgliche 
Funktionärssprache sprechen und undurchlässig für junge Aktivistinnen und Aktivisten sind. 
Die KPÖ etwa setzt stark auf soziale Fragen und das Wohnungs- und Mietthema und 
präsentiert sich als jene Partei, die die Stimme jener ist, die keine Stimme haben. Ihre 
Wahlerfolge erklären sich auch mit der Mobilisierung bisheriger Nichtwähler. Dort, wo die 
KPÖ den Protest, den Zorn und einfach die Unzufriedenheit mobilisiert, wachsen daher auch 
die Bäume der rechten Populisten nicht in den Himmel. 
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Bei allen Unterschieden, was die Umstände anbelangt, gibt es zumindest ein Muster, das in 
praktisch allen westeuropäischen Ländern anzutreffen ist: Der heutige Zeitgeist ist 
Amtsinhabern nicht günstig. Linksparteien wie die Kommunisten sind selten Amtsinhaber – 
was so gesehen heute ein Vorteil ist. Wenn sie es schaffen, den vorhandenen Unmut und 
Frust zu repräsentieren und zugleich Konzeptionen von „Hoffnung“ und „Wandel“ zu 
artikulieren, dann können sie Erfolge einfahren, die vor einigen Jahren noch eher 
unwahrscheinlich schienen. 

 
Robert Misik 
Wien 

Robert Misik lebt und arbeitet in Wien als Journalist und Autor. Zuletzt erschien von ihm: 
Putin. Ein Verhängnis: Wie Wladimir Putin Russland in eine Despotie verwandelte und jetzt 
Europa bedroht. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/zukunft-der-sozialdemokratie/artikel/links-
radikal-erfolgreich-
7617/?utm_campaign=de_40_20240702&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
 

02) Kurz vor dem Kollaps. Verantwortlich für den weltweiten Aufwind rechter  
      Parteien ist auch die Politik  
 
      Von Daron Acemoglu 
 
 
25.06.2024  

 
Protest gegen Macrons Rentenreform: Wird die Neuwahl des französischen Parlaments zu 
einer Abrechnung mit dem Präsidenten? - picture alliance / NurPhoto | Fabien Pallueau  

 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/zukunft-der-sozialdemokratie/artikel/links-radikal-erfolgreich-7617/?utm_campaign=de_40_20240702&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/zukunft-der-sozialdemokratie/artikel/links-radikal-erfolgreich-7617/?utm_campaign=de_40_20240702&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/zukunft-der-sozialdemokratie/artikel/links-radikal-erfolgreich-7617/?utm_campaign=de_40_20240702&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/zukunft-der-sozialdemokratie/artikel/links-radikal-erfolgreich-7617/?utm_campaign=de_40_20240702&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/daron-acemoglu/
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Auch wenn die befürchtete extremistische Welle bei der Wahl zum Europäischen Parlament 
in diesem Monat nicht alles hinweggespült hat – die extreme Rechte hat in Italien, 
Österreich, Deutschland und vor allem in Frankreich gut abgeschnitten. Ihre jüngsten 
Zuwächse bauen auf Erfolge von Rechtsaußen-Parteien unter anderem in Ungarn, Italien, 
Österreich, den Niederlanden und Schweden auf. In Frankreich kann der überwältigende 
Sieg von Marine Le Pens Rassemblement National (früher Front National) nicht als reine 
Protestwahl abgetan werden. Die Partei kontrolliert bereits viele lokale Regierungen, und ihr 
Erfolg in diesem Monat hat Präsident Emmanuel Macron dazu veranlasst, vorgezogene 
Neuwahlen anzukündigen – ein riskanter Schritt, der ihr eine parlamentarische Mehrheit 
verschaffen könnte. 

In gewisser Hinsicht ist das nichts Neues. Es war bereits bekannt, dass die Demokratie auf 
der ganzen Welt zunehmend unter Druck gerät und sich die Herausforderungen durch 
autoritäre Parteien intensivieren. Umfragen zeigen, dass ein wachsender Teil der 
Bevölkerung das Vertrauen in demokratische Institutionen verliert. Besonders 
besorgniserregend ist jedoch der Vormarsch der extremen Rechten bei den jüngeren 
Wählerinnen und Wählern. Niemand kann jetzt noch abstreiten, dass diese Wahl ein 
Weckruf war. Doch solange wir die eigentlichen Ursachen für diesen Trend nicht verstehen, 
werden die Bemühungen, die Demokratie vor dem Zusammenbruch der Institutionen und 
vor Extremismus zu schützen, kaum erfolgreich sein. 

Die einfache Erklärung für die Krise der Demokratie in der gesamten industrialisierten Welt 
ist, dass das System nicht gehalten hat, was es versprochen hatte. 

Die einfache Erklärung für die Krise der Demokratie in der gesamten industrialisierten Welt 
ist, dass das System nicht gehalten hat, was es versprochen hatte. In den Vereinigten 
Staaten sind die realen (inflationsbereinigten) Einkommen im unteren und mittleren Bereich 
des Spektrums seit 1980 kaum gestiegen, und die gewählten Politikerinnen und Politiker 
haben wenig dagegen unternommen. Auch in weiten Teilen Europas ist das 
Wirtschaftswachstum, insbesondere seit 2008, eher schwach. Auch wenn die 
Jugendarbeitslosigkeit in letzter Zeit zurückgegangen ist, in Frankreich und mehreren 
anderen europäischen Ländern ist sie seit Langem ein großes wirtschaftliches Problem. 

Das westliche Modell der liberalen Demokratie sollte für Arbeitsplätze, Stabilität und 
hochwertige öffentliche Güter sorgen. Während es nach dem Zweiten Weltkrieg größtenteils 
erfolgreich war, ist es seit etwa 1980 in fast allen Bereichen hinter den Erwartungen 
zurückgeblieben. Politikerinnen und Politiker der Linken wie der Rechten warben weiterhin 
für Politiken, die von Experten gestaltet und von hochqualifizierten Technokraten ausgeführt 
werden. Diese haben jedoch nicht nur keinen gemeinsamen Wohlstand geschaffen, 
sondern schufen zudem die Voraussetzungen für die Finanzkrise 2008, die den noch 
verbleibenden schönen Schein des Erfolgs bröckeln ließ. Die meisten Wählerinnen und 
Wähler kamen zu dem Schluss, dass sich die Politiker mehr um Banker als um Arbeitnehmer 
kümmern. 

Meine eigene Untersuchung in Zusammenarbeit mit Nicolás Ajzenman, Cevat Giray Aksoy, 
Martin Fiszbein und Carlos Molina zeigt, dass Wählerinnen und Wähler dazu neigen, 
demokratische Institutionen zu unterstützen, wenn sie unmittelbar Erfahrungen mit 
Demokratien gemacht haben, die Wirtschaftswachstum, eine nicht korrupte Regierung, 
soziale und wirtschaftliche Stabilität, öffentliche Dienstleistungen und geringe Ungleichheit 
bieten. Es überrascht daher nicht, dass eine Nichterfüllung dieser Bedingungen zu einem 
Verlust an Unterstützung führt. Und selbst wenn sich demokratische 
Entscheidungsträgerinnen und -träger auf politische Maßnahmen konzentriert haben, die zu  

https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/vormarsch-auf-bruessel-7564/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/ohne-netz-und-doppelten-boden-7569/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/ohne-netz-und-doppelten-boden-7569/
https://freedomhouse.org/report/freedom-world/2018/democracy-crisis
https://cepr.org/voxeu/columns/successful-democracies-breed-their-own-support
https://www.reuters.com/world/europe/how-far-right-gained-traction-with-europes-youth-2024-06-13/
https://www.reuters.com/world/europe/how-far-right-gained-traction-with-europes-youth-2024-06-13/
https://www.science.org/doi/10.1126/science.1251868
https://data.worldbank.org/indicator/SL.UEM.1524.ZS?locations=FR
https://www.economist.com/finance-and-economics/2023/12/12/europes-economy-is-in-a-bad-way-policymakers-need-to-react
https://economics.mit.edu/sites/default/files/2023-10/Successful%20Democracies%20Breed%20Their%20Own%20Support.pdf


Seite E 13 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 849 vom 04.07.2024 

besseren Lebensbedingungen für die Mehrheit der Bevölkerung beitragen, ist ihnen die 
Kommunikation mit der Öffentlichkeit nicht gut gelungen. So ist etwa eine Rentenreform 
offensichtlich notwendig, um Frankreich auf einen nachhaltigeren Wachstumspfad zu 
bringen, aber Macron hat es nicht geschafft, die Öffentlichkeit für seine vorgeschlagene 
Lösung zu gewinnen. 

Die demokratischen Spitzenpolitiker haben zunehmend den Bezug zu den tieferen Sorgen 
der Bevölkerung verloren. 

Die demokratischen Spitzenpolitiker haben zunehmend den Bezug zu den tieferen Sorgen 
der Bevölkerung verloren. Im Falle Frankreichs spiegelt dies teilweise Macrons autoritären 
Führungsstil wider. Es spiegelt aber auch einen allgemeinen Vertrauensverlust in 
Institutionen wider sowie die Rolle der sozialen Medien und anderer 
Kommunikationstechnologien bei der Förderung polarisierender Positionen (sowohl bei den 
Linken als auch bei den Rechten) und beim Drängen eines Großteils der Bevölkerung in 
ideologische Echokammern. Politische Entscheidungsträgerinnen und Mainstream-Politiker 
waren zudem ein Stück weit unsensibel für die wirtschaftlichen und kulturellen Turbulenzen, 
die Masseneinwanderung mit sich bringt. In Europa äußerte ein beträchtlicher Teil der 
Bevölkerung in den vergangenen zehn Jahren seine Besorgnis über Masseneinwanderung 
aus dem Nahen Osten, aber Politiker der Mitte (insbesondere der linken Mitte) haben sich 
des Themas nur zögerlich angenommen. Dies bot einwanderungsfeindlichen Rand-Parteien 
wie den Schwedendemokraten und der niederländischen Partei für die Freiheit eine große 
Chance, die inzwischen formelle oder informelle Koalitionspartner der Regierungsparteien 
geworden sind. 

Die Herausforderungen, die den Wohlstand für alle in der industrialisierten Welt hemmen, 
werden im Zeitalter der Künstlichen Intelligenz und der Automatisierung noch stärker in den 
Vordergrund rücken – und das in einer Zeit, in der Klimawandel, Pandemien, 
Massenzuwanderung und verschiedene Bedrohungen des regionalen und globalen 
Friedens immer größere Sorgen bereiten. Doch die Demokratie ist nach wie vor am besten 
dafür gerüstet, mit diesen Problemen umzugehen. Historische und aktuelle Belege machen 
deutlich, dass nichtdemokratische Regime weniger auf die Bedürfnisse ihrer Bevölkerung 
eingehen und benachteiligten Bürgerinnen und Bürgern weniger wirksam helfen. Was auch 
immer das chinesische Modell versprechen mag, es ist evident, dass nichtdemokratische 
Regime das Wachstum auf lange Sicht letztendlich verringern. 

Nichtsdestotrotz werden sich demokratische Institutionen und politische Verantwortliche 
erneut dem Aufbau einer gerechten Wirtschaft verpflichten müssen. Das bedeutet, dass 
Arbeitnehmerinnen und Normalbürgern Vorrang vor multinationalen Unternehmen, Banken 
und globalen Konzernen eingeräumt und dass das Vertrauen in die richtige Art von 
Technokratie gefördert werden muss. Es wird nicht reichen, unnahbare Beamte politische 
Maßnahmen im Interesse globaler Unternehmen durchsetzen zu lassen. Um Klimawandel, 
Arbeitslosigkeit, Ungleichheit, künstliche Intelligenz und die Verwerfungen der 
Globalisierung anzugehen, müssen Demokratien Expertenwissen und öffentliche 
Unterstützung zusammenbringen. 

Viele Wählerinnen und Wähler misstrauen den Parteien der Mitte. 

Das wird nicht einfach sein, denn viele Wählerinnen und Wähler misstrauen den Parteien 
der Mitte. Auch wenn die extreme Linke – wie sie in Frankreich von Jean-Luc Mélenchon 
repräsentiert wird – in Bezug auf ihr Engagement für die arbeitende Bevölkerung und ihre  

 

https://news.gallup.com/poll/394283/confidence-institutions-down-average-new-low.aspx
https://news.gallup.com/poll/394283/confidence-institutions-down-average-new-low.aspx
https://news.gallup.com/poll/394283/confidence-institutions-down-average-new-low.aspx
https://www.brookings.edu/articles/the-rise-of-sweden-democrats-and-the-end-of-swedish-exceptionalism/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/pleite-fuer-die-diplom-demokratie-7154/
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Unabhängigkeit von den Interessen der Banken und der globalen Wirtschaft glaubwürdiger 
ist als die etablierten Politiker, ist unklar, ob linkspopulistische Politiken wirklich die von den 
Wählern gewünschte Wirtschaft hervorbringen würden. 

Dies zeigt einen Weg für Parteien der Mitte auf. Sie können mit einem Manifest beginnen, 
das blinde Gefolgschaft gegenüber global agierenden Unternehmen und unregulierte 
Globalisierung ablehnt und einen klaren, umsetzbaren Plan anbietet, wie sich 
Wirtschaftswachstum und geringere Ungleichheit miteinander kombinieren lassen. 
Außerdem sollten sie einen Mittelweg zwischen Offenheit und einer vernünftigen 
Begrenzung der Migration finden. 

Wenn genügend französische Wählerinnen und Wähler im zweiten Wahlgang der 
Parlamentswahlen die prodemokratischen Parteien gegen den rechtsnationalen 
Rassemblement National unterstützen, könnte Macrons gewagte Wette durchaus aufgehen. 
Aber selbst wenn es klappt, kann es nicht so weitergehen wie bisher. Damit die Demokratie 
die Unterstützung und das Vertrauen der Öffentlichkeit zurückgewinnen kann, muss sie 
arbeitnehmerfreundlicher und egalitärer werden. 

Aus dem Englischen von Sandra Pontow 

© Project Syndicate 

 

 
Daron Acemoglu 
Cambridge 

Daron Acemoglu ist Professor für Wirtschaft am Massachusetts Institute of Technology und 
Co-Autor (mit James A. Robinson) von Why Nations Fail: The Origins of Power, Prosperity 
and Poverty  und The Narrow Corridor: States, Societies, and the Fate of Liberty. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/kurz-vor-
dem-kollaps-
7600/?utm_campaign=de_40_20240625&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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03) Reaktion auf den Rechtsruck. Ganz Europa spricht über die EU-Wahl.  
      Doch wie schaut der Rest der Welt auf die Wahlergebnisse? Wir berichten  
      aus Argentinien, den USA und Nigeria 
 

      Von Svenja Blanke & Ingrid Ross & Knut Dethlefsen  
      &  Lennart Oestergaard 
 

 

11.06.2024 

 
Marine Le Pen, Vorsitzende des Rassemblement National, spricht auf einer Veranstaltung 
der rechtsextremen spanischen Partei VOX. Dort auch eingeladen: Argentiniens Präsident 
Javier Milei.- picture alliance / Zumapress | Alberto Gardin   

Argentinien 

Brüssel liegt ungefähr 11 000 Kilometer von Buenos Aires entfernt. Auch wenn Argentinien 
sich als Einwanderungsland versteht, das stolz auf seine europäischen Wurzeln und dem 
alten Kontinent gefühlt enger verbunden ist als andere Länder Südamerikas, waren die 
Wahlen zum Europaparlament an und für sich hier kaum eine Schlagzeile wert. Präsident 
Javier Milei, der sich in einer seltsamen Doppelrolle als „staatszersetzender Maulwurf“ im 
Staatsapparat sieht und gleichzeitig dessen Präsident ist, hält die krisengeschüttelte 
Gesellschaft mit seinen radikalen Initiativen stark in Atem, so dass die Argentinier vor allem 
mit sich selbst und der Wirtschaftslage beschäftigt sind. Zudem interessiert sich der 
Präsident nicht für traditionelle Außenpolitik und hat es sich in seiner kurzen Amtszeit bereits 
mit zahlreichen anderen Staatslenkern wie Kolumbiens Präsident Gustavo Petro und 
Spaniens Ministerpräsident Pedro Sanchez verscherzt. Man kann sich vorstellen, dass er 
auf internationalem Parkett ungefähr so beliebt ist wie ein Schulkamerad, der andere ständig 
tyrannisiert. 

Doch dank der Ankündigung von vorgezogenen Neuwahlen in Frankreich am Wahlabend 
haben es die Europawahlen doch in die Nachrichten geschafft. Das starke Ergebnis der 
rechtsnationalen Partei Rassemblement National um Marine Le Pen ist ein Thema, das 
auch hier auf Resonanz stößt, schließlich wird Argentinien seit einem halben Jahr von einem 
libertären Radau-Populisten als Präsident regiert. Allerdings ist die argentinische Spielart 
von Rechtsaußen unter Milei eine besondere. Ob der anarchokapitalistische Präsident 
gemeinsame Interessen mit einem eventuell rechtskonservativ geprägten Europa finden 
würde, die in konkrete Veränderungen der argentinisch-europäischen Beziehungen 
münden, bleibt abzuwarten. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/svenja-blanke/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/ingrid-ross/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/knut-dethlefsen/
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Auf der Konferenz, zu der die spanische rechtspopulistische Partei VOX im Wahlkampf 
eingeladen hatte, wurde rhetorisch der „Kampf für die Freiheit“ beschworen, der Widerstand 
gegen Sozialismus und Kommunismus, gegen die Agenda 2030, gegen die Gender-
Ideologie, gegen die „islamische“ Einwanderung sowie die Verteidigung der nationalen 
Souveränität und Identität. In vielen dieser Themen steht Milei den europäischen Rechten 
zwar ideologisch nahe, doch es sind vor allem Wirtschafts- und Handelsfragen, die im 
Mittelpunkt der Agenda zwischen Argentinien und Europa stehen. 

Milei will das an Bodenschätzen und Agrargütern reiche Land für ausländische Investoren 
öffnen. 

Im Bereich der Handelspolitik wären gemeinsame Interessen ein echter Game Changer, 
steht doch noch immer der Abschluss der Verhandlungen über das EU-Mercosur-
Abkommen zwischen Europa und den südamerikanischen Ländern Brasilien, Argentinien, 
Paraguay und Uruguay aus. Milei will das an Bodenschätzen und Agrargütern reiche Land 
für ausländische Investoren öffnen. Zuletzt hatte er folgerichtig Bereitschaft für eine baldige 
Unterzeichnung des Abkommens signalisiert, doch es war vor allem der französische 
Präsident Macron, der unter dem Eindruck der Bauernproteste in seinem Land dem 
Abkommen eine Absage erteilte, da er Wettbewerbsnachteile für die einheimischen 
Produzenten fürchtete. Diese Position teilt auch Marine Le Pen. 

Milei feiert seinen angeblichen Einfluss auf den Siegeszug der Rechten in Europa, aber bei 
genauerem Hinsehen gibt es doch erhebliche Unterschiede zwischen den verschiedenen 
Strömungen, vor allem über die Frage, wie das Verhältnis zwischen Staat und Markt 
ausgestaltet sein sollte. Für den Großteil der Argentinierinnen und Argentinier steht 
wiederum eine ganz andere Frage im Zentrum. Für sie ist vor allem wichtig, dass sie 
weiterhin ohne Visum in den Schengenraum einreisen können. 

Svenja Blanke und Ingrid Ross, FES Buenos Aires 

USA 

„Sind das denn wirklich wichtige Wahlen?“, fragt mit Erstaunen die New Yorker Journalistin 
Jennifer Kirby. Sie ist sichtlich irritiert als sie erfährt, dass der Ausgang der Wahlen zum 
Europäischen Parlament keine personellen Konsequenzen bei den deutschen Parteien 
haben wird. Dass die Deutschen nur Parteilisten wählen können, finden Amerikaner, die 
sich mit den EU-Wahlen beschäftigen, seltsam. Parlamentarier, die keine Verantwortung 
gegenüber Wahlkreisen haben, gibt es in den USA schlicht nicht. Fühlen sich die deutschen 
Europaabgeordneten dann wirklich den Bürgerinnen und Bürgern verpflichtet, wenn sie für 
ihre Platzierung auf der Liste vor allem die Zustimmung in der eigenen Partei benötigen? 

Selbst bei politisch Interessierten besteht eine gewisse Ferne zu diesen schwer 
verständlichen Wahlen, die so ganz anders sind, zumal der Wahlkampf aus US-Perspektive 
fast unpolitisch wirkte. So wird den Europawahlen in den USA deutlich weniger 
Aufmerksamkeit geschenkt als umgekehrt. Denn in Europa wie im Rest der Welt schaut die 
Bevölkerung gebannt auf das Drama der US-Wahlen im November. Natürlich auch, weil der 
Ausgang der Präsidentschaftswahl direkte Implikationen für Europas Sicherheit und 
Wohlstand haben wird. 

Der Ausgang der EU-Parlamentswahl wird teilweise als Vorwarnung für die anstehenden 
US-Wahlen gesehen. 
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Das politische Amerika beschäftigt sich mit den Europawahlen vor allem im Kontext der 
eigenen Wahlen. Insbesondere der Rechtsruck sowie die zunehmende politische Gewalt in 
Deutschland und in anderen europäischen Staaten bereiten vor dem Hintergrund der 
erneuten Kandidatur von Donald Trump große Sorgen. Der Ausgang der EU-
Parlamentswahl wird teilweise als Vorwarnung für die anstehenden US-Wahlen gesehen. 
So schreibt das Urgestein der politischen Kolumne E.J. Dionne am Tag der Wahl in der 
Washington Post: „Sie warnen uns, dass der Flirt mit dem Autoritarismus nie gut ausgeht.“ 

Auch im Weiẞen Haus wurden die Wahlen aufmerksam verfolgt. In US-Regierungskreisen 
waren in den vergangenen Wochen Sorgen über einen europäischen Rechtsruck geäußert 
worden. Die großen Erfolge der Ultrarechten in Deutschland und Frankreich sowie die 
Entscheidung von Präsident Macron, das französische Parlament aufzulösen, sind nun 
Realität und Unsicherheitsfaktoren für die Biden-Regierung und die Demokraten. Werden 
womöglich die wichtigsten Partner bei entscheidenden Fragen schwächeln oder zu sehr mit 
sich beschäftigt sein? Die Republikaner hoffen hingegen, dass der Trump-Effekt in Europa 
Einzug gehalten hat. 

Die EU galt aus der Perspektive des liberalen Amerikas gerade in den Trump-Jahren als 
Hort liberaler Werte und als Stabilitätsanker. Die Wahlergebnisse suggerieren nun, dass 
diese Wahrnehmung trügen mag. Die neue Zusammensetzung des Europäischen 
Parlaments zeigt, in welche Richtung sich Europa gerade politisch wandeln könnte – 
Nationalismus und rechtspopulistische bis rechtsextreme Politik finden Anklang. Aus Sicht 
der Biden-Regierung ist dies kein guter Weg für die transatlantischen Partner. Es besteht 
die reale Gefahr, dass auf beiden Seiten des Atlantiks die Demokratie und die liberale 
Weltordnung zunehmend ins Wanken geraten. Und diese Gefahr ist ernst, da sich Amerikas 
Rechtskonservative und Rechtsextreme zunehmend mit ihren europäischen Pendants 
vernetzen. Die demokratische Mehrheit im Europaparlament sollte zügig die 
Zusammenarbeit mit dem liberalen Amerika – mit den Demokraten und den verbliebenen 
moderaten Republikanern – suchen und nachhaltig stärken. 

Knut Dethlefsen, FES Washington, D.C. 

Nigeria 

In Nigeria, dem mit circa 223 Millionen Einwohnern größten Land Afrikas, erhielten die 
Europawahlen kaum Beachtung. Zu sehr ist das Land, das über zweieinhalb Mal so groß ist 
wie Deutschland, mit seinen eigenen Problemen beschäftigt: Die aktuellen massiven 
Steigerungen der Lebenskosten und die wachsende Unsicherheit in weiten Landesteilen 
prägen den Alltag der Menschen. 

Die Regierung unter Präsident Bola Tinubu feierte erst vor wenigen Wochen einjähriges 
Jubiläum. Seine umfassenden Wirtschaftsreformen – vor allem die Abschaffung der 
Benzinpreissubvention und die Aufhebung des staatlich vorgegebenen Wechselkurses – 
bergen die Hoffnung, die Wirtschaft langfristig zu stabilisieren. Kurzfristig haben die 
Reformen, da sie ohne soziale Ausgleichsmaßnahmen eingeführt wurden, jedoch die 
Inflation im Land angefeuert (zuletzt 33 Prozent) und das Leben der Nigerianerinnen und 
Nigerianer noch schwerer gemacht. 

Aktuell gehen ungefähr die Hälfte der nigerianischen Rohöl- und Gasexporte nach Europa. 
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Der aktuelle Mindestlohn von 30 000 Naira im Monat (circa 19 Euro) reicht für viele nicht 
einmal zur Deckung der Transportkosten für den Weg zur Arbeit. Die Gewerkschaften 
organisierten deshalb vergangene Woche einen Generalstreik. Die schwierige 
wirtschaftliche Lage des weitgehend vom Ölexport abhängigen Landes verstärkt gleichzeitig 
die Unsicherheit. Überfälle, gewaltsame Auseinandersetzungen um fruchtbares Land und 
kommerzielles Kidnapping nehmen kontinuierlich zu. 

Doch trotzdem sind die Europawahlen für den „Riesen Afrikas“ nicht unbedeutend. Viele der 
Investitionen, die die Regierung um jeden Preis anlocken möchte, könnten durch 
europäische Firmen getätigt werden. Auch als Absatzmarkt für europäische Produkte und 
als Exporteur von Gas, Agrarprodukten und (verarbeiteten) Rohstoffen nach Europa bietet 
sich Nigeria an. Aktuell gehen ungefähr die Hälfte der nigerianischen Rohöl- und 
Gasexporte nach Europa. Als eines der bevölkerungsreichsten Länder der Welt, mit einem 
Anteil von 70 Prozent der unter 30-Jährigen, ist Nigeria auch ein möglicher Partner Europas 
für die Gewinnung von Fachkräften. Neben den USA und Kanada ist die EU ein beliebtes 
Ziel für viele Studierende und zum Teil für hoch qualifizierte Fachkräfte aus Nigeria. 

Der Rechtsruck, den die aktuellen Wahlergebnisse in Europa bedeuten, wird nur von einer 
kleinen, gebildeten und international gut vernetzten Schicht in Nigeria beachtet. Mit Sorge 
blickt dieser vor allem junge und urbane Teil der Gesellschaft auf eine mögliche 
Verschärfung der ohnehin als restriktiv wahrgenommenen Migrationspolitik der 
Europäischen Union. Denn auch für gut situierte Menschen aus Nigeria ist ein 
Urlaubsbesuch bei Verwandten und Freunden in London, Paris oder Berlin aufgrund der 
restriktiven Visapolitik immer noch eine große Herausforderung.   

Für die EU wiederum ist Nigeria nicht nur aufgrund seines wirtschaftlichen Potenzials und 
des Bevölkerungsreichtums relevant, sondern auch aufgrund seiner geopolitischen 
Bedeutung. Als Stabilitätsanker im Sahel ist Nigeria – anders als andere Staaten in der 
fragilen Region – aufgrund seiner Größe und Komplexität relativ unabhängig von 
ausländischem Einfluss, insbesondere von Russland und China. Als grundsätzlich am 
Westen orientiertes Land ist es trotz demokratischer Defizite ein wichtiger Partner für die 
Gestaltung einer multilateralen Weltordnung. Damit Nigeria seinen Blick von innen nach 
außen richten kann, muss es jedoch zunächst seine eigenen Probleme in den Griff 
bekommen. 

Lennart Oestergaard, FES Abuja 

 

 
Svenja Blanke 
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https://www.ips-journal.eu/topics/economy-and-ecology/rising-costs-falling-hopes-7446/
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Weitere Beiträge  
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04) Vormarsch auf Brüssel. Rechte Parteien konnten bei der Europawahl  
     deutlich zulegen. Welche Auswirkungen hat ihr Erfolg auf die EU und ihre  
     Handlungsfähigkeit? 

     Von Tobias Mörschel & Ingmar Naumann & Marco Schwarz 

11.06.2024   

 
Was werden Giorgia Melonis Fratelli d’Italia in der EU bewirken können? - picture alliance / 
Anadolu | Riccardo De Luca  

Die jüngsten Wahlen zum Europäischen Parlament haben die politische Landschaft in der 
Europäischen Union (EU) verändert und nach rechts verschoben. Die europäischen 
Konservativen (EVP) sind die klaren Gewinner dieser Wahlen, während Sozialdemokraten 
(S&D) und Linke ihre Positionen weitgehend halten konnten. Verlierer sind Grüne und 
Liberale, die über 40 Sitze im EP abgeben müssen, wohingegen die rechtspopulistische 
(EKR) und die rechtsextreme (ID) Fraktion deutliche Zugewinne verbuchen können. Welche 
Dynamik entwickeln die neuen Kräfteverhältnisse und welche Auswirkungen hat dies auf 
die Arbeitsfähigkeit des Europäischen Parlaments? Was bedeutet das Wahlergebnis für die 
neue Europäische Kommission und ihr Arbeitsprogramm? Und welche Folgen werden diese 
Veränderungen für die europäische Integration und auf Europa als Akteur in einer 
multipolaren Welt haben? 

Die zehnte Direktwahl zum Europäischen Parlament fand in einer Zeit statt, in der sich die 
weltpolitische Lage durch den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine deutlich 
gewandelt hat. Gleichzeitig hatten noch nie in der Geschichte der EU rechte und 
rechtsextreme Parteien einen so starken Einfluss in zahlreichen Staaten der EU. Das Votum 
der Wählerinnen und Wähler erschwert traditionelle Mehrheitsverhältnisse von Parteien der 
politischen Mitte und wird die Brüsseler Konsensmaschine einem Stresstest unterziehen. 

Wie geht es nun weiter? Mitte Juni befasst sich der Europäische Rat beim Treffen der 
Staats- und Regierungschefs zunächst inoffiziell und dann Ende des Monats offiziell mit der 
Wahl seiner eigenen Spitze sowie mit der Besetzung der beiden anderen Topjobs der EU: 
der Kommissionspräsidentin und des Außenbeauftragten der EU. Hierbei wird eine 
Paketlösung angestrebt werden, welche die Mehrheitsverhältnisse im Rat und im Parlament 
widerspiegelt – und wobei eine Wiederholung der dysfunktionalen, geradezu toxischen 
Beziehung von Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen und Ratspräsident Charles 
Michel, die die vergangenen fünf Jahre die EU schwächte, unbedingt vermieden werden  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/tobias-moerschel/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/ingmar-naumann/
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/marco-schwarz/
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muss. Als neuer Ratspräsident wird meist der Name des ehemaligen portugiesischen 
Ministerpräsidenten António Costa genannt, während die estnische Premierministerin Kaja 
Kallas nächste Außenbeauftragte werden könnte. 

Für die Kommission gilt von der Leyen (EVP) als aussichtsreichste Kandidatin, auch wenn 
in Brüssel in den vergangenen Wochen zahlreiche Alternativen intensiv diskutiert wurden. 
Von der Leyen kann auf die Unterstützung der zahlreichen Mitte-rechts-Regierungen in der 
EU sowie auf die des sozialdemokratischen Lagers zählen. So hat der spanische 
Ministerpräsident Pedro Sánchez bereits öffentlich seine Unterstützung angekündigt und 
auch Bundeskanzler Olaf Scholz dürfte ein Interesse daran haben, sie im Amt zu halten. 

Das Votum der Wählerinnen und Wähler erschwert traditionelle Mehrheitsverhältnisse von 
Parteien der politischen Mitte. 

Sollte von der Leyen erneut vom Rat vorgeschlagen werden, wäre die entscheidende Hürde 
voraussichtlich Mitte Juli in Straßburg zu nehmen. Am 16. Juli wird wahrscheinlich zunächst 
die maltesische Politikerin Roberta Metsola (EVP) als Parlamentspräsidentin wiedergewählt 
werden. Zwei Tage später könnte die Wiederwahl von Ursula von der Leyen anstehen. Dann 
wäre es möglich, noch während der parlamentarischen Sommerpause eine Liste der 
potenziellen Mitglieder der Kommission zu erstellen. Für ihre Wiederwahl bräuchte von der 
Leyen die Zustimmung von mindestens 361 der 720 Abgeordneten – eine Mehrheit, die ihr 
angesichts des Erstarkens der rechten Fraktionen keineswegs sicher ist. Jean-Claude 
Juncker schaffte dies 2014 mit 46 Stimmen Vorsprung, von der Leyen 2019 mit nur neun 
Stimmen, damals unterstützt auch von rechtspopulistischen Parteien, die ihr diesmal die 
Zustimmung verweigern werden. Sollte von der Leyen im Rat durchfallen oder im Parlament 
keine Mehrheit finden, müsste der Rat – unter ungarischer Präsidentschaft – rasch eine 
neue Person vorschlagen, was den Arbeitsbeginn der neuen Kommission verzögern würde. 
Eine solche Hängepartie würde nicht nur die Arbeitsfähigkeit der EU beeinträchtigen, 
sondern auch ihrem Ansehen erheblichen Schaden zufügen. 

Parallel zu diesem hochpolitischen Prozess formieren sich die Fraktionen im Parlament neu. 
Die Wahl des Parlamentspräsidenten, der Vizepräsidenten und der Ausschussvorsitzenden 
beeinflusst die Arbeitsweise und die politischen Schwerpunkte des Parlaments in den 
kommenden Jahren. Es ist zudem wahrscheinlich, dass es zu einer Neuformierung der 
rechten und rechtsextremen Fraktionen im Europäischen Parlament kommen wird. Eine 
entscheidende Frage wird dabei der Umgang mit der AfD sein. Unmittelbar vor der Wahl 
war es der AfD gelungen, zum Paria unter den Rechtsaußenparteien zu werden, als sowohl 
Marine Le Pen als auch Giorgia Meloni und Matteo Salvini eine weitere Zusammenarbeit 
mit der AfD ablehnten und diese aus der ID-Fraktion ausgeschlossen wurde. 

Allerdings gilt auch hier das Motto, dass nach der Wahl nicht mehr unbedingt das gilt, was 
vor der Wahl gesagt wurde. Und der Rausschmiss des AfD-Spitzenkandidaten Krah aus der 
deutschen Delegation zeigt, dass die AfD alles tut, um im rechten Schmuddelsalon wieder 
hoffähig zu werden. Falls dieses Manöver nicht gelingt, wird die AfD wohl versuchen, eine 
dritte Rechtsfraktion im Parlament zu gründen, wofür mindestens 23 Abgeordnete aus 
sieben Mitgliedstaaten nötig wären. Mit von der Partie könnten dabei weitere rechte Parteien 
sein, die bisher keiner Fraktion angehören, wie etwa die ungarische Fidesz-Partei von Victor 
Orbán. 

Diskutiert wird auch die Option, dass die rechtspopulistischen und rechtsextremen Parteien 
eine neue „Superfraktion“ bilden könnten, was deren Verhandlungsmacht erheblich stärken 
und zu einer Polarisierung im Parlament führen würde. Eine solche rechte Großfraktion 
würde dazu beitragen, die EU-Agenda stärker an nationalen Interessen und weniger an  
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gemeinsamen europäischen Lösungen auszurichten. Dieses Szenario erscheint jedoch 
unwahrscheinlich, da sich viele europäische Rechtsparteien in zentralen außen- und 
sicherheitspolitischen Fragen nicht einig sind – insbesondere was das Verhältnis zu 
Russland, den Krieg gegen die Ukraine und die Zusammenarbeit mit den USA und der 
NATO betrifft. 

Insgesamt ist der Rechtsruck im Parlament symptomatisch für eine breitere politische 
Verschiebung. 

Eine Schlüsselrolle im Umgang mit den europäischen Rechtskräften wird künftig umso mehr 
der EVP zukommen, der auch CDU und CSU angehören. Anstatt um die Grünen zu werben, 
hat deren Partei- und Fraktionschef Manfred Weber in den letzten Monaten immer wieder 
die Zusammenarbeit mit der EKR gesucht und dabei auch die Chancen einer verstärkten 
Mitte-rechts-Kooperation mit der italienischen Regierungschefin Giorgia Meloni ausgelotet. 
Auch von der Leyen und Meloni hatten in den vergangenen Monaten einen engen und 
geradezu vertrauensvollen Umgang gepflegt, bei dem Erstere sich die Unterstützung für 
ihre Wiederwahl zu sichern suchte und Zweitere sich größeren Einfluss auf der 
europäischen Bühne versprach, war sie doch in den Wahlkampf gezogen mit dem Slogan 
„Con Giorgia l’Italia cambia l’Europa“ – „mit Giorgia verändert Italien Europa“. Es bleibt 
abzuwarten, inwieweit die drei Bedingungen von Weber und von der Leyen für eine 
Zusammenarbeit mit der Rechten – pro-europäisch, pro-ukrainisch und pro-rechtsstaatlich 
– am Ende tatsächlich erfüllt werden, wenn es um zentrale europäische Weichenstellungen 
geht. Aufgrund des offenen Schmusekurses von Weber, von der Leyen und Co mit den 
(extremen) Rechten droht die EVP jedoch die Unterstützung der Mitte-links Parteien zu 
verlieren. Die europäischen Sozialdemokraten und auch Bundeskanzler Scholz haben sehr 
deutlich gemacht, dass die Nominierung von der Leyens kein Selbstläufer ist, sollte sie eine 
Zusammenarbeit mit Rechtsaußen suchen. 

Insgesamt ist der Rechtsruck im Parlament symptomatisch für eine breitere politische 
Verschiebung, die tief in die nationalen politischen Landschaften der EU-Mitgliedstaaten 
hineinreicht. Diese Entwicklung spiegelt eine wachsende Unzufriedenheit mit der 
„etablierten Politik“ und eine zunehmende Hinwendung zu populistischen Lösungen wider, 
die einfache Antworten auf komplexe Probleme versprechen. Die zunehmende 
Fragmentierung erschwert die Entscheidungsprozesse in Parlament und Rat und könnte 
wichtige Reformen blockieren. Nationale Interessen rücken stärker in den Vordergrund, was 
die Fähigkeit der EU zur Formulierung gemeinsamer Politiken, insbesondere in 
grenzüberschreitenden Fragen wie Migration, Klimawandel und wirtschaftlicher 
Zusammenarbeit, erheblich beeinträchtigen könnte. 

Unabhängig davon, wer der neuen Kommission vorstehen wird, werden viele der neuen 
Kommissare politisch deutlich weiter rechts stehen, da sie von den Regierungen der 
Mitgliedstaaten vorgeschlagen werden und rechte Kräfte in den letzten fünf Jahren bei 
nationalen Wahlen immer stärker geworden sind. Dies hat natürlich erhebliche 
Auswirkungen auf das neue Arbeitsprogramm der Kommission und ihre zukünftigen 
europapolitischen Prioritäten. 

Ein stärker nationalistisch geprägtes Europa wird automatisch zu Spannungen mit wichtigen 
Partnern wie den USA führen und könnte die EU in ihrer Rolle als globaler Akteur 
schwächen. Nach innen steht die EU vor der Herausforderung, den Zusammenhalt 
zwischen den Mitgliedstaaten zu wahren. Wachsende politische Differenzen und der Druck 
populistischer Bewegungen könnten die Solidarität innerhalb der EU schwächen. Dies wäre 
besonders problematisch in einer Zeit, in der gemeinsame Anstrengungen erforderlich sind,  
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um globale Herausforderungen wie den Klimawandel oder die Digitalisierung zu bewältigen. 
Die EU befindet sich nun in einer Phase, in der die politischen Kräfteverhältnisse neu 
austariert werden müssen. Die kommenden Monate werden zeigen, in welche Richtung sie 
sich entwickeln wird und wie sie auf die neuen politischen Realitäten reagieren kann. 

 
Tobias Mörschel 
Brüssel 

Tobias Mörschel ist Leiter des Büros der Friedrich-Ebert-Stiftung in Brüssel. Zuvor war er 
Direktor des dortigen Kompetenzzentrums Future of Work, Leiter des FES-Büros in Italien 
und in den Baltischen Staaten. 

 
Ingmar Naumann 
Straßburg 

Ingmar Naumann leitet das Verbindungsbüro der Friedrich-Ebert-Stiftung in Straßburg. 

 
Marco Schwarz 
Brüssel 

Marco Schwarz arbeitet seit 2015 als Referent für Demokratie und EU-Erweiterung für die 
Friedrich-Ebert-Stiftung in Brüssel. Zuvor war er für die Europa-Union Deutschland in Berlin 
tätig. Er studierte Politik- und Sozialwissenschaften an der Universität Göttingen. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/vormarsch-auf-
bruessel-
7564/?utm_campaign=de_40_20240611&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
 
 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/vormarsch-auf-bruessel-7564/?utm_campaign=de_40_20240611&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/vormarsch-auf-bruessel-7564/?utm_campaign=de_40_20240611&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/vormarsch-auf-bruessel-7564/?utm_campaign=de_40_20240611&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/rubriken/europaeische-integration/artikel/vormarsch-auf-bruessel-7564/?utm_campaign=de_40_20240611&utm_medium=email&utm_source=newsletter
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05) Scheinkandidaten. Von Ed Koch 
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E. e) Mitteleuropa                                                                            Seite E 25 
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E. f) Deutschland und nahe Landschaften/Staaten        Seiten E 26 – E 97 

 
N i e d e r l a n d e (Seiten E 26 – E 29) 
 
01) Das neue holländische Regierungsprogramm: Hoffnung, Mut und Stolz –  
      Eckpunktepapier von PVV, VVD, NSC und BBB 2024-2028

 

Die Niederlande sind ein wunderschönes Land. 
Ein Land, auf das man stolz sein kann. 
Wir müssen hart arbeiten, um das Vertrauen der Niederländer zu gewinnen. 
Wir gehen einen neuen Weg. 

Deshalb unternehmen PVV, VVD, NSC und BBB in dieser Vereinbarung folgende 
konkrete Schritte: 

• Steuererleichterungen ab 2025 für fleißige Niederländer, jung und alt, wie etwa die 
Mittelschicht und die Unternehmer, aber auch für die Menschen, die in finanziellen 
Nöten sind. 

• Das strengste Zulassungsregime für Asylsuchende und das umfassendste Paket 
zur Kontrolle der Migration, das es jemals gab. 

• Ein deutlicher Schub für Wohnungsbau, Infrastruktur, Barrierefreiheit und 
Energiewende. 

• Mehr als die Halbierung des Eigenanteils im Gesundheitswesen auf das Niveau 
von 165 Euro im Jahr 2027 und Investitionen in die Altenpflege. 

• Chef im eigenen Haus sein zu können in der Landwirtschaft und Fischerei; ein 
Impuls für eine Zukunft dieser Sektoren und für die Ernährungssicherheit für uns 
alle. 

• Mehr Mitspracherecht der Bürger durch ein anderes Wahlsystem und Stärkung der 
Grundrechte durch ein Verfassungsgericht. 

• Gewährleistung der Sicherheit der Niederländer durch ein entschlossenes 
Vorgehen gegen Kriminalität und Terror. 

Auf Grundlage dieser Grundsatzvereinbarung wird das neue Kabinett an einem 
Regierungsprogramm mit den folgenden 10 Hauptpunkten arbeiten: 

1. Existenzsicherheit und Kaufkraft 
2. Kontrolle über Asyl und Migration 
3. Wohnungen und Sozialwohnungen, Infrastruktur, öffentlicher Verkehr und Luftfahrt; 
4. Eine gute Zukunft für Landwirtschaft und Fischerei, für Ernährungssicherheit, für die 
Natur 
5. Energie, Versorgungssicherheit und Klimaveränderung 
6. Zugängliche öffentliche Einrichtungen; Pflege und Bildung 
7. Gute Regierungsführung und ein starker Rechtsstaat 
8. Nationale Sicherheit 
9. Internationale Sicherheit 
10. Solide öffentliche Finanzen, Wirtschaft und Geschäftsklima 
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Die Punkte im Einzelnen sind: 

(...) 

2. Kontrolle über Asyl und Migration 

Es werden konkrete Schritte hin zu einer möglichst strengen Zulassungsregelung 
unternommen, das gesamte Asyl- und Migrationssystem wird reformiert, der Zustrom 
gezielt und so weit wie möglich reduziert durch die folgenden Maßnahmen: 

• Menschen ohne gültigen Aufenthaltstitel werden so weit wie möglich abgeschoben, 
auch zwangsweise. 

• Verbot der Bevorzugung von Asylanten bei der Zuweisung von Sozialwohnungen 
• Verstärkung der Grenzkontrollen und -überwachung, einschließlich mobiler 

Überwachung. 
• Zusammenarbeit mit Nachbarstaaten und gleichgesinnten Ländern im Falle eines 

Massenzustroms (wie 2015). 
• Schnellstmöglich soll eine Ausstiegsklausel für die europäische Asyl- und 

Migrationspolitik eingeführt und der Europäische Kommission vorgelegt werden.  
• Strengeres Zulassungsverfahren (Anpassung der Beweislast, keine Belohnung für 

bewusster Verzicht auf den Identitätsnachweis, Anpassung und Durchsetzung von 
Kriterien für ein sicheres Land und Durchsetzung der Dublin-Verordnung, Auslesen 
von Mobiltelefonen, Einschränkungen der Rechtshilfe). 

• Bei Grenzkontrollen entdeckte irreguläre Migranten müssen unverzüglich nach 
Deutschland und Belgien zurückgeschickt werden, auch ohne gültigen 
Personalausweis. 

• Die Landespolitik wird deutlich angepasst, sodass die Niederlande für 
Asylsuchende nicht mehr attraktiv sind, wie es zur Zeit der Fall ist. Der Prozentsatz 
anerkannter Asylanten muss im europäischen Vergleich nicht zu den höchsten, 
sondern zu den niedrigsten gehören. Eine Rolle spielt dabei auch die 
Beweislastumkehr: die Asylanten müssen beweisen, warum sie Anspruch auf Asyl 
haben, statt dass die niederländischen Behörden beweisen müssen, warum 
jemand keinen Anspruch auf Asylrecht hat (was die heutige Regelung ist). 

• Einführung eines Systems, welches zwischen Kriegsflüchtlingen und Verfolgten 
unterscheidet. Kriegsflüchtlinge bekommen weniger Rechte und werden nur 
befristet geduldet. Für letztere gibt es auch keine automatische 
Familienzusammenführung und diese wird nur auf die Kernfamilie und Kinder unter 
18 beschränkt und auch nur nach einer längeren Wartezeit. 

• Asylanträge werden ohne das Recht auf Berufung bei einem Gericht eingereicht. 
• Die unbefristete Asylgenehmigung wird abgeschafft der vorübergehende Aufenthalt 

eingeschränkt. 
• Unterbringung von Asylbewerbern mit geringer Aussicht auf Asyl an getrennten 

Orten mit möglichst strengen Auflagen, teilweise in geschlossenen Anstalten. 
• der staatliche Beitrag zur Unterstützung abgelehnter Asylbewerber wird beendet. 
• Die rechtliche Unterstützung bei Asylanträgen wird so weit wie möglich und bei 

wiederholten Fällen eingeschränkt, um Asylanträge so weit wie möglich zu 
reduzieren. 

• Asylverfahren werden verkürzt und vereinfacht, beispielsweise durch die 
Verkürzung der Einspruchsfrist und Beschränkung der Möglichkeit wiederholter 
Anträge.  

• Härteres Vorgehen gegen diejenigen, die sich nicht benehmen. 
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•  Bekämpfung der Kriminalität unter und von Asylbewerbern, unter anderem durch: 
unverzügliche Entfernung aus der Aufnahmeeinrichtung, Einstellung des  
Asylverfahrens, Erlöschens der Aufenthaltserlaubnis und durch eine weitere 
Verschärfung der Abschieberegeln, damit kriminelle Ausländer schneller 
abgeschoben werden können.  

• Bei den Registrierungs- und Aufnahmestellen wird strikt gegen Gewalt und 
Belästigung durch Asylbewerber vorgegangen, insbesondere wenn diese gegen 
weibliche Asylbewerber, LGBTIQ+ und/oder christlichen Asylbewerber gerichtet ist. 

• Unterlassene Mitwirkung bei der Abschiebung nach rechtskräftiger Ablehnung oder 
Verlust der Aufenthaltserlaubnis wird strafbar. 

• Der Fokus wird auf Rückkehr gelegt durch die Abschiebung von Asylbewerbern, 
die bereits in einem anderen EU-Mitgliedstaat abgelehnt wurden, Verlängerung der 
Ausländerhaft sowie Einschränkung der kommunalen Aufnahme auf 
Grundbedürfnisse 

• Die Liste sicherer Drittstaaten wird ausgeweitet auf der Grundlage offizieller 
Nachrichten; offizielle Mitteilungen werden grundsätzlich nicht veröffentlicht. 

• Der EU-Migrationspakt mit verschärften Asylregeln und Aufnahmeverfahren muss 
schnellstmöglich umgesetzt werden. Niederlande entscheidet sich gegen 
Umverteilung aus anderen Ländern und für die Zahlung von Geldern, um 
Aufnahme zu verweigern. 

• Gleichzeitig setzen sich die Niederlande für eine weitere Verschärfung der EU-
Vorschriften ein, unter anderem durch die Überprüfung von Asylbewerbern mit 
geringen Chancen, strengere Kontrollen an den Außengrenzen und die 
Bearbeitung in einem Drittstaat (Albanien-Modell). 

• Menschenhandel, Menschenschmuggel und alle illegalen Einwanderungswege 
werden bekämpft, national und europäisch. 

• Der persönliche Beitrag zur Unterbringung von Vertriebenen aus der Ukraine wird 
erhöht. 

• Fokus auf die Aufnahme in der Region und auf Migrationsabkommen zu diesem 
Zweck. 

• Eine Modernisierung der UN-Flüchtlingskonvention wird befürwortet und die 
Niederlande wollen sich mit gleichgesinnten Staaten dafür einsetzen. Auch die EU-
Verträge und Regelungen sollen den geänderten Umständen angepasst werden. 

Weiterhin werden Maßnahmen getroffen, um Arbeitsmigration zu beherrschen. Die 
Bedürfnisse der Wirtschaft müssen dabei klar festgestellt werden und nur wirklich 
benötigte Arbeitsmigranten eingelassen werden. Niedriglohnarbeiter und schlechte 
Arbeitsumstände sollen durch Maßnahmen beschränkt werden wie: 

• Die Zeitarbeitsbranche und Personalvermittlungsagenturen werden durch ein 
Zulassungssystem reguliert. 

• Arbeitgeber von Wanderarbeiter ohne Verbleibrecht übernehmen die 
Verantwortung für Schäden und Kosten von diesen. 

• Bei Langzeitaufenthalten liegt auch die Pflicht beim Arbeitgeber, diesen 
Mitarbeitern die Niederländische Sprache beizubringen. 

• Im Hinblick auf die Arbeitsmigration sind die Niederlande bestrebt, die Freizügigkeit 
von Personen innerhalb der EU einzuschränken, wenn und soweit eine 
Erweiterung der EU diskutiert wird. 

Wissens- und Studienmigration ist für die niederländische Wirtschaft wichtig, ihr Ausmaß 
muss jedoch reduziert werden im Verhältnis zu dem, was Kommunen, Bildung, 
Gesundheitsfürsorge und Wohnraum tragen können. Daher werden: 
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• Die Qualifikationsanforderungen der Wissensmigration verschärft und erhöht. 
• Einschränkung der Studienmigration im Hochschulbereich in der Bachelorphase 

mit Ausnahmen von Studien bei Arbeitsmarktengpässen unter Berücksichtigung 
der örtlichen Gegebenheiten (Je größer die Probleme, desto mehr 
Einschränkungen). 

• Die Studienmigration wird eingeschränkt dadurch, dass es zahlreiche Kurse auf 
Niederländisch und eine Höchstzahl für ausländische Studierende gibt, durch 
Beschränkung auf den Bezug eines Grundstipendiums und durch Erhöhung der 
Studiengebühren für Nicht-EU-Studierende. 

• Die Niederlande sollten gegenüber staatlichen Akteuren, die Menschen hierher 
schicken zur  Spionage wachsam sein. Es werden Maßnahmen zum Schutz 
unseres Wissens ergriffen. 

Ein zusätzliches und verbindliches Bekenntnis zur Einbürgerung und Integration. Der 
Ausgangspunkt ist, dass sie (Migranten) Teil von uns sind, wenn sie sich einbringen und 
die niederländischen Werte unterstützen. 

• Integration umfasst Wissen über den Holocaust und seine Opfer. 
• Die Regelfrist für die Einbürgerung wird auf 10 Jahre verlängert, ungeachtet ob 

man befristetes oder unbefristetes Aufenthaltsrecht hat. 
• Ausländer, die unsere Staatsangehörigkeit annehmen wollen, sollen nach 

Möglichkeit ihre vorige Nationalität aufgeben. 
• Die Sprachanforderungen für die Einbürgerung werden grundsätzlich für alle auf 

B1 erhöht. 
• Bekämpfung unerwünschter ausländischer Einflüsse, z. B. durch 

Wochenendschulen. 
• Es wird eine Regelung für Gebetsrufe (Muezzinrufe) geben. 
• Schädliche Praktiken wie Zwangsheirat und weibliche Genitalverstümmelung 

werden bekämpft. 

(...) 

Quelle: 
https://www.achgut.com/artikel/frische_politik_aus_holland_haetten_wirt_auch_gerne 

(Mitteilung von Leser Roger Kunert vom 30.05.2024) 
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B R  D e u t s c h l a n d  (ohne Berlin und Land Brandenburg)  
                                                                                      (Seiten E 30 – E 50) 
 
01)  Gegen die Urängste. Von Ed Koch 
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02) Katastrophal – Die Präsidentschaftswahlen in den USA. Von Ed Koch 
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03) Es kann nur eine [Staatsbürgerschaft] geben. Von Ed Koch 
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04) Mit Jesus gegen rechts. Was haben Olaf Scholz, Annalena Baerbock und  
      Jesus Christus gemeinsam? Und warum folgen ausgerechnet  
      Rechtspopulisten einem entgegengesetzten Trend? 
 
      Von Joscha Wendland 
 
27.06.2024  

picture alliance / Norbert Gerstenberger   

Politik und Religion stehen bekanntlich in einem etwas angespannten Verhältnis 
zueinander. Sie entwerfen beide ein Ideal der Herrschaftsorganisation unter ihrer Macht, 
predigen auf die eine oder andere Weise Heilsversprechen und versuchen möglichst viele 
Mitglieder unter sich zu vereinen – die einen mit Blick auf die nächste Wahl, die anderen mit 
der Ewigkeit im Sinn. Doch in puncto Mobilisierung von Anhängern sehen sich SPD, Grüne 
und die Kirche mit ganz ähnlichen Herausforderungen konfrontiert. Deutlich weniger 
Menschen wählen mittlerweile diese Parteien oder sind noch Mitglieder in den hierzulande 
dominanten Religionsgemeinschaften. Währenddessen verzeichnet die erst 2013 
gegründete AfD Wahlerfolg nach Wahlerfolg – und das hauptsächlich dank der 
Unterstützung säkularer Wähler. Übrigens haben die evangelische und die katholische 
Kirche zwischen 2013 und 2022 in etwa so viele Mitglieder verloren (circa sieben Millionen) 
wie die AfD Stimmen bei der erst kürzlich abgehaltenen Europawahl bekam (circa 6,5 
Millionen). Natürlich kann hier nicht von Kausalität die Rede sein, doch wirft dies zumindest 
Fragen über das Verhältnis von Religion und Politik sowie über deren Funktion und 
Beliebtheit auf. 

Welche Rolle Religionen in unserer Gesellschaft überhaupt noch spielen und warum der 
Vormarsch der Säkularisierung wohl stagnieren wird, hat Shadi Hamid in seinem Beitrag für 
Foreign Affairs dem Buch The Divine Economy: How Religions Compete for Wealth, Power, 
and People entnommen. In seinem Artikel heißt es – entgegen jeglichen aufklärerischen 
Behauptungen, Religion werde bald in Vergessenheit geraten –, dass der 
Wirkmechanismus einer Teilhabe in Religionsgemeinschaften aktueller denn je sei. Damit 
ist die Lieferung eines überirdischen Sinns gemeint, der in unserer hochgradig entzauberten 
Welt wieder für ein magischeres Leben sorgen könnte. Diese Einigung auf einen ähnlichen 
Lebenssinn in solchen Gemeinschaften sorgt natürlich für ein besonderes Wir-Gefühl durch 
öffentliche Rituale und geteilte Erfahrungen, die durchaus identitätsstiftend wirken können. 
Und danach sehnen sich Menschen schon immer. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/joscha-wendland/
https://www.evangelisch.de/inhalte/134116/07-05-2016/afd-mitglieder-symphatisanten-waehler-meinungsbild
https://www.evangelisch.de/inhalte/134116/07-05-2016/afd-mitglieder-symphatisanten-waehler-meinungsbild
https://www.foreignaffairs.com/reviews/secular-stagnation-hamid-divine-economy
https://www.foreignaffairs.com/reviews/secular-stagnation-hamid-divine-economy
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Dies spiegelt sich durchaus in globalen Trends wider. Laut einer Prognose über die Zukunft 
der Weltreligionen wird der Anteil der Christen und Hindus an der Weltbevölkerung bis 2050 
ungefähr gleich bleiben, während der Anteil der Muslime stark steigen wird. Hamid begreift 
diesen Trend – auf dem erwähnten Buch aufbauend – als eine rationale Entwicklung und 
konzeptualisiert Religionen als Wirtschaftsgiganten, die ein maßgeschneidertes Angebot für 
die fundamentalste aller Nachfragen liefern. Einer scheinbar irrationalen 
Glaubensentscheidung kann durchaus eine tief verankerte Kosten-Nutzen-Rechnung 
zugrunde liegen. Denn weltweit sind Menschen in einer Religionsgemeinschaft tendenziell 
glücklicher und zivilgesellschaftlich engagierter als ihre konfessionslosen und nicht-
praktizierenden Nachbarn. In den USA trifft dies jedoch nicht auf diejenigen Personen zu, 
die zwar nicht in eine kirchliche Struktur eingebunden sind, sich aber weiterhin als 
strenggläubig bezeichnen. Dieser Gruppe von Christen abseits der Kirche fehlt somit ein 
Gemeinschaftsgefühl, was laut Hamid wiederum deren erhöhte Selbstmordrate und die 
starke Loyalität gegenüber Trump erklärt. 

In jüngster Vergangenheit haben populistische Bewegungen immer wieder versucht, die 
absolute Überzeugung und den rituellen Charakter von Religionen zu imitieren. 

Insgesamt verzeichnen die keiner Religionsgemeinschaft Zugehörigen den größten 
relativen Rückgang. In absoluten Zahlen werden die Atheisten und Agnostiker in unserer 
Mitte in den nächsten 25 Jahren demnach kaum zulegen. Dass hierzulande die Evangelen 
und Katholiken in letzter Zeit immer wieder den säkularen Teufel an die Wand gemalt haben, 
scheint demnach eher ein auf Westeuropa begrenztes Phänomen zu sein. Dort lässt sich 
als einzig augenscheinlicher Unterschied feststellen, dass in Frankreich der Laizismus 
nahezu gepredigt wird, während es in Deutschland regelmäßig eine christlich-
demokratische Partei an die Spitze der Meinungsumfragen schafft. Und doch eint beide 
Länder die ständige Rede von weiteren Wellen der Säkularisierung. Da in Frankreich die 
Religionszugehörigkeit offiziell nicht erfragt werden darf, kann hier keine plakative 
Gegenüberstellung des Rückgangs der Mitglieder in Religionsgemeinschaften mit dem 
Stimmenzuwachs des Rassemblement National getätigt werden. Dennoch würde eine 
solche Korrelation durchaus Sinn ergeben. 

In jüngster Vergangenheit haben populistische Bewegungen immer wieder versucht, die 
absolute Überzeugung und den rituellen Charakter von Religionen zu imitieren. 
Rechtsextremismus und Nationalismus beschwören ganz ähnlich einen Zusammenhalt, der 
in der jeweiligen vorgestellten Gemeinschaft von Gleichgesinnten praktiziert und kultiviert 
wird. Dass sich die AfD vor allem in Ostdeutschland zunehmender Beliebtheit erfreut, 
erscheint vor dem Hintergrund, dass dort nicht einmal 20 Prozent der Bevölkerung 
Kirchenmitglieder sind, ein wenig naheliegender. 

Doch Hamids Analyse soll unterm Strich Hoffnung machen. Er weist darauf hin, dass die 
weltlichen Ideologien – und somit die Versprechen von rechtspopulistischen und anderen 
Strömungen – vergänglicher Natur sind und zudem einer schnelllebigen Politik unterliegen. 
Der den Parteien inhärente weltliche Fokus ist zugleich ihre Achillesferse. Religionen liefern 
hingegen Antworten auf dauerhafte, existenzielle Fragen und können auf ihre Mitglieder 
durchaus eine mäßigende Wirkung haben. So positionierte sich die Deutsche 
Bischofskonferenz im Februar einstimmig gegen die AfD und beschrieb die Mitgliedschaft 
in einer rechtsextremen Partei und kirchliches Engagement als unvereinbar. Daher wurden 
auch zum Katholikentag in Erfurt keine AfD-Vertreter zu den politischen Foren eingeladen, 
was wiederum gesamtgesellschaftlich Wirkung zeigt. Dies bezeichnet Hamid als Paradox 
der Säkularisierung: Religionen sind auf individueller Ebene in Westeuropa zwar in den  

 

https://www.pewresearch.org/religion/2015/04/02/religious-projections-2010-2050/
https://www.pewresearch.org/religion/2015/04/02/religious-projections-2010-2050/
https://www.pewresearch.org/religion/2019/01/31/religions-relationship-to-happiness-civic-engagement-and-health-around-the-world/
https://www.pewresearch.org/religion/2019/01/31/religions-relationship-to-happiness-civic-engagement-and-health-around-the-world/
https://www.deutschlandfunk.de/stellenwert-von-religion-wie-geht-es-gott-in-frankreich-100.html
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/deutschland/bischoefe-kritik-afd-100.html
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/deutschland/bischoefe-kritik-afd-100.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/erfurter-bischof-verteidigt-katholikentag-ohne-afd-19751518.html
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Hintergrund geraten, sie erfüllen in gesellschaftlichen Debatten und Positionierungen 
dennoch wichtige Funktionen. Vielleicht haben wir vor diesem Hintergrund Gott etwas 
voreilig getötet, wenn gerade die kirchlichen Institutionen im Kampf gegen den 
Rechtsextremismus eine Unterstützung sein könnten. 

 

 
Joscha Wendland 
Berlin 

Joscha Wendland ist im Referat Globale und Europäische Politik der Friedrich-Ebert-
Stiftung tätig. Er hat Politikwissenschaften und Ethnologie an der Universität Heidelberg 
studiert. 

https://www.ipg-journal.de/aus-dem-netz/artikel/mit-jesus-gegen-rechts-
7605/?utm_campaign=de_40_20240628&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
 

05) Mehr, Mehr, Mehr.  
      Trotz militärischer Überlegenheit gegenüber Russland herrscht eine    
      Begeisterung für Aufrüstung und Militarisierung. Warum? 
 
      Von Ernst Hillebrand 
 
25.06.2024  

 
Für lange Zeit galt der deutsche Leopard 2-Panzer als heiliger Gral im Ukrainekrieg.- 
picture alliance/dpa | Philipp Schulze   

Eine seltsame Begeisterung für das Militärische hat dieses Land ergriffen und vor allem 
seinen politischen Betrieb. Der Berliner „Blob“, wie Hans Kundnani den wissenschaftlich- 

https://www.ipg-journal.de/aus-dem-netz/artikel/mit-jesus-gegen-rechts-7605/?utm_campaign=de_40_20240628&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/aus-dem-netz/artikel/mit-jesus-gegen-rechts-7605/?utm_campaign=de_40_20240628&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/aus-dem-netz/artikel/mit-jesus-gegen-rechts-7605/?utm_campaign=de_40_20240628&utm_medium=email&utm_source=newsletter
https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/ernst-hillebrand/
https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/der-berliner-blob-7455/
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medial-politischen Hauptstadtkomplex vor kurzem nannte, kennt derzeit mehrheitlich nur 
eine Message: mehr Waffen, mehr Soldaten, mehr Geld für Rüstung. Stellt man dies nicht 
bereit, „kommt der Russe“. 

Für an Fakten und Zahlen orientierte Staatsbürger sind diese Forderungen nicht ganz 
einfach zu verstehen. Egal welchen Indikator man sich anschaut, man kommt immer zu 
demselben Ergebnis: Die NATO ist Russland um ein Vielfaches überlegen. Vor allem die 
Forderung nach mehr Geld erscheint grotesk: Die kombinierten Rüstungsausgaben der 
NATO-Mitgliedstaaten überstiegen 2023 – einem Jahr, in dem Russland sich mitten in 
einem massiven konventionellen Krieg befand – die Russlands um knapp das 
Dreizehnfache: Fast 1,3 Billionen US-Dollar für die NATO stehen circa 110 Milliarden Dollar 
für Russland gegenüber. Auch wenn man den Anteil der USA abzieht, übersteigen die 
Rüstungsausgaben der europäischen NATO-Mitglieder die Russlands immer noch um das 
Dreifache. Seit Jahrzehnten besteht ein Militärausgaben-Verhältnis in einer Größenordnung 
von zehn zu eins zugunsten der NATO. Wenn das nicht zu genügend Sicherheit geführt hat 
– was dann? 

Denn es ist ja nicht so, als bildeten sich diese Ausgaben nicht in militärischen Kapazitäten 
ab. Egal welche Indikatoren man heranzieht – rein numerische oder auch qualitativ 
bewertende –, ist die NATO Russland haushoch überlegen. Dies gilt, so das Webportal 
Global Firepower Index, selbst für Szenarien, in denen die NATO lediglich 25 Prozent ihrer 
Kapazitäten zum Einsatz bringt, Russland aber 75 Prozent. 

Das Argument, ein russischer Angriff auf NATO-Territorium wäre nach einer Nicht-
Niederlage in der Ukraine nur eine Frage der Zeit, wirkt entsprechend freihändig. Mit der 
Ukraine hat Russland als global zweitstärkste Militärmacht ein auf dem Papier militärisch 
vielfach unterlegenes Land angegriffen (Rang 18 im Global Firepower Index). Ein Angriff auf 
ein schwächeres Land hat eine innere militärische Logik: Man kann einen solchen Krieg 
gewinnen. Ein Angriff auf einen vielfach überlegenen Gegner hat sie nicht: Man kann diesen 
Krieg eigentlich nur verlieren. Natürlich können sich politische Entscheider darüber 
täuschen, welche Siegesaussichten sie im Falle eines militärischen Konflikts haben, und der 
russische Überfall auf die Ukraine ist das beste Beispiel dafür. Aber angesichts der 
bestehenden kompletten Asymmetrie der militärischen Arsenale der NATO und eines in der 
Ukraine ausblutenden russischen Militärs erscheint dies als extrem unwahrscheinlich. 

In vielerlei Hinsicht wirkt die gegenwärtige Berliner Militarisierungsbegeisterung daher eher 
wie eine Art Überkompensation für vergangene Fehleinschätzungen. Dies gilt gerade für die 
Grünen, die in der Person Anton Hofreiters vor kurzem ein zusätzliches 100-Milliarden-
Paket für Militärausgaben und die Aufhebung der Schuldenbremse forderte. Das ist 
derselbe Dr. Anton Hofreiter, der im Juli 2020 einen Antrag der Grünen-Bundestagsfraktion 
unter dem Titel „Beitrag der Bundeswehr gegen die Klimakrise stärken – CO2-Ausstoß der 
Streitkräfte deutlich reduzieren und konsequent erfassen“ in den Bundestag einbrachte. 
Dort wurde die Bundesregierung aufgefordert, „eine Strategie vorzulegen, um den CO2-
Ausstoß innerhalb der Bundeswehr in Gänze zu reduzieren und sich auch innerhalb der 
NATO für eine generelle Reduktion des CO2-Ausstoßes der Streitkräfte einzusetzen“. Auch 
bei Waffenkäufen sollte das gelten. Es gelte „bei sämtlichen Beschaffungsentscheidungen 
den CO2-Ausstoß stärker zu gewichten und, wo es möglich ist, zu priorisieren“ sowie 
natürlich „Munitions-, Raketentests sowie sonstige Schießübungen auf das notwendige Maß 
zu reduzieren“. 

In vielerlei Hinsicht wirkt die gegenwärtige Berliner Militarisierungsbegeisterung wie eine Art 
Überkompensation für vergangene Fehleinschätzungen. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/die-maer-vom-nato-defizit-7444/
https://www.statista.com/statistics/1293301/combined-defense-expenditures-nato/
https://www.statista.com/statistics/1203160/military-expenditure-russia/
https://www.statista.com/statistics/1203160/military-expenditure-russia/
https://www.sipri.org/sites/default/files/SIPRIYB13c03sVII.pdf
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/379080/umfrage/vergleich-des-militaers-der-nato-und-russlands/
https://www.globalfirepower.com/nato-projected-firepower.php
https://www.globalfirepower.com/countries-listing.php
https://dserver.bundestag.de/btd/19/207/1920787.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/207/1920787.pdf
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Wir sprechen vom Juli 2020, mit Bundeswehrsoldaten in Mali und Afghanistan, einem 
anhaltenden low intensity-Artilleriekrieg im Donbass, einem anschwellenden Krieg zwischen 
Armenien und Aserbaidschan und einem militärischen Konflikt in Syrien unter direkter 
Beteiligung der NATO-Partner USA und Türkei. Von ähnlicher militärischer Weitsicht zeugt 
auch der Antrag der Grünen-Fraktion vom Dezember 2020, in der es um die Ablehnung von 
bewaffnungsfähigen Drohnen ging – ein Antrag, dessen verteidigungspolitische Klugheit 
man heute am Himmel über der Ukraine täglich überprüfen kann. 

Nicht unähnlich präsentiert sich das Bild aber auch bei der Union. Es war die CDU-
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen, die ihre vornehmste Aufgabe im Umbau der 
Bundeswehr zu einem „familienfreundlichen Arbeitgeber“ gesehen hatte. Die damit 
verbundenen Anpassungsmaßnahmen haben zeitweise die operativen Fähigkeiten halber 
Waffengattungen gelähmt. Und die Bundesakademie für Sicherheitspolitik veröffentlichte im 
Mai 2021 – Verteidigungsministerin war damals die ehemalige CDU-Vorsitzende Annegret 
Kramp-Karrenbauer – eine Studie mit dem schönen Titel „Vom Leopard zum E-Opard: Die 
Bundeswehr sollte bei der Klimaneutralität vorangehen“. Vor einigen Jahren brachte ein 
polnischer Teilnehmer bei einer Tagung deutscher und polnischer Verteidigungsexperten 
die deutsche Stimmungslage der späten Merkel-Jahre so auf den Punkt: „Wenn wir von 
Sicherheitsbedrohungen sprechen, sprechen wir von Mittelstreckenraketen in Kaliningrad. 
Wenn die Deutschen von Sicherheitsbedrohungen sprechen, dann sprechen sie vom 
Bienensterben.“ 

Tatsächlich brauchte die Bundesrepublik damals und braucht sie jetzt eine Neubewertung 
ihrer Verteidigungspolitik. Aber der Grund dafür liegt weniger an einem dringenden 
Aufrüstungsbedürfnis gegen einen überlegenen Gegner, sondern in der Tatsache, dass das 
langjährige Trittbrettfahren Deutschlands bei den Verteidigungsanstrengungen des 
Westens bei unseren Partnern nicht mehr akzeptiert wird. Als reichste Volkswirtschaft der 
EU haben wir uns drei Jahrzehnte lang nicht nur auf die USA verlassen, sondern auch 
darauf, dass wesentlich ärmere Staaten gemessen am BIP sehr viel höhere Anteile in die 
kollektiven Verteidigungsanstrengungen des Westens investiert haben als wir. Diese Zeiten 
sind vorbei. 

Eine fairere Verteilung der Verteidigungslasten zwischen stärkeren und schwächeren 
Schultern innerhalb des atlantischen Bündnisses ist aber etwas anderes als die 
gegenwärtige Begeisterung für Aufrüstung und gesellschaftliche Militarisierung, die auch 
Teile des liberalen und „progressiven“ Milieus erfasst hat. Deutschland hat noch ein paar 
andere Baustellen, auf denen Geld gut gebraucht werden kann: Wohnungsbau, Bildung, 
Infrastruktur, Energiewende, Integration, Pflege, Digitalisierung, um nur ein paar der 
Großaufgaben zu nennen. Die politische und soziale Destabilisierung, die von ungelösten 
Hausaufgaben in diesen Bereichen ausgeht, könnte sich als deutlich realer erweisen als ein 
sehr unwahrscheinlicher, im Kern suizidärer Angriff Russlands auf die NATO. Und auch das 
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung dürfte von Messerangriffen im öffentlichen Raum 
nachhaltiger gestört werden als von der Angst, dass der russische Bär schon durchs 
Schlüsselloch schnaubt. 

Überkompensation für vergangene Fehleinschätzungen ist menschlich verständlich. Sie ist 
aber keine rationale Politikbegründung. Für all diejenigen, die es eher mit faktenbasierter 
Politik halten, bleibt angesichts des Militarisierungsbegeisterung im Berliner „Blob“ der gute 
alte Satz Joschka Fischers: „Sorry, but I am not convinced!“ 

 

 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/252/1925293.pdf
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Ernst Hillebrand 
Budapest 

Dr. Ernst Hillebrand ist Leiter des Büros der Friedrich-Ebert-Stiftung in Budapest. Zuvor war 
er Referatsleiter der Internationalen Politikanalyse, des Referats für Mittel- und Osteuropa 
sowie Leiter der Büros in Warschau, Paris, London und Rom. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspolitik/artikel/mehr-
mehr-mehr-
7602/?utm_campaign=de_40_20240625&utm_medium=email&utm_source=newslett
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06) Zusammenhalt in polarisierten Welten. Von Ed Koch 
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07) Wahlaufruf an den Osten. Von Ed Koch 
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08) KW 24 (10. bis 16. Juni 2024) – Nachwehen. Von Ed Koch 
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09) Putins fünfte Kolonne. Von Ed Koch 
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10) Trauer um Klaus Töpfer. Von Ed Koch 
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11) „Berlin wird verwaltet und nicht gestaltet“.  
       Mit Reinhard Müller sprach Ed Koch 
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12) Ein brauner Besenstiel reicht aus.  Von Ed Koch 
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B e r l i n  u n d  L a n d  B r a n d e n b u r g  (Seiten E 51 – E 76) 
 
01) Tausend Gramm Geschichte. Von Ed Koch 
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02) Ökowerk Teufelsberg: Fest der Artenvielfalt am 30.06.2024, 11-18 Uhr 
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03) Weltmeister 
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04) Ende mit Work-Life-Balance. Von Ed Koch  
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05) Ausgezeichnetes Schulprojekt: kliQ 2.0 ist KlimaSchutzPartner des Jahres  
      2024 
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06) Alles im Griff auf dem sinkenden Schiff. Von Ed Koch 
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07) KW 25 (17. bis 23. Juni 2024) – Kennst Du das Land, wo die Visionen  
      blühn?  Von Ed Koch 
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08) Young Euro Classic sucht Publikumsjury für den Europäischen  
      Kompositionspreis 2024 
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09) Mut zum Optimismus. Von Ed Koch 
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10) Tolle Typen. Von Ed Koch 
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11) Mächtig gewaltig. Von Ed Koch 
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12) Motor der Wirtschaft. Von Ed Koch 
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13) Schreck am Morgen in der Torgauer Straße. Von Ed Koch 
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14) KW 23 (03. bis 09. Juni 2024) – Ausgezeichnet und nachhaltig. 
      Von Pressestelle Bezirksamt Berlin Tempelhof-Schöneberg 
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15)  Da kannste nicht meckern.  
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16) Gebäude von morgen für Menschen von heute. Von Ed Koch 
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17) Wohnen statt parken. Von Ed Koch 
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Ö s t e r r e i c h (Seiten E 77 – E 78) 
 
01) Straße in Wien-Donaustadt wird nach Alexander Dubček benannt 
 

Im 22. Wiener Bezirk wird eine Straße nach dem ehemaligen (tschecho)slowakischen 

Reformkommunisten Alexander Dubček benannt. „Die Straßenbenennung setzt ein 

starkes Zeichen für eine politische europäische Persönlichkeit", ließ dazu Bürgermeister 

Michael Ludwig (SPÖ) wissen. Hier geht es zum ganzen „Kurier“-Beitrag. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 42, 2024 

Wien, am 19. Juni 2024 

https://kurier.at/chronik/wien/strasse-in-wien-donaustadt-wird-nach-alexander-dubcek-
benannt/402912350  

 
Wien  

Straße in Wien-Donaustadt wird nach Alexander Dubček benannt  

 

 

Der 22. Bezirk ehrt eine Symbolfigur des "Prager Frühlings". Für Bürgermeister Ludwig 

war Dubček "herausragende Persönlichkeit." 12.06.24, 19:36  

 

In Wien-Donaustadt wird eine Straße nach dem ehemaligen tschechoslowakischen 
Reformkommunisten Alexander Dubček benannt. Sie wird laut einem Beschluss der 
Bezirksvertretung zwischen der Lackenjöchelgasse und der Pfalzgasse im 22. Wiener 
Gemeindebezirk zu finden sein, teilte die SPÖ Wien am Mittwochabend mit. 

https://kurier.at/chronik/wien/strasse-in-wien-donaustadt-wird-nach-alexander-dubcek-benannt/402912350
https://kurier.at/chronik/wien/strasse-in-wien-donaustadt-wird-nach-alexander-dubcek-benannt/402912350
https://kurier.at/chronik/wien/strasse-in-wien-donaustadt-wird-nach-alexander-dubcek-benannt/402912350
https://kurier.at/chronik/wien
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"Die Straßenbenennung setzt ein starkes Zeichen für eine politische europäische 
Persönlichkeit", ließ dazu Bürgermeister Michael Ludwig (SPÖ) wissen. 

"Menschliches Antlitz" 

"Dubček prägte mit seinem Einsatz für Demokratie, Freiheit und Menschenrechte das 
Gesicht des heutigen Europas", erklärte der Bürgermeister weiter, "es freut mich, dass mit 
der Benennung der 'Alexander Dubček Straße' an das Wirken einer herausragenden 
Persönlichkeit, eines reformorientierten Politikers, der für eine demokratische und 
menschliche Gesellschaft kämpfte, erinnert wird." 

Dubček, 1921 in Uhrovec in der Westslowakei geboren, versuchte 1968 als Chef der 
tschechoslowakischen Kommunistischen Partei (KP) durch Reformen dem Sozialismus 
ein "menschliches Antlitz" zu geben. Er wurde somit zur Symbolfigur des "Prager 
Frühlings". 

Die Zensur wurde abgeschafft und die Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit garantiert. 
Im August 1968 besetzen Truppen des Warschauer Paktes die Tschechoslowakei (ČSSR) 
und beendeten gewaltsam den "Prager Frühling". Dubček wurde in der Folge entmachtet. 

"Samtene Revolution" 

Ab 1989 spielte Dubček noch einmal eine politische Rolle bei der "samtene Revolution" in 
der Tschechoslowakei. Er war Mitbegründer der Bewegung "Öffentlichkeit gegen Gewalt" 
(VPN). Dubček wurde rehabilitiert und zum Präsidenten des Bundesparlamentes der 
Tschechoslowakei gewählt. 

1991 trat Dubček aus der VPN wegen deren nationalistischen Bestrebungen aus und 
übernahm im Jahr darauf den Vorsitz der Sozialdemokratischen Partei der Slowakei. 
Dubček starb im November 1992 an den Folgen eines nicht restlos geklärten Autounfalls. 
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S ü d t i r o l (Seiten E 79 – E 97) 
 
 
01) Auf zum Schwur, Tiroler Land… 

Trotz widrigen Wetters konnten tausende Südtirol-Urlauber miterleben, wie am 9.6. auf 
vielen Berggipfel und Berghängen an das feierliche Gelöbnis des Landes Tirol vom 1. Juni 
1796 erinnert wurde. Hier geht es zum SID-Beitrag. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 43, 2024 

Wien, am 24. Juni 2024 

 

https://suedtirol-info.at/auf-zum-schwur-tiroler-
land/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7
aToxO2k6OTt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo5O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY
3NDhkNzAzMDAxMDMwMzI4MTkyNyI7czo0OiJsZWFkIjtzOjM6IjI4NCI7cz
o3OiJjaGFubmVsIjthOjE6e3M6NToiZW1haWwiO2k6OTt9fQ%3D%3D  
 

Auf zum Schwur, Tiroler Land… 

 
Die Botschaft von hunderten Fackelträgern auf den Bergen Südtirols fordert: FREIHEIT. 
Das Landes-Wappen, der Tiroler Adler, symbolisiert diese Freiheit. Foto: Glasfenster im 
Schloss Tirol.- Foto Verfasser. 

Trotz widrigen Wetters konnten tausende Südtirol-Urlauber miterleben, wie am Sonntag, 9. 
Juni 2024, auf vielen Berggipfel und Berghängen an das feierliche Gelöbnis des Landes 
Tirol vom 1. Juni 1796 erinnert wurde: damals gelobten die Tiroler Landstände, angesichts 
der schweren Bedrohung durch Napoleon, ihr Land dem „Heiligsten Herz Jesu“ 
anzuvertrauen, um den göttlichen Beistand gegen den Eroberer zu erhalten. 

https://suedtirol-info.at/auf-zum-schwur-tiroler-land/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6OTt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo5O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY3NDhkNzAzMDAxMDMwMzI4MTkyNyI7czo0OiJsZWFkIjtzOjM6IjI4NCI7czo3OiJjaGFubmVsIjthOjE6e3M6NToiZW1haWwiO2k6OTt9fQ%3D%3D
https://suedtirol-info.at/auf-zum-schwur-tiroler-land/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6OTt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo5O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY3NDhkNzAzMDAxMDMwMzI4MTkyNyI7czo0OiJsZWFkIjtzOjM6IjI4NCI7czo3OiJjaGFubmVsIjthOjE6e3M6NToiZW1haWwiO2k6OTt9fQ%3D%3D
https://suedtirol-info.at/auf-zum-schwur-tiroler-land/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6OTt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo5O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY3NDhkNzAzMDAxMDMwMzI4MTkyNyI7czo0OiJsZWFkIjtzOjM6IjI4NCI7czo3OiJjaGFubmVsIjthOjE6e3M6NToiZW1haWwiO2k6OTt9fQ%3D%3D
https://suedtirol-info.at/auf-zum-schwur-tiroler-land/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6OTt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo5O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY3NDhkNzAzMDAxMDMwMzI4MTkyNyI7czo0OiJsZWFkIjtzOjM6IjI4NCI7czo3OiJjaGFubmVsIjthOjE6e3M6NToiZW1haWwiO2k6OTt9fQ%3D%3D
https://suedtirol-info.at/auf-zum-schwur-tiroler-land/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6OTt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo5O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY3NDhkNzAzMDAxMDMwMzI4MTkyNyI7czo0OiJsZWFkIjtzOjM6IjI4NCI7czo3OiJjaGFubmVsIjthOjE6e3M6NToiZW1haWwiO2k6OTt9fQ%3D%3D
https://suedtirol-info.at/auf-zum-schwur-tiroler-land/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6OTt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo5O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY3NDhkNzAzMDAxMDMwMzI4MTkyNyI7czo0OiJsZWFkIjtzOjM6IjI4NCI7czo3OiJjaGFubmVsIjthOjE6e3M6NToiZW1haWwiO2k6OTt9fQ%3D%3D
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Bericht von Georg Dattenböck 

 

Die tiefe Religiosität der großen Volksmehrheit in Tirol blieb bis heute erhalten, wie man 

beim Eintritt in die Häuser und Höfe Tirols feststellen kann.-Foto. Verfasser  

Heute ist das Erinnerungsfest für die Süd-Tiroler aus allen Volksschichten der Anlass, ihre 
Identität, die sprachlich-kulturelle und geistige Landeseinheit, trotz 100jähriger Herrschaft 
Italiens, zu bewahren. 

Angesichts der Besorgnis erregenden politischen Lage Südtirols sind diese Botschaften aus 
den Bergen Süd-Tirols für jeden Besucher sofort verständlich. Vor sehr vielen Höfen und 
Häusern wurde im gesamten Land ebenfalls die Tiroler Fahne aufgezogen. 

 

Bilder von „Herz-Jesu-Feuern“ in Südtirol. Quelle: „Feuerherz“ der Alpenvereinsjugend, 

Jungschützen, Bauern- und Katholischen Jugend  

Bergfeuer wurden unter der Zeit des „Duce“ Mussolini wie ein Verbrechen verfolgt, wie man 
aus den Meldungen der damaligen Tageszeitungen entnehmen kann. Hier ein Original- 

 

https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/3-Geschnitzes-Kruzifix.jpg
https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/Screenshot-2024-06-20-113542.png
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artikel aus dem „Tiroler Anzeiger“ vom 5. 3. 1935 mit dem Titel „Konfinierungen in 
Südtirol“ (von lateinisch: confinium = Grenze, Grenzgebiet und bezeichnet eine Form der 
Verbannung). 

 

Aus: „Tiroler Anzeiger“ vom 5. März. 1935.  

12 Südtiroler wurden wegen des Anzündens von Freudenfeuer bzw. Veranstaltung einer 
Weihnachtsfeier „zu insgesamt 27 Jahren Verbannung verurteilt“, darunter der Pfarrer 
von Sulden mit einer Strafe von 3 Jahren. 

Weil sie Hausunterricht erteilten, wurden bei deutschen Lehrkräften in Kaltern, Tschengls, 
Villanders und anderen Orten Hausdurchsuchungen durchgeführt und sie wurden zu hohen 
Geldstrafen verurteilt. 

Der Faschismus lebt 

Nun mag dazu eingewendet werden, dass dies unter der Zeit des „Duce“ vor 90 Jahren 
geschehen war und heute nicht mehr möglich sei. 

 

 

 

 

 

 

https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/6-KOnfinierungen-in-Suedtirol-Tiroler-Anzeiger-5.3.1935-Seite-4.jpg
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Der Aufmarsch faschistischer Fanatiker in Rom.-Foto: Schweizer Radio und Fernsehen SRF  

Bei einem Aufmarsch der neofaschistischen Organisation „Casapound“ im römischen 
Stadtteil Tuscolano im Jänner 2024, zeigten jedoch hunderte Fanatiker den faschistischen 
Gruß. Italiens Ministerpräsidentin, Giorgia Meloni, schwieg dazu beharrlich und wurde 
deswegen in Italien und Europa sehr scharf kritisiert. Eine bekannte Italienerin urteilte: 

„Hunderte, meist junge Männer in faschistisches Schwarz gekleidet, militärisch aufgereiht, 
riefen „presente“ (anwesend), wie es unter Mussolini üblich gewesen war. Aufgestellt wie in 
einer Schlachtenreihe. Das seien Bilder, wie man sie 1924 sah.“ 

Die Staatsanwaltschaft Rom leitete wegen dieses militanten Aufmarsches ein 
Ermittlungsverfahren ein. Der römische Kassationsgerichtshof, die dritte und höchste 
Instanz der italienischen Gerichtsbarkeit, entschied im Jänner 2024: Der Faschistengruß 
sei nicht als Straftat zu werten. Der „römische Gruß“, die italienische Variante des 
„Hitlergrußes“, ist nunmehr in Italien weitgehend legitim.  

Die „Salonfähigkeit“ des Faschismus in alter und neuer Form 

In Italien wird der Faschismus zunehmend wieder salonfähig gemacht. In Südtirol aber weiß 
man, welches Unheil diese Ideologie in der Vergangenheit über das Land gebracht hat. 

 

 

 

 

 

 

https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/7-Faschistentreffe-in-Rom.jpg
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Das Buch „Der Marsch auf Bozen“ (Effekt-Verlag in Neumarkt in Südtirol – 
https://www.effekt.it/produkt/der-marsch-auf-bozen/ ) entlarvt die verbrecherischen 
Machenschaften Mussolinis und Hitlers betreffend Südtirol und ist jedem Interessierten zu 
empfehlen. 

Mit welch brutalem Zynismus der „Duce“ Benito Mussolini gegenüber der damaligen 
österreichischen Regierung in den Jahren seiner Diktatur gelogen hatte, dokumentiert sich 
in seiner Aussage, dass er die Sache mit der Italianisierung der Ortsnamen schon abgestellt 
habe: „Finito con quella cosa“. (Quelle: Außenpolitische Dokumente der Republik Österreich 
1918-1938 (ADÖ 10/1516)). 

Die historische Wahrheit ist diametral entgegengesetzt: Mit immer größerem Fanatismus 
wurde die „Italianatà“ Südtirols, der gewollte und geplante Ethnozid an den Süd-Tirolern, 
vom Staat Italien vorangetrieben, wie die Meldung im „Tiroler Anzeiger“ vom 31. Mai 1935 
mit dem Titel „Umbenennungen der Straßen und Hotels in Meran“ beweist. 

 
Aus: „Tiroler Anzeiger“ vom 31. Mai 1935.  

https://www.effekt.it/produkt/der-marsch-auf-bozen/
https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/8-Guenter-Rauch-Titelseite-Der-Marsch-auf-Bozen.jpg
https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/9-Umbennennungen-der-Strassen-und-Hotels-in-Meran-Tiroler-Anzeiger-31.5.1935.jpg
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Wäre es nicht mitten in Europa so endlos entwürdigend, beschämend und traurig, müsste 
man lachen bei den Versuchen der Faschisten, dem kleinsten Ort in Tirol, der entlegensten 
Flur in den Bergen und z. B. der urtirolerischen Keschtngasse in Dorf Tirol einen 
„italienischen Anstrich“ zu geben. 

 

Der „Südtiroler Heimatbund (SHB)“ gab 2023 die Schrift: „Rechtliche und linguistische 
Aspekte der Ortsnamengebung in Südtirol“ heraus, wo auf 38 Seiten sachlich und klar 
die Lage geschildert wird 

 

Bezug über: https://www.effekt.it/shop 

Bereits vor einem Jahr, am 3.4.2023, schrieb der „Südtiroler Heimatbund“ einen 
„eindringlichen Appell“ an die Abgeordneten des Südtiroler Landtages: 

 

 

https://www.effekt.it/shop
https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/10-Keschtngasse.jpg
https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/11-SHB-Broschüre_Ortsn.jpg
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Die 
politische Lage im Jahr 2024 stellt sich so dar: Die nahtlos in der Tradition des Faschismus 
stehende Partei „Fratelli d’Italia“ (FdI) und deren derzeitige Spitzenrepräsentantin, Giorgia 
Meloni, sehen im provokativen Zeigen des Faschistengrußes, vor allem in Süd-Tirol, kein 
Problem. Das ist ein äußerliches Zeichen der Gesinnung. Einer Gesinnung, die auf die 
weitere Aushöhlung autonomer Rechte zugunsten einer immer stärkeren Zentralisierung 
der Staates abzielt. 

https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/12-Brief-SHB.jpg
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Wessen Geistes Kind Frau Meloni ist, dokumentiert folgendes Zitat: „Die Süd-Tiroler sollen 
nach Österreich auswandern, wenn ihnen die italienische Trikolore nicht passt“. 

Giorgia Meloni bei einer Ansprache.  

Nach seiner schwerer Niederlage bei den Landtagswahlen 2023 umwarb Südtirols 
Landeshauptmann Kompatscher die Frau Meloni und ihre neofaschistische Partei 
„Fratelli d’Italia“. Das über 70 Jahre lang im gesamten Tiroler Volk und auch in der 
Südtiroler Volkspartei (SVP) völlig Unvorstellbare wurde Wirklichkeit: Der 
Landeshauptmann der politisch geknebelten Süd-Tiroler legte sich freiwillig in das 
politische Bett des Faschismus. 

Am 2. Dezember 2023 sprach sich der Parteiausschuss der SVP für eine Koalition mit 
Melonis „Fratelli d’Italia“, der „Lega“, „La Civica“ und den ihre frühere Gesinnung 
preisgebenden Südtiroler „Freiheitlichen“ aus. Diese 5 Parteien verfügen zusammen 
über 19 der 35 Sitze im Landtag. 

Als Dank wählten die fünf Parteien im Landtag am 18. Januar 2024 Arno Kompatscher mit 
19 zu 16 Stimmen wieder zum Landeshauptmann, er trat sein Amt am 1. Februar 2024 an. 

Kompatscher kündigt dauernd Dinge an, die er dann nicht umsetzt. Dabei wäre eine 
Sanierung der schwer beschädigten Autonomie dringend nötig: In fast 50 Prozent der 
autonomen Kompetenzen gab es in den letzten 30 Jahren Aushöhlungen durch den 
italienischen Staat. Bisher ist Kompatscher aber untätig geblieben. Er fällt durch 
Zugeständnisse und Ausreden auf, anstatt durch Ergebnisse. 

Das Gedenken an das Bündnis mit dem Herzen Jesu steht der Gesinnung des 
Verzichtes entgegen. In diesem Sinne dürfen wir sagen: 

Süd-Tirol bräuchte endlich einen Landeshauptmann, der ein Garant für den Schutz 
der Autonomie ist und der für das eigene Volk arbeitet. Und nicht einen 
Landeshauptmann, der ständig auf den Knien nach Rom rutscht! 

 
 
 
 
 

https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/13-Meloni-Bild.jpg
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xx) Carabinieri in Südtirol: Verschweigen einer teilweise düsteren 
Vergangenheit  

Am 12. Juni 2024 wurde in Bozen von Bürgermeister Renzo Caramaschi (am Beitragsbild 

mit Tricolore-Schärpe), der SVP-Stadträtin Johanna Ramoser und Vertretern der 

Carabinieri, ein indoktrinierendes Merkheft für Südtiroler Schüler vorgestellt. Hier geht es 

zum ganzen SID-Beitrag. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 41, 2024 

Wien, am 17. Juni 2024 

https://suedtirol-info.at/lobpreisung-der-carabinieri-in-einem-indoktrinierenden-
merkheft-fuer-suedtiroler-
schueler/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2
k6Nzt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo3O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY2ZDc0YzVjZmNkYTY
5NDUxODE2MyI7czo0OiJsZWFkIjtzOjM6IjQyNSI7czo3OiJjaGFubmVsIjthOjE6e3M6N
ToiZW1haWwiO2k6Nzt9fQ%3D%3D 

 

Lobpreisung der Carabinieri in einem indoktrinierenden „Merkheft“ für 
Südtiroler Schüler 

 

Verschweigen einer teilweise düsteren Vergangenheit 

Am 12. Juni 2024 wurde in Bozen von dem Bürgermeister Renzo Caramaschi (am 
Beitragsbild mit Tricolore-Schärpe), der SVP-Stadträtin Johanna Ramoser und Vertretern 
der Carabinieri, ein indoktrinierendes Merkheft für Schüler vorgestellt. 

Dazu veröffentlichte der „Südtiroler Heimatbund (SHB)“ folgende Presseerklärung: 

Carabinieri in Südtirol – eine nicht aufgearbeitete Vergangenheit 

https://suedtirol-info.at/lobpreisung-der-carabinieri-in-einem-indoktrinierenden-merkheft-fuer-suedtiroler-schueler/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6Nzt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo3O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY2ZDc0YzVjZmNkYTY5NDUxODE2MyI7czo0OiJsZWFkIjtzOjM6IjQyNSI7czo3OiJjaGFubmVsIjthOjE6e3M6NToiZW1haWwiO2k6Nzt9fQ%3D%3D
https://suedtirol-info.at/lobpreisung-der-carabinieri-in-einem-indoktrinierenden-merkheft-fuer-suedtiroler-schueler/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6Nzt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo3O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY2ZDc0YzVjZmNkYTY5NDUxODE2MyI7czo0OiJsZWFkIjtzOjM6IjQyNSI7czo3OiJjaGFubmVsIjthOjE6e3M6NToiZW1haWwiO2k6Nzt9fQ%3D%3D
https://suedtirol-info.at/lobpreisung-der-carabinieri-in-einem-indoktrinierenden-merkheft-fuer-suedtiroler-schueler/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6Nzt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo3O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY2ZDc0YzVjZmNkYTY5NDUxODE2MyI7czo0OiJsZWFkIjtzOjM6IjQyNSI7czo3OiJjaGFubmVsIjthOjE6e3M6NToiZW1haWwiO2k6Nzt9fQ%3D%3D
https://suedtirol-info.at/lobpreisung-der-carabinieri-in-einem-indoktrinierenden-merkheft-fuer-suedtiroler-schueler/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6Nzt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo3O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY2ZDc0YzVjZmNkYTY5NDUxODE2MyI7czo0OiJsZWFkIjtzOjM6IjQyNSI7czo3OiJjaGFubmVsIjthOjE6e3M6NToiZW1haWwiO2k6Nzt9fQ%3D%3D
https://suedtirol-info.at/lobpreisung-der-carabinieri-in-einem-indoktrinierenden-merkheft-fuer-suedtiroler-schueler/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6Nzt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo3O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY2ZDc0YzVjZmNkYTY5NDUxODE2MyI7czo0OiJsZWFkIjtzOjM6IjQyNSI7czo3OiJjaGFubmVsIjthOjE6e3M6NToiZW1haWwiO2k6Nzt9fQ%3D%3D
https://suedtirol-info.at/lobpreisung-der-carabinieri-in-einem-indoktrinierenden-merkheft-fuer-suedtiroler-schueler/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6Nzt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo3O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY2ZDc0YzVjZmNkYTY5NDUxODE2MyI7czo0OiJsZWFkIjtzOjM6IjQyNSI7czo3OiJjaGFubmVsIjthOjE6e3M6NToiZW1haWwiO2k6Nzt9fQ%3D%3D
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 Die Stadt Bozen hat ein „Diario/Merkheft 2024/25“ für Schüler herausgegeben mit dem 
Titel 

 „A scuola con i – Zur Schule mit den – Carabinieri“. 

 Hier werden auf der Titelseite die Carabinieri den Kindern zeichnerisch als liebe 
Beschützer in Gestalt von Plüschtier-Hunden nahegebracht. 

 

Ohne die verdienstvolle Rolle vieler Carabinieri bei der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit schmälern zu wollen, muss doch darauf hingewiesen werden, dass die 
Geschichte der Carabinieri in Südtirol auch eine Jahrzehnte lang andauernde düstere Seite 
aufzuweisen hat. 

Bereits nach dem Einmarsch der italienischen Truppen in Südtirol im November 1918 war 
es zu schweren Übergriffen gegenüber der deutschen und ladinischen Bevölkerung 
gekommen. Die Übergriffe und Gewalttaten häuften sich in der Zeit des Faschismus. Auch 
das Kriegsende brachte keine umgehende Besserung. Aus dem Süden einfallende 
plündernde Räuberbanden, die sich „Partisanen“ nannten, wurden von den Carabinieri nicht 
in ihrem Tun gehindert. Im Grödental kam es zu Mordtaten. 

Im Jahr 1961 und in den folgenden Jahren kam es in Carabinieri-Kasernen zu zahlreichen 
und schweren Folterungen Südtiroler Freiheitskämpfer, die sich gegen die andauernde 
gewalttätige Unterdrückung erhoben hatten. Auch hier gab es Todesopfer. 

 

 

 

https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/merkheft-collage1.png
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Die Folterer wurden nicht bestraft, sondern eine Reihe von ihnen wurde von einem 
italienischen Gericht sogar freigesprochen bzw. fielen die begangenen Misshandlungen 
unter Amnestie. Sie wurden anschließend öffentlich belobigt und geehrt. 

Dieser Teil der Geschichte wird von offizieller italienischer Seite und seit längerem auch von 
deutscher Seite bis heute zumeist schweigend übergangen. Hier wäre längst eine kritische 
Aufarbeitung mit öffentlicher Entschuldigung für das in der Vergangenheit begangene 
Unrecht angebracht. Dies würde einem unbefangenen Verhältnis zur einheimischen 
Bevölkerung dienen. 

Bislang deutet nichts darauf hin, dass dies in naher Zukunft geschehen könnte – doch die 
Hoffnung stirbt zuletzt. 

Roland Lang 
Obmann des „Südtiroler Heimatbundes (SHB)“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/Bild-4-scaled.jpg
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Flugblatt des Bergisel-Bundes in Oberösterreich aus den 1960er Jahren. 
 
 
 

https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/Bild-5.jpg
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Bericht in „Dolomiten“ vom 7. September 1963 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/Bild-6-scaled.jpg
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xx) „ciao! bella, ciao, ciao, ciao!“ – „Lebe wohl, Schöne, lebe wohl, lebe wohl“ 

 

 

Aktuelles Kontakt Spenden 

„ciao! bella, ciao, ciao, ciao!“ – 
„Lebe wohl, Schöne, lebe wohl, 

lebe wohl“ 

Auch in diesem Jahr ließ es sich der Südtiroler Landeshauptmann Dr. 
Arno Kompatscher nicht nehmen, am 25. April 2024 seine 

Verbundenheit mit Rom durch seine Teilnahme an der Feier des 
italienischen „Tages der Befreiung“ in Bozen zu betonen. Zusammen 
mit dem Bozener Bürgermeister Renzo Caramaschi und Vertretern 

der „Partisanen“-Organisation ANPI sang er ein die damaligen 
Partisanen verherrlichendes Lied „ciao! bella, ciao, ciao, ciao!“. 

>> Mehr dazu hier 

Südtiroler Informationsdienst 

Georg Dattenböck 

Anzing 35 

A-4113 St. Martin 

 

presse@suedtirol-info.at 

 
 

https://vsi.postmail.at/r/4c44fff091d6533d40d436765?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6Njt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo2O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY2MDVlYzA5MWY5Nzk3NzQ2Njc5MCI7czo0OiJsZWFkIjtzOjQ6IjEyNTIiO3M6NzoiY2hhbm5lbCI7YToxOntzOjU6ImVtYWlsIjtpOjY7fX0%3D&
https://vsi.postmail.at/r/5cdc26839d353d24fd0dc40f3?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6Njt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo2O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY2MDVlYzA5MWY5Nzk3NzQ2Njc5MCI7czo0OiJsZWFkIjtzOjQ6IjEyNTIiO3M6NzoiY2hhbm5lbCI7YToxOntzOjU6ImVtYWlsIjtpOjY7fX0%3D&
https://vsi.postmail.at/r/36c1b8d1cb9a3a9bcebea4034?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6Njt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo2O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY2MDVlYzA5MWY5Nzk3NzQ2Njc5MCI7czo0OiJsZWFkIjtzOjQ6IjEyNTIiO3M6NzoiY2hhbm5lbCI7YToxOntzOjU6ImVtYWlsIjtpOjY7fX0%3D&
https://vsi.postmail.at/r/84e42ce16f4166b1fb8867ad4?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6Njt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo2O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY2MDVlYzA5MWY5Nzk3NzQ2Njc5MCI7czo0OiJsZWFkIjtzOjQ6IjEyNTIiO3M6NzoiY2hhbm5lbCI7YToxOntzOjU6ImVtYWlsIjtpOjY7fX0%3D&
https://vsi.postmail.at/r/84e42ce16f4166b1fb8867ad4?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6Njt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo2O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY2MDVlYzA5MWY5Nzk3NzQ2Njc5MCI7czo0OiJsZWFkIjtzOjQ6IjEyNTIiO3M6NzoiY2hhbm5lbCI7YToxOntzOjU6ImVtYWlsIjtpOjY7fX0%3D&
https://vsi.postmail.at/r/84e42ce16f4166b1fb8867ad4?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6Njt9czo1OiJlbWFpbCI7aTo2O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY2MDVlYzA5MWY5Nzk3NzQ2Njc5MCI7czo0OiJsZWFkIjtzOjQ6IjEyNTIiO3M6NzoiY2hhbm5lbCI7YToxOntzOjU6ImVtYWlsIjtpOjY7fX0%3D&
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Der Südtiroler Landeshauptmann Dr. Arno Kompatscher, sein „Tag der Befreiung“ 
und die von ihm verehrten Partisanen 

Auch in diesem Jahr ließ es sich der Südtiroler Landeshauptmann Dr. Arno 
Kompatscher nicht nehmen, am 25. April 2024 seine Verbundenheit mit Rom durch seine 
Teilnahme an der Feier des italienischen „Tages der Befreiung“ in Bozen zu betonen. 
Zusammen mit dem Bozener Bürgermeister Renzo Caramaschi und Vertretern der 
„Partisanen“-Organisation ANPI sang er ein die damaligen Partisanen 
verherrlichendes Lied „ciao! bella, ciao, ciao, ciao!“. 

 

Auf der Internetseite der italienischen Tageszeitung „Alto Adige“ wurde diese Szene schön 
dargestellt unter der Überschrift: 

„Fest der Befreiung, Caramaschi und Kompatscher singen zusammen das Lied 
‚Bella Ciao‘“ 

Von dem angeblichen „Partisanenlied“ sind weder Autor noch Entstehungsgeschichte 
bekannt. Sehr seltsam! Angeblich wurde es bereits im Zweiten Weltkrieg von den 
italienischen Partisanen gesungen. Es gibt aber auch die Vermutung, dass die heute zu 
den beliebtesten Kampfliedern der politischen Linken gehörende sentimentale 
Verherrlichungshymne erst nach 1945 geschaffen wurde. 

Una mattina mi son svegliato, 
o bella, ciao! bella, ciao! bella, ciao, ciao, ciao! 
Una mattina mi son svegliato, 
e ho trovato l’invasor. 

Eines Morgens erwachte ich 
O Schöne, tschau, Schöne, tschau, Schöne, tschau, tschau, tschau! 
Eines Morgens erwachte ich 
und fand den Eindringling vor. 

https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/kompatscher-bella-ciao.png
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In dem Lied heißt es weiter, dass der Partisan nun in den Kampf gegen den deutschen 
„Eindringling“ aufbrach und seine Schöne bat, ihn zu begraben, falls er sterben sollte. Und 
Blumen von seinem Grab sollte sie weiterschenken. Ergreifend! 

Das tatsächliche Geschehen: Ab dem „Tag der Befreiung“ – Abschlachtungen von 
Menschen durch Nachkriegs-Partisanen 

Am 5. April 1945 hatten die alliierten Streitkräfte die deutsche Front in Italien durchbrochen 
und die deutschen Truppen fluteten nun chaotisch nach Norden, der eigenen Heimat zu. 

Nun ergriffen straff organisierte kommunistische Partisaneneinheiten die Initiative. Am 25. 
April 1945 brach in großen Städten wie Bologna, Padua und Mailand ein Aufstand 
kommunistischer Partisanen los, die Jagd auf politische Gegner machten, Mordtaten 
vollbrachten und in weiten Landstrichen die Macht an sich rissen. Dieses Geschehen wird 
bis heute in Italien als „Tag der Befreiung“ und der Geburt des nunmehr demokratischen 
Staates Italien gefeiert. 

 

 

 

https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/partisanen-italien-1.png
https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/5-Follini.jpg
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Der Historiker Roberto Beretta hat in seinem 2005 erschienenen Buch „Storia dei preti 
uccisi dai partigiani“ („Geschichte der von den Partisanen umgebrachten Priester“) 129 
Fälle grausam abgeschlachteter Priester und eines vierzehnjähriger Seminaristen 
dokumentarisch behandelt. 

 
Links: Das Buch von Roberto Beretta. Rechts: Bild des ermordeten Seminaristen Rolando 
Rivi.  

Räuberische Mörderbanden als „Nachkriegspartisanen“ in Südtirol 

In Südtirol traten erst nach der Kapitulation der Deutschen Wehrmacht am 2. Mai 1945 
italienische „Freiheitskämpfer“ öffentlich auf. Sie plünderten vor allem Südtiroler. 
Schlimmsten Terror aber verübten Räuberbanden aus südlichen Gefilden wie der Provinz 
Belluno, die als „Partisanen“ in die deutsch und ladinisch besiedelten Gebiete einfielen. 
Sie raubten und plünderten in Bozen, Salurn, Naturns und an anderen Orten. Es kam zu 
zahlreichen Verschleppungen und zu Morden im Grödental. 

https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/6-Sangue_vinti1.jpg
https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/roberto-beretta-partisanen-priester.png
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Die Gräber von vier Ermordeten, die auf dem Friedhof von St. Christina bestattet wurden, 
sind heute noch zu sehen. 

 

Des Landeshauptmannes seltsames Verhältnis zu der italienischen 
Partisanenvereinigung „ANPI“ 

Offenbar weiß Landeshauptmann Dr. Kompatscher nicht, was sein Parteiorgan 
„Volksbote“ im Jahr 1945 über die sogenannten italienischen „Partisanen“ in Südtirol 
geschrieben hat. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://suedtirol-info.at/wp-content/uploads/2024/06/9-St-Christina-Graeber-scaled.jpg
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„Was aber den aktiven Widerstand gegen die nationalsozialistische Herrschaft 
anbelangt, so müssen wir einmal feststellen, dass wir vor dem 
Waffenstillstandsvertrag nie einen italienischen Partisanen in Südtirol gesehen 
haben. Und die Herren, die sich nach dem 3. Mai 1945 als Partisanen gebärdet 
haben, können wir wirklich nicht als solche anerkennen.“ 

Ungeachtet dieser Tatsache ließ der Südtiroler Landeshauptmann Dr. Arno 
Kompatscher am 28. April 2016 eine Vereinbarung mit der „Nationalen Vereinigung 
der Partisanen Italiens ANPI“ unterzeichnen, in welcher diesem Partisanen-
Traditionsverband ein Mitgestaltungsrecht bei dem Zeitgeschichte-Unterricht an 
Südtirols Schulen eingeräumt wurde durch Bereitstellung von Inhalten und 
Materialien für den Geschichtsunterricht und Durchführung von Seminaren und 
Tagungen. 

https://suedtirol-info.at/ciao-bella-ciao-ciao-ciao-lebe-wohl-schoene-lebe-wohl-lebe-
wohl/?ct=YTo1OntzOjY6InNvdXJjZSI7YToyOntpOjA7czo1OiJlbWFpbCI7aToxO2k6Nj
t9czo1OiJlbWFpbCI7aTo2O3M6NDoic3RhdCI7czoyMjoiNjY2MDVlYzA5MWY5Nzk3Nz
Q2Njc5MCI7czo0OiJsZWFkIjtzOjQ6IjEyNTIiO3M6NzoiY2hhbm5lbCI7YToxOntzOjU6I
mVtYWlsIjtpOjY7fX0%3D  
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E. g)  Ostmitteleuropa                                                     Seiten E 98 – E 105 
 
P o l e n (Seiten E 98 – E 101) 

 

01) Und sie sind doch schlagbar. In Polen zeigt die Regierungskoalition, wie  
      Populisten zu stellen sind. Verteufelungen alleine reichen nicht – es  
      braucht politische Angebote 
 
     Von Daniel Morgenstern 
 
11.06.2024 

 
Donald Tusk im Wahlkampf: Um Wählerinnen und Wähler zu gewinnen, braucht es 

Visionen.- picture alliance / zumapress.com | JP Black  

Es war ein Erfolg gegen den globalen Trend des Democratic Backsliding, der sich nun bei 
der Europawahl wiederholt hat. Der neuen Regierungskoalition in Polen war mit pro-
demokratischen Polarisierungsstrategien bei den Parlamentswahlen im Oktober 2023 ein 
Sieg über die Populistinnen und Populisten gelungen. Nun wurde ihre Arbeit auch bei den 
Wahlen zum Europäischen Parlament bestätigt. Was können wir daraus für den Kampf 
gegen autoritäre und populistische Kräfte lernen? 

Am vergangenen Wahlsonntag konnte die Bürgerkoalition von Donald Tusk  37,1 Prozent 
erreichen und übertrumpfte damit das erste Mal seit zehn Jahren die Partei Recht und 
Gerechtigkeit (PiS) von Jarosław Kaczyński. Der Dritte Weg konnte 6,9 Prozent und die 
Neue Linke 6,3 Prozent der Stimmen verbuchen. Insgesamt konnte die Regierungskoalition 
aus Bürgerkoalition, Drittem Weg und Neuer Linken damit beinahe an ihr Ergebnis von den 
Parlamentswahlen 2023 anschließen. Die PiS vereinte 36,2 Prozent und die Konföderation 
12,1 Prozent der Stimmen auf sich. 

Die Europawahlen – ebenso wie die vergangenen Regionalwahlen – dienen der neuen 
Regierungskoalition vor allem als Stimmungstest. So zeigt sich, dass ihr Wahlerfolg im 
Oktober des vergangenen Jahres keineswegs von Kurzfristigkeit geprägt war, sondern 
nunmehr mittelfristig Bestand hat. Desto interessanter ist es, sich den damaligen (Wahl-
)Kampf um die demokratische Wende genauer anzuschauen und sich zu fragen, welche 
Lehren wir daraus ziehen können: Neben der autokratischen PiS-Regierung hatte eben 
auch die sogenannte demokratische Opposition (Bürgerkoalition, Dritter Weg und Neue  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/daniel-morgenstern/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/signal-an-europa-7054/
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/signal-an-europa-7054/
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Linke) eine gezielte Polarisierung betrieben. Vor dem Hintergrund des globalen Democratic 
Backsliding bietet somit der seltene Fall der demokratischen Wende in Polen die 
Möglichkeit, den Debattenraum um pro-demokratische Potenziale von Polarisierung zu 
erweitern. 

Rückblick auf die Parlamentswahl im Oktober 2023: Das polarisierende Element der 
demokratischen (Oppositions-)Parteien war der gemeinsame Wille, die polnische 
Demokratie wiederherzustellen. Alle drei waren geeint in ihrer Kritik an und in der Ablehnung 
der autokratischen PiS-Regierung. Dieses polarisierende Element wurde jedoch durch ein 
pluralistisches Element ergänzt. Entgegen anfänglicher Vermutungen hatte sich die 
demokratische Opposition gegen eine gemeinsame Wahlliste entschieden und zog mit 
getrennten Listen in den Wahlkampf. Es kam infolgedessen zu keiner absolut 
polarisierenden Konfrontation der demokratischen Opposition gegen die autokratische 
Regierung. Somit gab es zwar eine Polarisierung im Sinne des normativen 
Demokratieverständnisses, die sich jedoch nicht in einem binären Regierungs-Oppositions-
Gefüge niedergeschlagen hat, wie es zuletzt in Ungarn der Fall war. Dort ist die sehr breit 
zusammengeschlossene Opposition gegen Viktor Orbán kläglich gescheitert.  

Die Polinnen und Polen konnten sich also für das individuell adäquateste der drei pro-
demokratischen Angebote entscheiden, ohne „zur Rettung der Demokratie“ eine allzu große 
Kröte schlucken zu müssen. 

Die polnische Opposition konnte aufgrund getrennter Listen politische Nuancen zulassen 
und den Wählerinnen und Wählern ein pluralistisches politisches Angebot machen. Dieses 
reichte von links-progressiver (Neue Linke) über liberal-konservative (Bürgerkoalition) bis 
hin zu konservativer Politik (Dritter Weg). Die Polinnen und Polen konnten sich also für das 
individuell adäquateste der drei pro-demokratischen Angebote entscheiden, ohne „zur 
Rettung der Demokratie“ eine allzu große Kröte schlucken zu müssen. Die Aussicht einer 
wirklichen Auswahl dürfte allgemein zur Mobilisierung beigetragen haben. Weiterführend 
spielten positive Emotionen und konkrete inhaltliche Angebote eine wichtige Rolle, die in 
Kampagnen der demokratischen Opposition mit der polarisierenden ablehnenden Haltung 
gegenüber der PiS kombiniert wurden. 

Die PiS hat, auf Kosten Deutschlands, einen besonders polarisierenden Wahlkampf geführt 
– doch waren sie damit erfolgreich? Am Ende konnte sie lediglich die ihr ideologisch bereits 
nahestehenden Wählermilieus aus den vorherigen Wahlen mobilisieren. Die von der PiS 
vorangetriebene Strategie der Polarisierung durch die Angst vor dem Untergang des 
Staates im Falle eines Wahlsiegs des als deutschen Agenten verteufelten Donald Tusk lief 
ins Leere. Die Wahl wurde vor allem durch die Mobilisierung von Wählerinnen und Wählern 
entschieden, die 2019 noch nicht gewählt hatten – unter ihnen besonders Frauen und junge 
Menschen. Diese konnten vor allem von der demokratischen Opposition mobilisiert werden. 

Die demokratischen Parteien haben selbst vor dem Untergang der polnischen Demokratie 
im Falle einer weiteren Amtszeit der PiS gewarnt und damit polarisiert. 

Die demokratischen Parteien haben selbst vor dem Untergang der polnischen Demokratie 
im Falle einer weiteren Amtszeit der PiS gewarnt und damit polarisiert. Ein zentraler 
Unterschied bestand jedoch darin, dass sie nicht ausschließlich durch den ablehnenden 
Blick auf den politischen Gegner und das Schüren von Angst polarisiert und mobilisiert 
haben, sondern darüber hinaus den Blick auf die Zukunft des Landes, positive Emotionen 
sowie konkrete Inhalte eingebunden haben. Sinnbildlich für die positiven Emotionen kann 
das Herz in den Nationalfarben Polens sein, welches die Bürgerkoalition als ihr neues  



Seite E 100 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 849 vom 04.07.2024 

Parteilogo etabliert hat und das auch namensgebend für den Marsch der Millionen Herzen 
– dem Medienereignis im Wahlkampf – kurz vor den Wahlen war. Damit wurden positive, 
gar harmonische sowie patriotische Emotionen vermittelt. Diese unterfütterte die 
Bürgerkoalition mittels einer Liste mit 100 leicht kommunizierbaren Forderungen. Damit 
wurde insgesamt ein kraftvoller Zukunftsentwurf vorgelegt, welcher der PiS-Kampagne aus 
Hass und Angst keinen Klangkörper gab und sie somit ersticken konnte. 

Auch der Dritte Weg hat sich nicht ausschließlich auf die Ablehnung der PiS als 
polarisierend-mobilisierendes Element verlassen und sich inhaltlich strategisch klug 
zwischen den beiden Alpha-Tieren PiS und Bürgerkoalition sowie der Konföderation 
positioniert. So wurden einerseits wertkonservative Positionen in Konkurrenz zur PiS und 
wirtschaftsliberale Standpunkte in Konkurrenz zur Bürgerkoalition und der Konföderation 
vertreten. Letztere befand sich noch wenige Wochen vor den Wahlen auf einem Höhenflug 
von über zwölf Prozent in Umfragen, konnte bei den Wahlen jedoch aufgrund einer starken 
Wählerwanderung zum Dritten Weg nur 7,2 Prozent erlangen. Eine Nachwahlumfrage hat 
zudem dargelegt, dass der Dritte Weg den größten Anteil an Wählerinnen und Wählern 
hatte, die diesen aus Mangel an guten Alternativen gewählt haben. Der Dritte Weg hat somit 
eine wichtige Rolle bei der Mobilisierung von potenziellen Wählergruppen der PiS und der 
Konföderation gespielt, die unter Umständen nicht von anderen Parteien hätten mobilisiert 
werden können. 

Die Mobilisierung von Frauen und jungen Menschen war das entscheidende Element der 
polnischen Parlamentswahlen. 

Anders als die Bürgerkoalition und der Dritte Weg hat die Neue Linke primär auf die 
Polarisierung mit der Konföderation gesetzt. Es wurde ein – durchaus realistisches – 
Schreckgespenst einer Koalition aus PiS und Konföderation gezeichnet. Diese hätte die 
polnischen Frauen(-rechte) hart getroffen. Parallel zur Polarisierung wurde aber auch hier 
ein konkreter inhaltlicher Gegenentwurf angeboten, indem das am stärksten auf 
Frauenrechte ausgerichtete Wahlprogramm präsentiert wurde. Die Mobilisierung von 
Frauen und jungen Menschen war das entscheidende Element der polnischen 
Parlamentswahlen. Dazu beigetragen hat eine Vielzahl von überparteilichen Kampagnen 
zur Steigerung der Wahlbeteiligung, die besonders auf Frauen und junge Menschen 
ausgerichtet waren. Auch wenn die Neue Linke ein schwächeres Ergebnis im Vergleich zu 
den vorherigen Wahlen eingefahren hat, hat sie das Thema der Frauenrechte auf die 
politische Bühne gehoben und mit der themenspezifischen Polarisierung zur Mobilisierung 
entsprechender Wählergruppen beigetragen. 

Daraus kann man schlussfolgern, dass Parteien grundlegend eine klare pro-demokratische 
Position einnehmen, aber gleichzeitig weiterhin wirkliche Alternativen bieten sollten. Sobald 
die (vermeintliche) Rettung der Demokratie und die gemeinsame Abgrenzung gegenüber 
dem Autoritären die inhaltlichen Positionen der Parteien in den Hintergrund schieben, 
besteht die Gefahr einer Demobilisierung potenzieller Wählerinnen und Wähler aufgrund 
von mangelnden Wahloptionen. Auch im (Wahl-)Kampf um die Demokratie nehmen 
Menschen politische Positionen ein, die vertreten werden wollen. Dabei gilt es ferner zu 
beachten, sich nicht zu einer Dämonisierung des (anti-)demokratischen Gegners verleiten 
zu lassen. Damit würde man der gegebenenfalls von der Gegenseite betriebenen 
Polarisierung nur den Raum zur weiteren Entfaltung geben, wodurch man in eine 
Eskalationsspirale abrutschen und sich Freund-Feind-Schemata verhärten könnten. 
Stattdessen sollte der Blick weniger auf dem politischen Gegner, sondern selbstbewusst auf 
dem eigenen Programm mit positiven und vor allem konkreten Inhalten liegen. 

 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/kampf-ums-herz-europas-7052/
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U n g a r n (Seiten E 102 – E 105) 
 
01) Für Land und Partei. In vielen Ländern wird Sport für politische Ziele  
      benutzt. Doch die Fußball-Obsession der ungarischen Politik geht über das  
      Übliche deutlich hinaus 
 

      Von László Andor 

 
14.06.2024 

 
Mannschaftskapitän Dominik Szoboszlai: In Ungarn wird die Nationalhymne nicht nur vor 

dem Spiel gesungen, sondern auch danach.- picture alliance / Anadolu | Arpad Kurucz   

70 Jahre nach der Endspielteilnahme – nach dem „Wunder von Bern“ – und unmittelbar 
nach einer für ihn erschütternden Europawahl wünscht sich Viktor Orbán dringend einen 
Erfolg bei der UEFA Euro 2024 in Deutschland. Natürlich ist Ungarn nicht das einzige Land, 
in dem Fußball eng mit Politik verwoben ist. Als der britische Premierminister Rishi Sunak 
die nächste Parlamentswahl für den 4. Juli ansetzte, hat er womöglich darauf gesetzt, dass 
die Europameisterschaft nationalistische Gefühle befeuern und so das breite Streben nach 
politischem Wandel ein Stück weit hemmen könnte. Aber die Fußball-Obsession der 
ungarischen Politik übersteigt alles Übliche. 

Vielen Stimmen zufolge war der deutsche Sieg im WM-Finale in Bern am 4. Juli 1954 die 
„echte Geburt der Bundesrepublik“, zumindest, was das Selbstvertrauen anging. Für 
Ungarn, das nach 1938 zum zweiten Mal ins WM-Finale gelangt war, bedeutet Bern einen 
nie wieder erreichten Höhepunkt – darauf folgte ein langer Niedergang. Wenn es in späteren 
Jahren der ungarischen Mannschaft gelang, die bundesdeutsche zu schlagen, wie etwa 
1985 bei einem Freundschaftsspiel, dann kamen ihr Glück und schlechtes Wetter zu Hilfe. 
So schmerzhaft die Niederlage in Bern auch war, rief sie doch keine negativen Gefühle 
gegen die Deutschen hervor, da die ungarischen Fußballfans überwiegend falsche 
Entscheidungen des Trainers und des englischen Schiedsrichters dafür verantwortlich 
machten. Heute gilt ungarischen Sportjournalisten die Bundesliga als die ungarischste aller 
großen Fußball-Ligen, weil dort Péter Gulácsi, Willi Orban und Roland Sallai spielen, bis vor 
kurzem auch die Kapitäne der Nationalmannschaft Ádám Szalai und Dominik Szoboszlai. 
Bei den älteren Fans einiger deutscher Clubs bleiben die Namen Lajos Détári, Gábor Király 
und Pál Dárdai unvergessen. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/laszlo-andor/
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/ausland/ungarn-europawahl-orban-fidesz-magyar-tisza-100.html
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Auf die aktuelle Sommer-EM in Deutschland setzen die Ungarinnen und Ungarn große 
Hoffnungen, da ihre Nationalmannschaft in den vergangenen anderthalb Jahren 
ungeschlagen geblieben ist. Das allmählich ansteigende Fußballfieber im Land bezeugt 
auch die Tatsache, dass 2023 der beliebteste Name für neugeborene Jungen „Dominik“ 
lautete, der Vorname des Mannschaftskapitäns. Fußball ist jedoch nicht nur populär, 
sondern hat in der ungarischen Politik schon immer eine wichtige Rolle gespielt, seit den 
schmerzhaften 1950er Jahren. Damals wollte das nachgeahmte stalinistische Regime unter 
Mátyás Rákosi den Erfolg der von Ferenc Puskás angeführten Fußballnationalmannschaft 
nutzen, um die Gesellschaft in der Zeit schwerer politischer Repressionen zu beruhigen und 
zu besänftigen. Das autokratische Regime, das Viktor Orbán seit 2010 im Schnelldurchlauf 
errichtet hat, hat das Land auf vielen Ebenen zurück in die Atmosphäre der 1950er Jahre 
versetzt. Bereits während Orbáns erster Amtszeit als Ministerpräsident von 1998 bis 2002 
wurde Ungarns Sieg im „Jahrhundertspiel“ über England von 1953 zum Thema eines 
Spielfilms, in dem sein Freund Károly Eperjes die Hauptrolle spielte: Ferenc Puskás. 2014 
überreichte Orbán den Puskás-Preis für das beste Tor des Vorjahres an Zlatan Ibrahimović. 
Er benannte auch den Fußballclub seines Heimatdorfes Felcsút und dessen Akademie nach 
dem ungarischen Fußballhelden – der Puskás Akadémia FC spielt seit 2013 in der ersten 
Liga. Und kurz vor den Wahlen zum Europäischen Parlament und den Kommunalwahlen 
ließ Orbán es sich nicht nehmen – zur Belustigung vieler Ungarinnen und Ungarn –, selbst 
ein neues Buch über die 100-jährige Geschichte des Fußballs im 1 800 Einwohner 
zählenden Felcsút vorzustellen. 

Der gesamte Vorstand des ungarischen Fußballverbands ist mit Oligarchen besetzt, die eng 
mit Orbán verbunden sind. 

Die Obsession, mit sportlichen Erfolgen ungarische Geschichte zu schreiben, kulminierte in 
Orbáns Olympia-Plänen für 2024. Die entsprechende Kampagne begann damit, dass das 
von Orbáns Fidesz dominierte Parlament 2010 den ehemaligen Fechter und Olympiasieger 
von 1972 Pál Schmitt zum Staatsoberhaupt wählte. Doch im weiteren Verlauf wurden die 
Olympia-Kampagne von der jungen liberalen Bewegung Momentum aus der Bahn 
geworfen. Die breite Opposition gegen das verschwenderische und undurchsichtige 
Megaprojekt verlangte eine Volksabstimmung, die Orbán in Budapest auf jeden Fall verloren 
hätte, und so wurde die Bewerbung ganz plötzlich zurückgezogen. Ein erneuter Anlauf für 
eine ungarische Olympia-Bewerbung ist gut möglich. 

Die Einmischung der Regierung in sportliche Angelegenheiten seit Orbáns Comeback 2010 
war ganz wichtig für die Etablierung neuer Machtstrukturen. Der Bau von Stadien wurde 
nationale Strategie, angefangen mit dem kompletten Neuaufbau des großen, in der 
Nachkriegszeit errichteten Népstadions, das heute „Puskás-Arena“ heißt. Prominente 
Fidesz-Politiker übernahmen auch Ämter in Sportvereinen, wie der langjährige Europa-
Abgeordnete Tamás Deutsch als Präsident von MTK Budapest. Der gesamte Vorstand des 
ungarischen Fußballverbands ist mit Oligarchen besetzt, die eng mit Orbán verbunden sind. 
2010 installierte die Regierungspartei Fidesz ihren Vorsitzenden Gábor Kubatov als 
Präsidenten des Fußballclubs Ferencváros. Dahinter stand die kaum verschleierte Absicht, 
die Popularität dieses Spitzenvereins politisch auszuschlachten. Inzwischen führt 
Ferencváros mit sechs Titeln in Folge die ungarische Liga konkurrenzlos an. 

Was die Ausgaben der Regierung für Fußballclubs und -Akademien anbelangt, zählt Orbáns 
Heimatdorf zu den größten Profiteuren. 

Die Deindustrialisierung Ungarns in den 1990er Jahren führte auch zum Niedergang 
mancher traditioneller Fußballvereine: Eine ganze Generation wuchs auf, die das 
Nationalteam weder bei Europa- noch bei Weltmeisterschaften antreten sah, und die  

https://www.sportschau.de/olympia/olympia-ungarn-ioc-bewerbung-orban-bach-coe-100.html
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Fußballer gewöhnten sich daran, vor kleinem Publikum zu spielen. Daher trugen die 
Eintrittskarten nur wenig zum Budget der professionellen Vereine bei, und diese mussten 
stattdessen auf Werbung, Tantiemen und Spenden von – meist staatlich kontrollierten – 
Unternehmen setzen. Orbán regte Unternehmen mit Steuererleichterungen dazu an, mehr 
in Fußball zu investieren. 

Was die Ausgaben der Regierung für Fußballclubs und -Akademien anbelangt, zählt Orbáns 
Heimatdorf zu den größten Profiteuren. Felcsút erhielt ein überdimensionales Stadion. Doch 
diese ländliche Extravaganz blieb lange ein innenpolitisches Thema, bis man im letzten Jahr 
die israelische Nationalmannschaft einlud, zwei internationale Spiele dort auszutragen, weil 
die Sicherheitsbedenken im eigenen Land zu groß waren. Diese Verlegung war nur möglich, 
weil Viktor Orbán und Benjamin Netanjahu eng miteinander befreundet sind. Auch andere 
Freundschaften des Premierministers haben Auswirkungen auf den Fußball. Waren bereits 
Bedenken laut geworden, weil Ungarn trotz Putins Angriff auf die Ukraine weiterhin 
russisches Öl und Gas kauft, halten sich seit April hartnäckige Gerüchte, dass Gazprom als 
Sponsor des ungarischen Spitzenclubs Ferencváros einsteigen werde. 

In Orbánistan werden die großen Fußballer der goldenen Zeit, vor allem der 1950er Jahre, 
wie Heilige verehrt. Trotzdem konnten die hohen Ausgaben für Sport und besonders für 
Fußball bislang keine vergleichbaren Spieler hervorbringen. Das Geld hat sich definitiv nicht 
in Fußballerfolge umgesetzt, zumindest ist keine hochwertige Nationalliga entstanden. 
Dennoch sollte man diese Investitionen nicht als komplette Fehlkalkulation betrachten, denn 
ihr Ziel war stets ein anderes: die politische Vorherrschaft zu sichern. Statt die nationale 
Einheit anzustreben, wie es anderswo der Fall wäre, geht es in Ungarn um parteipolitischen 
Nationalismus. 

In allen Ländern sorgen die heimischen Athletinnen und Athleten für patriotische 
Empfindungen, doch Ungarn verstärkt sie deutlich mehr als andere Staaten. Vor dem Spiel 
singen die Fußballer mit der Hand auf dem Herzen die Nationalhymne, und sie wiederholen 
dieses Ritual auch nach dem Spiel. Inzwischen ist dieser Pflichtausbruch nationaler Gefühle 
allerdings mehr Substitut als Substanz. Während Ungarn im Laufe des 20. Jahrhunderts 
Weltklasse-Trainer exportierte, werden sie heute importiert, sowohl für die Clubs als auch 
für die Nationalmannschaft. Der Mann hinter der aktuellen Erfolgsserie ist der Italiener 
Marco Rossi, der im vergangenen Oktober die ungarische Staatsbürgerschaft angenommen 
hat. 

Weder die Clubs noch der Nationalverband unternehmen viel gegen Gewalt und Rassismus. 

Fußballnationalismus ist allerdings nicht unbedingt sanft und harmlos. Weder die Clubs 
noch der Nationalverband unternehmen viel gegen Gewalt und Rassismus. Während die 
UEFA entsprechende Kampagnen führt und das Gleiche von den Nationalligen erwartet, 
erfüllt Ungarn seine Verpflichtungen nicht wirklich. Umgekehrt können sich 
ultranationalistische Fans stets auf den Schutz ihres Landes verlassen. Orbáns erste 
Justizministerin Ibolya Dávid wurde 2001 mit dem Ausspruch „Ich verstehe nicht viel von 
Fußball.“ bekannt, als man sie um ihre Meinung zu verschiedenen Skandalen befragte, 
darunter Ausbrüche von Antisemitismus. Skandalträchtig war auch das Aufeinandertreffen 
von Deutschland und Ungarn 2021 in München. Kurz zuvor hatte das ungarische Parlament 
ein Gesetz gegen LGBTIQ-Informationsrechte für Minderjährige beschlossen, woraufhin der 
Münchner Stadtrat und LGBTIQ-Aktivistinnen und Aktivisten forderten, das Münchner EM-
Stadion beim Euro-2020-Gruppenspiel der beiden Mannschaften in Regenbogenfarben zu 
erleuchten. Der europäische Fußballverband UEFA lehnte dieses Ansinnen ab, da es einer 
politischen Aussage gleichgekommen wäre. Von der UEFA gab es bislang auch keinen 
Kommentar zur aktuellen ARD-Umfrage zur Hautfarbe deutscher Nationalspieler. 

https://www.sueddeutsche.de/sport/deutschland-ungarn-fans-nations-league-1.5600999
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Trotzdem war es nicht die UEFA, sondern die ehemalige deutsche Bundeskanzlerin, die 
Orbáns Regime lange Zeit vor strengeren Maßnahmen schützte, obwohl es den Rechtsstaat 
in Ungarn ausgehöhlt hatte. Laut einem ungarischen Witz hatte Angela Merkel dafür drei 
Gründe: Audi, Mercedes und BMW – die drei wichtigsten Automobilunternehmen, die alle 
stark in Ungarn investiert haben, oft mit besonderen Deals mit Orbán. Doch die Geschichte 
ist noch nicht zu Ende, der Ball ist rund, und auch Gary Lineker kann sich einmal irren. In 
der Politik wie im Fußball können Trends gebrochen werden, und das Unerwartete kann 
geschehen. 

Aus dem Englischen von Sabine Jainski 

 
László Andor 
Budapest 
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W e i ß r u s s l a n d (Seiten E 106 – E 109) 
 
01) Im Hinterhof der Geschichte. Im Gegensatz zur Opposition haben die  
      Menschen in Belarus für einen proeuropäischen Kurs wenig übrig. Viele  
      wünschen sich eine Allianz mit Russland 
 

      Von Artyom Shraibman 

 
25.06.2024  

picture alliance / AP | Jean-Francois BadiasDie im Exil lebende belarussische Oppositionsführerin 

Sviatlana Tsikhanouskaya im EU-Parlament in Straßburg. 

Читать статью по-русски 

Vor rund einem Jahr trafen die demokratischen Kräfte von Belarus sich zu einer Konferenz 
in Warschau und legten sich in einer Resolution geopolitisch eindeutig fest: zugunsten der 
Europäischen Union. Während die Opposition sich seit 2020 kontinuierlich europafreundlich 
entwickelt, liegen die Dinge bei der belarussischen Gesellschaft jedoch anders. 

Bei allen Umfragen der vergangenen Jahre sprachen sich in Belarus im Schnitt 10 bis 20 
Prozent der Befragten für eine europäische Integration aus. Diese Zahlen liefern 
möglicherweise ein verzerrtes Bild, weil in Belarus viele Angst haben, auf politische Fragen 
eine ehrliche Antwort zu geben. Aus den verfügbaren Untersuchungen zu diesem 
Phänomen geht zum Beispiel hervor, dass bei Fragen mit Bezug zum Krieg das 
proukrainische Segment der Befragten im Schnitt rund neun Prozentpunkte kleiner ausfällt. 
Bei Fragen nach der geopolitischen Ausrichtung dürfte sich die angstbedingte Verzerrung 
in einer ähnlichen Größenordnung bewegen. Das würde bedeuten, dass der Anteil der EU-
Befürworter in der belarussischen Bevölkerung in Wahrheit ungefähr 20 bis 30 Prozent 
ausmacht. Die verbleibende Mehrheit präferiert entweder die Anbindung an Russland oder 
die Neutralität, wobei bis 2023 stets eine Mehrheit für eine neutrale Position votierte, die zu 
allen außenpolitischen Polen die gleiche Distanz wahrt. In den jüngsten Erhebungen 
verzeichnet eine Allianz mit Russland jedoch die höchsten Zustimmungswerte: 40 bis 50 
Prozent. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/artyom-shraibman-1/
https://www.ipg-journal.io/ru/regiony/evropa/rabota-s-budushchim-2182/
https://library.fes.de/pdf-files/bueros/belarus/20849.pdf
https://belaruspolls.org/wave-17
https://belaruspolls.org/wave-17


Seite E 107 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 849 vom 04.07.2024 

Der Grund für diese Verschiebung dürfte sein, dass die Neutralität aufgrund des heißen 
Krieges in der Region und aufgrund der Minsker Bündnisverpflichtungen gegenüber Moskau 
den Belarussinnen und Belarussen inzwischen mehr und mehr als eine Idealvorstellung 
erscheint, deren Verwirklichung in immer weitere Ferne rückt. Aus diesem Grund stagniert 
der Rückhalt für eine europäische Integration. Die jüngsten Untersuchungen zeigen, dass 
belarussische Befragte sich bei Fragen nach der geopolitischen Ausrichtung deshalb nicht 
für die Europäische Union aussprechen, weil dieser Weg den Menschen im Augenblick 
unrealisierbar oder sogar gefährlich erscheint. 

Die Europaskepsis der Belarussinnen und Belarussen hat also nichts mit einer Ablehnung 
europäischer Werte zu tun. Dies wurde auch bei den Massenprotesten von 2020 deutlich 
und bestätigt sich zudem in aktuellen Erhebungen zum Thema Gesellschaftsvertrag in 
Belarus. Die Ursachen sind vielmehr pragmatischer Natur. Die Gesellschaft glaubt weder 
an die geopolitische Möglichkeit, sich von der russischen Kontrolle zu lösen, noch daran, 
dass die Wirtschaft ein Zerwürfnis mit Russland überstehen würde. Zudem sehen die 
Menschen nicht, dass die EU bereitwillig ihre Türen für Belarus öffnen würde. 

An der belarussischen Westgrenze wurde in den vergangenen Jahren konsequent ein neuer 
Eiserner Vorhang geschaffen. 

Im Gegenteil: An der belarussischen Westgrenze wurde in den vergangenen Jahren 
konsequent ein neuer Eiserner Vorhang geschaffen. Die Provokationen des Regimes, das 
gezielt Migrantenströme aus Drittstaaten über die Grenze schickt, die Mitwirkung am Krieg 
und die Ausweisung der meisten litauischen und polnischen Konsuln hatten zur Folge, dass 
man in Belarus inzwischen eine mehrmonatige Ochsentour hinter sich bringen muss, um an 
ein Visum für den Schengen-Raum zu kommen. Bis 2020 war Belarus Weltmeister bei der 
Zahl der erteilten Visa pro Kopf der Bevölkerung. Diese Spitzenreiterrolle mit 700 000 bis 
800 000 Visa jährlich hat das Land inzwischen klar eingebüßt: 2023 wurden nur noch 160 
000 Visa erteilt. An den wenigen noch geöffneten Grenzübergängen nach Litauen und Polen 
stehen manche mehr als 24 Stunden in der Warteschlange. 

Viele Politiker in den Nachbarländern – vor allem in Litauen – betrachten die belarussische 
Gesellschaft zunehmend als Bedrohung. Damit versuchen nicht zuletzt Populisten politisch 
zu punkten. Die Folge: Das Einwanderungsrecht wird verschärft, und die Kontakte zwischen 
den Belarussen und den Menschen im Rest Europas nehmen ab. Die demokratischen 
Kräfte, die auf die europäische Integration setzen, stehen eindeutig quer zur aktuell 
herrschenden öffentlichen Meinung und zum belarussischen Isolationskurs gegenüber dem 
Westen. Dennoch besteht kein Anlass, die Situation zu dramatisieren. Historisch gesehen, 
ist nicht damit zu rechnen, dass der Meinungsunterschied zwischen der Opposition und den 
Exilanten auf der einen Seite und dem heutigen Durchschnittsbelarussen auf der anderen 
Seite ernste Folgen haben wird. 

Über längere Zeiträume gab es immer wieder Schwankungen in der öffentlichen Meinung, 
wenn es um die geopolitische Ausrichtung geht. Seit Befragungen zu diesem Thema 
durchgeführt werden, durften die Soziologen in der Vergangenheit mindestens dreimal – in 
der Zeit von 2009 bis 2011, in den Jahren 2012/2013 sowie im Herbst 2020 – feststellen, 
dass proeuropäische Stimmungen stärker ausgeprägt waren als russlandfreundliche 
Einstellungen. Solche Aufwärtsbewegungen werden wir möglicherweise auch in Zukunft 
erleben. 

Damit die Gesellschaft an diesen Punkt gelangt, müssen zunächst einmal die mentalen 
Barrieren abgebaut werden, die einer europafreundlichen Stimmung bislang im Weg stehen. 
Die Europäische Union muss wieder zu einer realistischen und sicheren Option werden, und  

https://belaruspolls.org/fear-factor-quality-research
https://belaruspolls.org/wave-18
https://statistics.schengenvisainfo.eu/
https://statistics.schengenvisainfo.eu/
https://sceeus.se/en/publications/avoiding-misplaced-fatalism-what-explains-belarusian-scepticism-of-european-integration/
https://sceeus.se/en/publications/avoiding-misplaced-fatalism-what-explains-belarusian-scepticism-of-european-integration/
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das Bündnis mit Russland darf nicht länger als fest vorgegebenes Gleis wahrgenommen 
werden, aus dem Belarus nicht ausbrechen darf, wenn es wirtschaftlich intakt bleiben und 
seine Souveränität wahren will. 

Wie die europäische Zukunft von Belarus sich gestalten wird, entscheidet sich zu einem 
großen Teil auf den Schlachtfeldern in der Ukraine. 

Solche tiefgreifenden Transformationsprozesse kommen jedoch nur in Gang, wenn die 
Opposition die belarussische Bevölkerung erfolgreich davon überzeugt, dass der Weg in die 
Europäische Union für sie etwas Wünschenswertes ist. Zudem muss sich in der gesamten 
Region politisch und wirtschaftlich vieles grundlegend ändern: Der Krieg in der Ukraine 
muss aufhören, Russlands tragende Rolle für die belarussische Wirtschaft muss 
geschwächt werden, und die EU muss sich stärker für belarussische Bürgerinnen und 
Bürger öffnen. Wenn sich die Gesamtsituation in dieser Weise verändert, wird auch die 
öffentliche Meinung in Belarus sich von Grund auf wandeln, weil viele der heutigen Ängste 
vor der EU und die Anhänglichkeit an Russland nicht mehr aktuell sein werden. 

Die deprimierende Realität sieht so aus, dass die demokratischen Kräfte und die Politik ihrer 
westlichen Partner auf die genannten Veränderungen kaum Einfluss haben. Wie die 
europäische Zukunft von Belarus sich gestalten wird, entscheidet sich wie vieles andere zu 
einem großen Teil auf den Schlachtfeldern in der Ukraine. Vor allem aber müssen die 
Opposition und diejenigen im Westen, die eines Tages ein europäisches Belarus erleben 
wollen, sich fragen, ob sie wirklich genug dafür tun, dass Belarus und Europa sich einander 
annähern oder zumindest nicht immer weiter auseinanderdriften. Zwei Bestrebungen stehen 
dabei insbesondere im Vordergrund. 

Erstens geht es um Mobilität und Kontakte von Belarussen mit Europa: Viele Belarussen 
haben sich vom Westen wegorientiert und dem Osten zugewandt. Das gilt besonders für 
die Wirtschaft, die sich aus dem Krieg und der Unterstützung des Regimes heraushält und 
sich vom europäischen Markt zu den Märkten Russlands, Chinas und anderer asiatischer 
Länder umorientiert hat – und damit allein den Interessen des belarussischen und des 
russischen Regimes dient. Wenn Minsk noch auf viele Jahre hinaus isoliert bleibt (eine 
durchaus realistische Perspektive) und immer mehr Menschen aus eigener Erfahrung nicht 
wissen, was regelmäßige Reisen in die EU oder das Studieren an westlichen Universitäten 
bedeuten, fällt eine zentrale Triebfeder für die zukünftige Europäisierung von Belarus 
zunehmend weg. 

Viele Belarussen haben sich vom Westen wegorientiert und dem Osten zugewandt. 

Bei allem Verständnis für die Sorge über die Sicherheit der östlichen EU- und NATO-
Mitglieder ist es wichtig, dass die Politiker dieser Länder sich bewusst sind, wie hoch die 
langfristigen Kosten sein werden, wenn die belarussische Gesellschaft hinter dem Eisernen 
Vorhang weggeschlossen bleibt, hinter dem die Regime in Minsk und Moskau sie einsperren 
wollen. Wichtig ist auch, dass die demokratischen Kräfte von Belarus dies ihren westlichen 
Gesprächspartnern beharrlich immer wieder in Erinnerung rufen. Vor dem Hintergrund, dass 
die Opposition personell unterbesetzt ist und den belarussischen Problemen im Westen 
derzeit wenig Aufmerksamkeit zuteilwird, gilt es die Prioritäten neu zu setzen. Statt auf 
beiden Seiten Zeit und Energie für virtuelle Projekte wie den Aufbau eines Parallelstaates 
mit eigenen Institutionen, Wahlen und Reisepässen zu verschwenden, sollte man sich auf 
Fragen konzentrieren, die für das Leben und die Zukunft der belarussischen Bevölkerung 
real etwas bewirken. 
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Die zweite Priorität betrifft die Unterstützung von unabhängigen Medien. Ohne alternative 
Informationen etwa über das reale Leben in der EU ist kaum damit zu rechnen, dass der 
Drang nach Europa in der Gesellschaft wächst oder zumindest erhalten bleibt. Die 
aggressive belarussische und russische Propaganda, der die meisten Belarussinnen und 
Belarussen ausgesetzt sind, redet der Bevölkerung jeden Tag ein, in der EU regierten 
Dauerkrise, Kriminalität und moralischer Verfall. Solange sie nicht die Möglichkeit haben – 
wie in der Zeit bis 2020 – in die EU zu reisen, halten allein die unabhängigen Medien bei 
vielen Belarussen die Erinnerung daran wach, dass man ihnen im Fernsehen eine 
alternative Wirklichkeit zu verkaufen versucht. 

Das Problem mit diesen Empfehlungen ist, dass sie keine schnelle Wirkung entfalten 
können. Doch die Alternative wäre, weiter träge vor sich hinzudümpeln und tatenlos 
zuzuschauen, wie ein europäisches Volk im geografischen Zentrum Europas im Hinterhof 
der Geschichte versackt. 

Aus dem Russischen von Andreas Bredenfeld 

 
Artyom Shraibman 
Warschau 

Artyom Shraibman ist politischer Analytiker mit den Forschungsschwerpunkten 
belarussische Politik, internationale Beziehungen und Menschenrechte. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/im-hinterhof-der-geschichte-
7601/?utm_campaign=de_40_20240625&utm_medium=email&utm_source=newslett
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U k r a i n e (Seiten E 110 – E 117) 
 
01) Wiederaufbau „Made in Ukraine“. Ausländische Investitionen reichen nicht,  
      um die Ukraine zu retten. Warum es eine ukrainische Entwicklungsbank  
      braucht 
 

      Von Brian Milakovsky 

 
24.06.2024   

picture alliance / Photoshot 

Investitionen in die ukrainische Produktionswirtschaft tragen entscheidend zur 
Widerstandsfähigkeit des Landes in Kriegszeiten und zur Nachhaltigkeit seines 
Wiederaufbaus bei. Auf der kürzlich in Berlin abgehaltenen Ukraine Recovery Conference 
erklärte die ukrainische Wirtschaftsministerin Julija Svyrydenko, ihr Land benötige ein 
jährliches Investitionsvolumen von 10 bis 30 Milliarden Dollar, um das BIP-Wachstum zu 
erreichen, das nötig ist, um sich von der verheerenden Invasion Russlands zu erholen. Das 
hochkarätige Auditorium westlicher Führungskräfte und Entwicklungsbanker ging vermutlich 
davon aus, dass Svyrydenko damit ausländische Direktinvestitionen (ADI) meinte, denn die 
Frage der Gewinnung externer Investoren für die am Boden liegende ukrainische Wirtschaft 
war mit Abstand das beherrschende Thema der Konferenz. 

Dass ausländische Direktinvestitionen wichtig sind, kann niemand leugnen. Wer sich allzu 
stark darauf fokussiert, läuft allerdings Gefahr, die wirtschaftspolitischen Perspektiven für 
einheimische Unternehmen und Investoren zu verengen. Häufige ideologische 
Begleiterscheinungen einer „ADI-freundlichen“ Politik sind eine maximale Marktöffnung und 
das Vermeiden von Local Content – also des im Zielland erbrachten Anteils an der 
Gesamtwertschöpfung – und industriepolitischen Maßnahmen. Die ukrainischen 
Unternehmen sind jedoch mit massiven kriegsbedingten Markteinbrüchen konfrontiert und 
brauchen eine wirksame staatliche Politik, um ihre Wettbewerbsposition gegenüber den EU-
Ländern zurückzugewinnen. 

Selbst unter den furchtbaren Rahmenbedingungen des Krieges investieren ukrainische 
Unternehmen derzeit offenbar aktiver in die Wirtschaft ihres Landes als ausländische 
Unternehmen. Ministerin Swyrydenko gab bekannt, dass ihr Land 2023 ausländische  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/brian-milakovsky/
https://ukraine.fes.de/en/e/ukrajini-chas-pereosmisliti-rol-promislovoji-politiki.html
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Direktinvestitionen im Umfang von 4,3 Milliarden US-Dollar erhalten hat – ein enormer 
Anstieg gegenüber den mageren 250 Millionen US-Dollar von 2022 und ein großer Schritt 
in Richtung des Vorkriegsniveaus von 7,95 Milliarden US-Dollar. Für 2023 liegen zwar keine 
Angaben zu inländischen Investitionen vor, aber für 2022 meldeten ukrainische 
Unternehmen Kapitalinvestitionen in Höhe von 10,5 Milliarden  US-Dollar – 2021 lagen sie 
noch bei 20 Milliarden US-Dollar.  

Dass ukrainische Unternehmen eher bereit sind, weitere Investitionen im Inland zu tätigen, 
ist wenig überraschend, denn sie haben jahrzehntelang in ihre bestehenden Anlagen 
investiert und verfügen über deutlich weniger Alternativen, wie sie ihr Kapital einsetzen 
können. Und ihre Risikobereitschaft ist wirklich beachtlich: Im von Raketen zerstörten 
Charkiw und in Nikopol – unweit eines russisch besetzten Atomkraftwerks auf der anderen 
Seite des Flusses Dnipro – investieren Fabriken derzeit in neue Produktionsanlagen. 

Es gibt eine enorme Finanzierungslücke für die großen Kapitalprojekte, die erforderlich sind, 
um die ukrainische Industrie wiederzubeleben. 

Auch unter den ausländischen Direktinvestoren waren 2023 diejenigen Unternehmen die 
größten, die bereits Anlagen in der Ukraine hatten, wie Kronospan Wood Panels oder 
Carlsberg Brewing. Das wichtigste in Berlin vorgestellte ADI-Projekt wurde bereits bei der 
Ukraine Recovery Conference in London im vergangenen Jahr besonders gelobt: der vom 
irischen Baustoffhersteller Kingspan in der Region Lwiw errichtete Fabrikkomplex. Die 
nächsten ADI-Erfolgsgeschichten dürfte es wohl im Verteidigungssektor geben, aber die 
meisten Gelder existieren bisher nur in Form von Zusagen. 

Die Ukraine sollte unbedingt darüber nachdenken, wie sie attraktive Bedingungen für 
künftige ausländische Direktinvestitionen schaffen kann, und jede sich während des Krieges 
bietende Gelegenheit nutzen, um neue Investoren anzuziehen. Aber wäre es angesichts 
der enormen Herausforderungen nicht sinnvoll, vorrangig das Kapital der einheimischen 
Unternehmen zu mobilisieren, die gegenwärtig den Löwenanteil der Kriegsinvestitionen 
stemmen? 

Die Bemühungen der ukrainischen Regierung, einheimischen Unternehmen im Rahmen 
des Programms „Made in Ukraine“ mehr Mittel zur Verfügung zu stellen, verdienen 
Anerkennung. Das von staatlichen Banken subventionierte Kreditprogramm 5-7-9 (der 
Name bezieht sich auf die angebotenen Vorzugszinssätze) ist in Kriegszeiten finanziell gut 
ausgestattet. Zudem ist Kiew dabei, in enger Zusammenarbeit mit Gebern und 
internationalen Finanzinstitutionen mehr Finanzmittel in das Bankensystem zu lenken. 
Zudem hat die Ukraine ähnlich wie ihre EU-Nachbarn Anreize für die Errichtung von 
Industrieparks geschaffen und bietet zusätzliche Anreize für Investoren, die mehr als zwölf 
Millionen Dollar investieren. Den ukrainischen Landwirten werden Rabatte für den Kauf von 
Gerätschaften aus inländischer Produktion gewährt. 

Diese großartigen Anstrengungen sollten jedoch nur der Auftakt sein. Es gibt eine enorme 
Finanzierungslücke für die großen Kapitalprojekte, die erforderlich sind, um die ukrainische 
Industrie wiederzubeleben und zu modernisieren und all das zu liefern, was für den 
Wiederaufbau gebraucht wird. Im Augenblick bemüht sich zum Beispiel ein ukrainischer 
Investor um eine Finanzierung in Höhe von 180 Millionen US-Dollar, die er mit seinen 
eigenen 80 Millionen US-Dollar zusammenlegen will, um in der Ukraine die erste 
Flachglasfabrik seit Sowjetzeiten zu errichten. Vor dem Krieg importierte die Ukraine den 
größten Teil ihres Flachglases aus Russland und Belarus. Heute braucht sie riesige 
Mengen, um beschädigte Häuser zu reparieren. Die Metallurgie-Riesen Metinvest und 
Interpipe – Eigentümer sind die ukrainischen Oligarchen Rinat Achmetow beziehungsweise  

https://www.ukrstat.gov.ua/
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Andrii Pintschuk – haben einen Finanzierungsbedarf in Höhe von 3,6 Milliarden Dollar für 
Investitionen in umweltfreundlichen Stahl angemeldet, um zu verhindern, dass sie aufgrund 
des CO2-Grenzausgleichsmechanismus vom EU-Markt ausgeschlossen werden. 
Insgesamt beziffert der ukrainische Metallurgieverband den Bedarf an solchen 
Dekarbonisierungsinvestitionen in der gesamten Branche auf 15 Milliarden US-Dollar. 

Die ukrainischen Hersteller sehen in der schwachen Verbrauchernachfrage eines der 
Haupthindernisse für ihre wirtschaftliche Erholung. 

Viele politische Entscheidungsträger und Analysten halten eine ukrainische 
Entwicklungsbank für die geeignete Institution, um die für so ehrgeizige Projekte benötigten 
„langfristigen“ Gelder bereitzustellen. Kiew sollte mit seinen westlichen Partnern 
zusammenarbeiten, um die Startmittel und Garantien zu beschaffen, die benötigt werden, 
um ukrainische Unternehmen in dieser Größenordnung zu finanzieren. 

Neben der Bereitstellung von Finanzmitteln sollte die Regierung in Kiew auch darüber 
nachdenken, welche politischen Hebel sie in Bewegung setzen kann, um mehr Ressourcen 
zu den einheimischen Unternehmen zu lenken. Untersuchungen haben ergeben, dass 
ukrainische Hersteller 80 Prozent der für den Wiederaufbau des Landes benötigten 
Baumaterialien (im Wert von fast 40 Milliarden Dollar) liefern könnten. Doch mit der Zahl an 
staatlichen Ausschreibungen für den Wiederaufbau steigt auch der Anteil der zugekauften 
Importgüter. Die ukrainischen Hersteller sehen in der schwachen Verbrauchernachfrage 
eines der Haupthindernisse für ihre wirtschaftliche Erholung. Deshalb sind staatliche 
Ausschreibungen für ihr Überleben besonders wichtig. 

Die radikalste Möglichkeit, um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, bestünde für die 
Ukraine darin, eine sogenannte National Security Exemption zu erklären, sich damit von 
ihren Verpflichtungen gegenüber der Europäischen Union und der Welthandelsorganisation 
freizumachen und zudem ein Gesetz zu erlassen, das alle ausländischen Unternehmen zur 
Auftragserfüllung im ausschreibenden Land verpflichtet. Ein solches einseitiges Vorgehen 
könnte jedoch die so wichtigen Beziehungen der Ukraine zur EU zusätzlich belasten. 
Alternativ könnte Kiew versuchen, für die Zeit des Krieges und der frühen 
Wiederaufbauphase mit der EU eine befristete Local Content-Vorgabe auszuhandeln. Wenn 
man festlegt, dass ein bestimmter Mindestanteil (zum Beispiel 60 bis 70 Prozent) der 
Baustoffe und anderer Schlüsselgüter, die in der Ukraine schon jetzt problemlos produziert 
werden, in der Ukraine beschafft werden muss, würde dies das Vertrauen der ukrainischen 
Unternehmen in den Marktzugang stärken und zu mehr inländischen Investitionen anregen. 
Es würde auch die Wiederherstellung der Steuerbasis beschleunigen, aus der schließlich 
später die Mittel für die Rückzahlung der Wiederaufbaukredite der Ukraine an die EU bezahlt 
werden. 

Eine ukrainische Entwicklungsbank könnte dazu beitragen, dass einheimische 
Unternehmen in diesem jungen Wirtschaftszweig zum Zuge kommen. 

Der neu entstehende ukrainische Rohstoffsektor braucht zum einen mehr Finanzmittel und 
zum anderen eine zielgerichtete Industriepolitik. Auf der Ukraine Recovery Conference 
äußerten sich EU-Vertreter begeistert über die gewaltigen Rohstoffvorräte der Ukraine, die 
nach einer Schätzung über 22 der 30 kritischen Mineralien auf der Brüsseler Liste verfügt, 
und betonten, wie wichtig diese Vorräte für die „strategische Autonomie“ der Union und gar 
für „die europäische Souveränität“ seien. Alle Vortragenden waren sich einig, dass ein 
möglichst großer Teil der Wertschöpfung in der Ukraine erwirtschaftet werden solle. Doch  

 

https://gmk.center/wp-content/uploads/2024/04/2024_Ukr-GMK_Rebuild.pdf
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https://peacerep.org/publication/a-state-led-war-economy-in-an-open-market/
https://peacerep.org/wp-content/uploads/2023/09/Policy-brief-on-National-Security-Exemption-and-Procurement-Law-final-.pdf
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wie lässt sich zuverlässig dafür sorgen, dass die notwendigen Anreicherungs-, 
Verarbeitungs- und Produktionsanlagen gebaut werden? Wird es genügend ausländische 
Direktinvestitionen geben, und werden die Investoren motiviert sein, mehr zu tun, als nur 
den Transport von rohem Erz über die Grenze zu erleichtern? 

Eine ukrainische Entwicklungsbank könnte dazu beitragen, dass einheimische 
Unternehmen in diesem jungen Wirtschaftszweig zum Zuge kommen und die 
wertschöpfungsintensive Verarbeitung Priorität erhält. Außerdem braucht es Local Content-
Vorgaben, damit bei ausländischen Direktinvestitionen, die in diesen Sektor fließen, 
ukrainische Zulieferer einbezogen werden und damit diese Investitionen in der ukrainischen 
Wirtschaft eine Tiefenwirkung entfalten. 

Die Ukraine strebt den Beitritt zum europäischen Binnenmarkt an und sollte sich nicht auf 
unrealistische Modelle der autarken Selbstversorgung verlegen. Den Schwerpunkt stärker 
auf inländische Investoren und Unternehmen zu legen, ist obendrein angebracht und 
folgerichtig in Zeiten, in denen Russland ausländische Investoren rasch mit neuen 
Zerstörungsaktionen verschrecken kann. Wenn man jetzt die inländischen Kapazitäten 
stärkt, trägt das dazu bei, dass die ukrainischen Unternehmen für den Wettbewerb und die 
Zusammenarbeit gerüstet sind, wenn ausländische Direktinvestoren tatsächlich in dem von 
der Ukraine Recovery Conference geforderten Umfang einsteigen. 

Aus dem Englischen von Christine Hardung 

 
Brian Milakovsky 
London 

Brian Milakovsky ist Gastforscher bei der Denkfabrik LSE Ideas. Zuvor arbeitete er von 2015 
bis 2022 an humanitären Programmen und in der Entwicklungszusammenarbeit zur 
wirtschaftlichen Erholung in der Ostukraine und konzentriert sich nun auf den industriellen 
Wiederaufbau der gesamten Ukraine. 
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02) Gipfelerfolg, oder? Die Friedenskonferenz in der Schweiz liefert eher    
      magere Ergebnisse. Grund dafür waren insbesondere zwei unvereinbare  
      Ziele 
 
      Von Christos Katsioulis 

18.06.2024 

 
Eindrucksvolle Gipfelkulisse, doch in Zukunft sollten die Konstruktionsfehler von 

Bürgenstock vermieden werden.-picture alliance / via Reuters | Michael Buholzer  

Im Schweizerdeutschen gibt es eine charmante Eigenheit. Menschen aus der Alpenrepublik 
beenden ihre Sätze sehr oft mit einem „oder“ und fügen somit ein Fragezeichen an ihre 
ansonsten recht klare Aussage. Das wäre vermutlich auch der passendste Titel für die 
Konferenz auf dem Bürgenstock gewesen: Gipfel für den Frieden, oder? 

Es war die größte internationale Konferenz, die jemals von der Schweiz ausgerichtet wurde. 
Der „Gipfel für Frieden in der Ukraine“, wie das Treffen schlussendlich genannt wurde, 
versammelte Vertreterinnen und Vertreter von 92 Staaten und acht internationalen 
Organisationen im mondänen Bürgenstock am Vierwaldstädter See. 

Das Ergebnis liest sich auf dem Papier eher mager und rechtfertigt damit das 
schweizerdeutsche Fragezeichen. Das Schlusskommuniqué ist zwar recht klar formuliert. 
Es fordert die Wiederherstellung der territorialen Integrität und Souveränität der Ukraine, 
Schutz der Atomanlagen und der Getreideexporte, ebenso wie die Rückführung ziviler 
Gefangener. Aber nur 80 der 92 anwesenden Staatenvertreter haben es unterzeichnet und 
unter den zwölf Absenzen sind ausgerechnet einige Schwergewichte der Konferenz, wie 
Saudi-Arabien, Mexiko, Indien und Südafrika. 

Aber es wäre unfair, den Gipfel nur an den direkten Ergebnissen zu messen. Seit die 
Verhandlungen zwischen der Ukraine und Russland in Istanbul im April 2022 scheiterten, 
ist der Weg zum Frieden zwischen den beiden Ländern mit einer Reihe von Hindernissen 
versperrt. Nicht zuletzt die kurz vor dem Gipfel verkündeten Maximalforderungen von 
Präsident Putin illustrieren, wie gering die Bereitschaft Moskaus ist, sich auf Verhandlungen 
einzulassen, die notwendigerweise mit Zugeständnissen verbunden sind. Aus russischer  

 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/christos-katsioulis/
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Perspektive setzt er damit einen Kontrapunkt gegen den Zehn-Punkte-Plan des 
ukrainischen Präsidenten Selenskyj. Denn Teile aus diesem Plan formten die Agenda der 
Konferenz in Bürgenstock, eine Konferenz, die zudem auf Bitten Kiews von der Schweizer 
Präsidentin ausgerichtet wurde. 

Die Unvereinbarkeit der russischen und der ukrainischen Positionen war von Beginn an 
bekannt. 

Die Unvereinbarkeit der russischen und der ukrainischen Positionen war von Beginn an 
bekannt, das sollte auch nicht Gegenstand des Treffens sein. Niemand hegte die Erwartung, 
dass dieses (oder irgendein anderes) Gipfeltreffen kurzfristig zu einer gerechten Lösung des 
Konflikts führen werde. Das Grundproblem des Gipfels war aber ein anderes: Er vereinte 
zwei Ziele, die miteinander inkompatibel sind. Einerseits sollte er Impulse für einen 
Friedensprozess zwischen Russland und der Ukraine setzen, andererseits war er eine Art 
Solidaritätstreffen für die Ukraine, um der Welt zu verdeutlichen, wie breit die weltweite 
Unterstützung für Kiew ist. Der Eindruck einer „Der Westen gegen den Rest“-
Auseinandersetzung sollte mit einem möglichst diversen Gipfelfoto zerstreut werden. 
Gleichzeitig sollte nach Moskau signalisiert werden, dass Putin nicht der einzige ist, der von 
Frieden spricht und damit versucht, den Diskurs zu monopolisieren. Insofern ist der Gipfel 
doch gelungen, oder? 

Im Wettlauf um die globale Aufmerksamkeit kann man Teilerfolge von Bürgenstock 
konstatieren. Allein der Umstand, dass eine Reihe von BRICS-Staaten anwesend war, zeigt, 
dass das weltweite Unbehagen über den russischen Angriffskrieg weiter reicht als nur in die 
direkte Unterstützerkoalition für die Ukraine. Das divers besetzte Gruppenfoto vor der 
eindrucksvollen Kulisse ist ein wichtiges Zeichen für die Aufmerksamkeit, die der Ukraine 
auch nach zweieinhalb Jahren Krieg weiter gewidmet wird. Problematisch ist dabei weniger 
das erwartbare Fehlen Russlands. Tiefer klafft die Lücke, die China hinterlässt, aber auch 
die Tatsache, dass der US-Präsident  Joe Biden vom G7-Gipfel in Italien lieber zu einem 
Fundraising-Event mit George Clooney und Julia Roberts nach Hollywood reiste als in die 
Schweiz. 

Die Wahrheit ist allerdings, dass Russland trotz der vollmundigen 
Verhandlungsankündigungen, aber auch die Ukraine aufgrund des aktuellen Frontverlaufs 
weiterhin auf eine militärische Lösung des Konflikts setzen und der Ansicht sind, die Zeit 
ticke für sie. Für die Ukraine, deren militärische Strategie von der Unterstützung von außen 
abhängt, war das Treffen aber deutlich wichtiger als für Russland. 

Mittelfristig kann der Gipfel an Bedeutung gewinnen, wenn in der Folge die Webfehler von 
Bürgenstock vermieden werden. Die Hoffnung war von Beginn an, dass diese Konferenz 
Teil eines länger andauernden Prozesses sein werde, der auch nicht bei null anfangen 
müsse. Gerade in den Themenfeldern Gefangenenaustausch, nukleare Sicherheit oder 
auch Getreideexporte gibt es bereits eine Reihe von direkten Gesprächsfäden zwischen 
Russland und der Ukraine. Der Fokus auf diese Themen ermöglicht daher eine von beiden 
Seiten akzeptierte und auch bereits praktizierte Modularisierung. Die Überfrachtung mit 
Erwartungen wird damit vermieden. Gleichzeitig sollen nach der Schweiz, die von Russland 
explizit nicht mehr als neutral wahrgenommen wird, andere Länder den Staffelstab 
übernehmen und ähnliche, aber inklusivere Gesprächsformate anbieten. Im Vorfeld war hier 
die Rede von Saudi-Arabien, was möglicherweise ein nachvollziehbarer Grund dafür ist, 
dass der saudische Außenminister das Schlusskommuniqué nicht unterzeichnet hat. 

Vom Bürgenstock bleibt erstmal wenig, außer das Schlusskommuniqué und das Gipfelfoto. 
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Denn ein Prozess, der langfristig zu erfolgversprechenden Verhandlungen zwischen der 
Ukraine und Russland führen soll, kann auf Dauer nicht ohne Vertreterinnen und Vertreter 
aus Moskau stattfinden. Dafür bedarf es auch eines anderen Formats und vor allem einer 
größeren Vertraulichkeit. Die mediale Aufmerksamkeit für das Event in der Schweiz, die 
Kommentierung jeder Zu- oder Absage im Vorfeld erzeugte den Eindruck, dass eine 
Teilnahme bereits mit Parteinahme verbunden sei. Das wollen viele Staaten nicht, sodass 
sie entweder gleich fernblieben oder eben keine gemeinsame Erklärung unterzeichneten. 
Der Unwille, sich für die eine oder die andere Seite zu entscheiden, ist vor allem außerhalb 
des Globalen Nordens weit verbreitet und es ist auch nicht sinnvoll, Staaten, die sich dem 
verweigern, pauschal dem anderen Lager zuzuordnen. 

Daher muss auch der Ausgangspunkt des Folgeprozesses anders gewählt werden. Die 
Inspiration der Konferenz durch den Friedensplan von Selenskyj wirkte außerhalb des 
unmittelbaren Unterstützungskreises der Ukraine wie eine einseitige Parteinahme der 
Schweiz. Darunter litt die Akzeptanz dieses Formats von Beginn an, weil die doppelte 
Zielsetzung – Solidaritätsbekundung und Friedensprozess – verwirrend war. Gerade das 
erste Ziel drohte den Gipfel in ein Public Diplomacy Event zu verwandeln. Die terminliche 
Einbettung direkt nach der Ukraine Recovery Conference in Berlin und dem G7-Gipfel in 
Italien war in dem Sinne zusätzlich unglücklich. 

Aber ein Prozess, mit dem Frieden nicht nur verhandelt, sondern auch gesichert werden 
kann, braucht einen anderen Kreis von Teilnehmerstaaten. Zugeständnisse von Russland, 
das aufgrund der Lage an der Front nur wenig Grund sieht, von seinen Maximalforderungen 
abzurücken, sind kaum zu erreichen, indem beispielsweise der Papst oder auch ein 
Vertreter von Costa Rica involviert werden. Hierfür bedarf es einer Reihe von Akteuren, die 
Moskau glaubhafte Angebote machen – und ebenso mit  Sanktionen drohen – können, 
sprich vor allem China, die USA, aber auch die Türkei oder die Golfstaaten. Nur mit deren 
langfristiger Involvierung kann das Verpflichtungsproblem bei möglichen Abkommen mit 
Russland glaubhaft adressiert werden. Nur mit ihrer Mitwirkung kann die berechtigte Sorge 
eingehegt werden, Russland könnte sich an ein mögliches Abkommen nicht halten. 

Vom Bürgenstock bleibt erstmal wenig, außer das Schlusskommuniqué und das Gipfelfoto. 
Dennoch hat die Schweiz die schwierige Gratwanderung zwischen ernsthaftem 
Friedensimpuls und Unterstützung für die Ukraine erfolgreich bewältigt. Die Erwartungen 
waren niedrig angesetzt und konnten daher nicht enttäuscht werden. Aber, ob es wirklich 
ein Erfolg war, wird sich erst in der Folge erweisen. Das Fragezeichen nach dem „Gipfel für 
den Frieden, oder?“ wird sich erst in den kommenden Monaten auflösen, wenn überhaupt. 

 
Christos Katsioulis 
Wien 
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Christos Katsioulis leitet das Regionalbüro für Zusammenarbeit und Frieden der Friedrich-
Ebert-Stiftung in Wien. Zuvor leitete er die Büros der FES in London, Athen und Brüssel. 
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R u s s l a n d (Seiten E 118 – E 124) 
 
01) Auf gute Nachbarschaft. Russland und Nordkorea vertiefen ihre  
      Beziehungen. Das stößt nicht nur Washington auf, sondern stellt auch  
      Peking vor ein Dilemma 
 
      Von  Anny Boc 
 
20.06.2024 

picture alliance / Vladimir Smirnov 

Oft verlässt Wladimir Putin sein Land derzeit nicht. Eine seiner seltenen Auslandsreisen 
führte den russischen Staatschef nun nach Nordkorea. Der Besuch war erst seine zweite 
Reise in das Land in den 24 Jahren seiner Amtszeit. Die Vertiefung der Beziehungen 
zwischen den beiden Ländern hat wiederum in den Vereinigten Staaten erhebliche 
Bedenken hinsichtlich ihrer möglichen Auswirkungen auf den Krieg in der Ukraine sowie die 
Sicherheit auf der koreanischen Halbinsel ausgelöst. 

Die Annäherung zwischen Russland und Nordkorea sorgt jedoch nicht nur in den USA, 
sondern auch in China für gemischte Gefühle, da sie für Peking neue Unsicherheiten mit 
sich bringt. Obwohl das Nachbarland China die wirtschaftliche Lebensader und der offizielle 
„Verbündete“ Nordkoreas ist, sind die Beziehungen zwischen Peking und Pjöngjang alles 
andere als eng, wie die jüngsten Entwicklungen zeigen. 

Nordkoreas jüngste Provokationen und seine Verurteilung der gemeinsamen Erklärung von 
Südkorea, Japan und China auf ihrem ersten trilateralen Treffen seit 2019, in der die 
Denuklearisierung der koreanischen Halbinsel erwähnt wird, gelten als seltener Affront 
gegenüber China. Zu den bemerkenswerten Provokationen gehört, dass das Regime in 
Pjöngjang beschloss, ausgerechnet während einer diplomatischen Initiative, an der auch 
China beteiligt war, einen Aufklärungssatelliten in die Erdumlaufbahn zu schießen. Schon 
Jahre zuvor hatte Nordkorea es darauf angelegt, China bloßzustellen, als es von einer Basis 
nahe der chinesischen Grenze aus eine ballistische Rakete abfeuerte, kurz bevor im Mai 
2017 in Peking der Seidenstraßengipfel begann. 

Seitdem hat sich die Dynamik in der Region erheblich verändert. Nachdem die chinesisch-
nordkoreanischen Beziehungen 2017 ihren Tiefpunkt erreicht hatten, begannen sie sich  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/anny-boc/
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https://edition.cnn.com/2017/05/14/asia/china-north-korea-missile-obor/index.html
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Seite E 119 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 849 vom 04.07.2024 

nach dem ersten Treffen von Xi Jinping und Kim Jong-un im März 2018 deutlich zu 
verbessern. Aber obwohl die beiden Staatschefs sich seitdem fünfmal getroffen haben, ist 
die Beziehung nach wie vor alles andere als unproblematisch. Aufgrund der Corona-
Pandemie schloss Nordkorea all seine Grenzen und stellte praktisch jeden Handel ein – 
auch den mit seinem größten Handelspartner China. Erst im April 2024 kam es wieder zu 
einem hochrangigen Besuch Chinas in Nordkorea, als Zhao Leji, Chinas dritthöchster Mann 
im Staat, die Delegation anführte. 

Für China ist und bleibt das Regime in Pjöngjang eine wichtige Pufferzone gegen die 
zunehmende Umzingelung durch die USA. 

Der Besuch fand vor dem Hintergrund zunehmender internationaler Besorgnis über 
Nordkorea statt, das seine aggressive Rhetorik und seine militärischen Raketentests 
intensivierte. Anfang 2024 hatte Kim Jong-un einen grundlegenden Politikwandel 
gegenüber Südkorea angekündigt: Er schloss die Möglichkeit einer friedlichen 
Wiedervereinigung Koreas aus und signalisierte dabei, dass er eher für Feindschaft als für 
Versöhnung sei. Im Jahr 2022 hatte Nordkorea bereits eine bis dahin nie dagewesene Zahl 
an Raketentests durchgeführt und 2023 mit russischer Unterstützung einen militärischen 
Aufklärungssatelliten erfolgreich ins All geschossen. 

Die Isolation Russlands vom Westen aufgrund des russischen Angriffs auf die Ukraine hat 
letztendlich zu einer Vertiefung der Beziehungen zwischen Moskau und Pjöngjang geführt, 
was auch eine stärkere militärische Zusammenarbeit der beiden Staaten beinhaltet. Es wird 
vermutet, dass Russland für seinen Krieg in der Ukraine große Mengen an Munition und 
ballistischen Raketen aus Nordkorea erhält und dem Land im Gegenzug militärische 
Technologie liefert, die dessen militärische Fähigkeiten stärkt. Dieses neue und enge 
russisch-nordkoreanische Verhältnis stellt eine ernsthafte Herausforderung für den Westen 
in Europa und Nordostasien dar. 

Peking, ein wichtiger Partner sowohl von Pjöngjang als auch von Moskau, hat bisher darauf 
verzichtet, sich zu den jüngsten Entwicklungen zu äußern. Aber die chinesischen Medien 
haben den Schuldigen schnell ausgemacht: Sie behaupten, dass es die „feindselige“ Politik 
der USA sei, die Russland und Nordkorea enger zusammenrücken lasse, wodurch die 
Sicherheitslage in beiden Regionen unterminiert werde. In dieser Darstellung der USA als 
wichtigstem Verursacher von Spannungen spiegelt sich Chinas Überzeugung wider, dass 
Washington und nicht Pjöngjang die größte Bedrohung bzw. der größte Feind sei. 

Sehr zu Chinas Entsetzen haben die USA in Reaktion auf Nordkoreas zunehmende 
Fähigkeiten im Atom- und Raketenbereich ihre militärische Zusammenarbeit mit Südkorea 
und Japan verstärkt. Peking beschuldigt Washington schon seit langem, Nordkoreas 
Atomprogramm als Vorwand für eine Ausweitung seiner militärischen Präsenz in der Region 
zu nutzen und damit die Spannungen auf der koreanischen Halbinsel zu verschärfen. Die 
meisten der mit Außenpolitik Beschäftigten in China glauben, dass es den USA dabei nicht 
so sehr um die Abschreckung Nordkoreas gehe, sondern vielmehr um die Eindämmung 
Chinas. 

Angesichts der Tatsache, dass China sowohl in seiner regionalen als auch globalen 
Außenpolitik den Fokus auf seine große Rivalität mit den USA richtet, ist es sehr 
unwahrscheinlich, dass Peking Druck auf Nordkorea oder Russland ausüben wird, um die 
Konflikte in Nordostasien oder Europa zu lösen. Für China ist und bleibt das Regime in 
Pjöngjang eine wichtige Pufferzone gegen die zunehmende Umzingelung durch die USA 
und ihre Verbündeten, während Russland ein wichtiger Partner gegen eine von den USA 
angeführte Weltordnung ist. Allerdings könnte Pekings Entscheidung für die  

https://apnews.com/article/china-north-korea-visit-zhao-leji-5199ebffdd5f00591c6ed8ac31018975
http://us.china-embassy.gov.cn/eng/fyrth/202309/t20230912_11141633.htm
http://us.china-embassy.gov.cn/eng/fyrth/202309/t20230912_11141633.htm
https://www.globaltimes.cn/page/202309/1297648.shtml
https://www.globaltimes.cn/page/202309/1297648.shtml
https://thediplomat.com/2023/03/what-chinas-north-korea-policy-reveals-about-its-stance-on-russias-war-in-ukraine/
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„Nichteinmischung“ langfristig seine eigenen strategischen Interessen untergraben. Mit 
seiner Zurückhaltung in Bezug auf die engeren Verbindungen zwischen Russland und 
Nordkorea riskiert China möglicherweise eine Verschärfung der Spannungen auf der 
koreanischen Halbinsel. 

Mit der Hilfe Russlands wird Nordkorea vermutlich die Entwicklung seines atomaren 
Potenzials beschleunigen. 

Mit der Hilfe Russlands wird Nordkorea vermutlich die Entwicklung seines atomaren 
Potenzials beschleunigen. Das könnte wiederum eine stärkere Reaktion der USA 
hervorrufen und im schlimmsten Fall für Peking die Bildung einer – wie die Chinesen es 
nennen – „asiatischen NATO“ unter Führung der USA zur Folge haben, die sich gegen 
China richten würde. Zudem könnte eine Stärkung Nordkoreas zu einem aggressiveren und 
provokativeren Verhalten des Landes führen: Es könnte seine Waffentests weiter 
intensivieren und – was noch bedenklicher wäre – einen siebten Atomtest durchführen. Das 
würde China zwangsläufig in eine Lage bringen, einer Eskalation von Konflikten ausgesetzt 
zu sein, die es eigentlich vermeiden möchte. 

Der internationale Druck auf China, vor allem vonseiten der USA, eine härtere Position 
gegen das Regime in Pjöngjang einzunehmen, würde sicherlich steigen. Man erinnere sich 
daran, wie unter der Trump-Regierung die Spannungen auf der koreanischen Halbinsel die 
bilateralen Unstimmigkeiten verschärften und sich auf andere Bereiche der Beziehungen 
zwischen China und den USA ausweiteten. Im Jahr 2017 verwob sich die vermeintliche 
Untätigkeit Chinas gegenüber Nordkorea mit den Bedenken der USA über die chinesischen 
Handelspraktiken, was letztlich zu einem Handelskrieg und Sanktionen führte, die bis heute 
Bestand haben. 

Chinas langjährige strategische Priorität, die Stabilität aufrechtzuerhalten, statt eine 
Denuklearisierung anzustreben, hat es Nordkorea ermöglicht, sein Atomprogramm so weit 
auszubauen, dass es sehr schwierig sein wird, diese Entwicklung aufzuhalten. Offiziell hielt 
China immer an den drei Grundsätzen „kein Krieg, keine Instabilität und keine Atomwaffen“ 
fest, worin sich die Prioritätensetzung in Bezug auf die koreanische Halbinsel widerspiegelt. 
Mittlerweile ist jedoch offensichtlich, dass es unmöglich ist, gleichzeitig alle drei Ziele zu 
verfolgen, da die beiden ersten letztlich das dritte Ziel unterminieren und umgekehrt. 

Peking ist sich sehr wohl darüber im Klaren, dass ohne eine Denuklearisierung kein Frieden 
und keine nachhaltige Stabilität auf der koreanischen Halbinsel und in Nordostasien 
erreichbar sind. In dieser Hinsicht hat die Ausweitung der Beziehungen zwischen Pjöngjang 
und Moskau das Dilemma Chinas intensiviert. 

Der chinesischen Führung bereitet vor allem die  trilaterale Kooperation zwischen Japan, 
Südkorea und den USA große Sorgen. 

Da die Weltpolitik gerade verstärkt als Kampf zwischen Demokratie und Autoritarismus 
wahrgenommen wird, besteht die Tendenz, die engeren Bindungen zwischen Russland und 
Nordkorea als Teil der Bildung einer trilateralen Achse mit China zu sehen, die darauf 
ausgerichtet ist, den USA, Japan und Südkorea etwas entgegenzusetzen. Peking hat dieses 
Narrativ als eine Wiederbelebung der „Mentalität des Kalten Krieges“ und der „Blockpolitik“ 
angeprangert und die USA beschuldigt, die Region entlang ideologischer Linien spalten zu 
wollen, um eine antichinesische Front aufzubauen. 

 

https://www.reuters.com/article/idUSKBN1EM1IU/
https://www.reuters.com/article/idUSKBN1EM1IU/
https://www.38north.org/2012/08/skahlbrandt081612/
https://www.reuters.com/article/uk-korea-north-china-idUKBREA2703T20140308/
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Der chinesischen Führung bereitet vor allem die zunehmende trilaterale Kooperation 
zwischen Japan, Südkorea und den USA große Sorgen. Statt sich seine Nachbarn zu 
Feinden zu machen, hat China vielmehr das Interesse, seine Beziehungen zu Seoul und 
Tokio zu verbessern, um Reibungen zu reduzieren und dem Einfluss der USA 
entgegenzuwirken. Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Handel werden als maßgebliche 
Faktoren für die Ankurbelung der wirtschaftlichen Erholung Chinas nach der Pandemie und 
für die Aufrechterhaltung von Frieden und Stabilität in der Region erachtet. Nordkorea ist 
dabei jedoch ein schwieriges Problem und seine provokativen Aktionen sind ein Störfaktor 
in Chinas Bemühungen um ein kooperativeres Klima in Nordostasien. 

Trotz Pekings wirtschaftlicher und diplomatischer Unterstützung für Pjöngjang sind die 
beiden Länder alles andere als enge Freunde. Allein die Tatsache, dass Kim Jong-un seine 
erste Auslandsreise nach der Pandemie nach Moskau und nicht nach Peking unternahm, 
weckt Zweifel an den guten Beziehungen zwischen China und Nordkorea. Hinzu kommt, 
dass sich Nordkorea um eine Verbesserung seiner Beziehungen zum Iran bemüht, um sich 
einerseits weiter aus seiner Isolation zu befreien und seine strategischen Partnerschaften 
zu diversifizieren, aber auch um seine Zusammenarbeit im Bereich nuklearer und 
ballistischer Raketen zu stärken. Diese neue Dynamik erschwert es China ganz erheblich, 
für ein Gleichgewicht in der Region zu sorgen. 

Aus dem Englischen von Ina Görtz 

 
Anny Boc 

Anny Boc ist Referentin für Außenpolitik im Deutschen Bundestag und promoviert an der 
Freien Universität Berlin zum Thema Großmachtrivalität zwischen China und den USA auf 
der Koreanischen Halbinsel. 
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02) Fragile Brüderlichkeit. Vom Bündnis mit China erhofft sich Russlands  
      Präsident Putin volle Rückendeckung. Doch Xi zögert – und weiß seine  
      Vorteile auszuspielen 
 

      Von  Nina L. Khrushcheva 

 

13.06.2024 

 
Streit unter Brüdern? Chinas Staatschef Xi empfängt Russlands Präsidenten Putin.-picture 

alliance/Alexander Ryumin  

Im Dezember 1949 flog Mao Zedong nach Moskau, um Josef Stalin zu treffen. Der Führer 
der erst wenige Monate zuvor gegründeten Volksrepublik China brannte darauf, mit seinem 
Amtskollegen, dem Anführer des Weltproletariats, den Sieg des Kommunismus in China 
und den 71. Geburtstag des sowjetischen Ministerpräsidenten zu feiern. Stalin betrachtete 
Mao jedoch nicht als ebenbürtig. Wie sich die Zeiten doch geändert haben. Aus Stalins Sicht 
war Mao nützlich, weil er helfen würde, den Kommunismus in Asien zu verbreiten. Im 
Februar 1950 unterzeichneten die beiden Führer daher den chinesisch-sowjetischen 
Vertrag über Freundschaft, Bündnis und gegenseitigen Beistand. Mao wollte aber noch 
mehr – nämlich Sicherheitsgarantien gegenüber den Vereinigten Staaten und direkte 
militärische Unterstützung. Doch Stalin blieb zurückhaltend. Seiner Ansicht nach stand Mao 
– als hilfsbedürftiger Nachbar mit größenwahnsinnigen Anwandlungen – nicht nur unter ihm, 
sondern war auch eine Belastung. Stalin befürchtete, engere Beziehungen zur 
Volksrepublik China könnten die Erfolge der Sowjetunion in Asien gefährden und zu einer 
Intervention der USA führen. 

Heute ist es der chinesische Präsident Xi Jinping, der auf seinen russischen Amtskollegen 
Wladimir Putin herabblickt. Tatsächlich war Putins Staatsbesuch in Peking im Mai – 
seine erste Auslandsreise seit Beginn seiner fünften Amtszeit – praktisch ein Spiegelbild der 
Begegnung zwischen Stalin und Mao vor 75 Jahren. Xi empfing Putin auf dem Platz des 
Himmlischen Friedens im Rahmen einer Zeremonie mit allem zu erwartenden Pomp. Als 
Putins Konvoi vor der Großen Halle des Volkes vorfuhr, ertönte ein donnernder 
Artilleriesalut. Das Orchester der Volksbefreiungsarmee spielte nicht nur die russische 
Hymne, sondern auch die bei älteren Chinesen beliebte Melodie „Moskauer Nächte“. Die 
Menge jubelte. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/nina-l-khrushcheva/
https://sites.temple.edu/immerman/maos-moscow-visit-december-1949-february-1950/
https://sites.temple.edu/immerman/maos-moscow-visit-december-1949-february-1950/
https://history.state.gov/historicaldocuments/frus1950v06/d157#:~:text=On%20February%2014%2C%201950%2C%20the,force%20on%20April%2011%2C%201950.
https://www.wilsoncenter.org/article/when-stalin-met-mao-digital-archive-featured-foreign-policy
https://www.wilsoncenter.org/article/when-stalin-met-mao-digital-archive-featured-foreign-policy
https://abcnews.go.com/International/wireStory/vladimir-putins-visit-china-110286318#:~:text=Putin%20said%20he%20chose%20China,%E2%80%9Cno%2Dlimits%E2%80%9D%20friendship.
https://www.bbc.com/news/articles/c2lekp48n78o#:~:text=But%20to%20China's%20President%20Xi,they%20strolled%20through%20Tiananmen%20Square.
https://x.com/SgforgoodStella/status/1790955008256553013
https://x.com/SgforgoodStella/status/1790955008256553013
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Heute ist es der chinesische Präsident Xi Jinping, der auf seinen russischen Amtskollegen 
Wladimir Putin herabblickt. 

Bei dem Besuch wurde mit Symbolik – oder Propaganda – nicht gespart. Neben der 
Würdigung des 75-jährigen Bestehens der diplomatischen Beziehungen bildete die Feier 
auch den Auftakt zu den „chinesisch-russischen Kulturjahren“, im Rahmen derer 230 
„kulturelle und künstlerische“ Veranstaltungen in Dutzenden Städten in beiden Ländern 
stattfinden werden. Unter aufdringlicher Würdigung dieser Verbindungen von Mensch zu 
Mensch erklärte Putin, Russen und Chinesen seien „für immer Brüder“ – eine Anspielung 
auf ein Lied, das für Maos Besuch in Moskau komponiert wurde. Er behauptete sogar, dieser 
Ausdruck sei in Russland zu einer Art „Schlagwort“ geworden. Diese Behauptung fanden 
selbst Kreml-Propagandisten dick aufgetragen. Tatsächlich wird das Lied in Russland 
aufgrund der wiederholten Störungen in den chinesisch-russischen Beziehungen – 
beginnend mit dem chinesisch-sowjetischen Zerwürfnis – schon lange ins Lächerliche 
gezogen. Manche behaupten, mein Urgroßvater Nikita Chruschtschow sei für die 
Zerstörung der bilateralen Beziehungen verantwortlich, da er 1956 mit Stalin abrechnete. 
Doch Stalin war nie ein treuer Verbündeter Chinas gewesen. Chruschtschow erinnerte zu 
Hause einmal daran, dass der sowjetische Diktator 1951, als der Koreakrieg in eine 
Pattsituation geraten war, Mao als talentlosen Guerillakämpfer verspottet habe. 

Auf jeden Fall war Putin nicht nur wegen der Show in Peking. Seit er vor zwei Jahren seine 
umfassende Invasion in der Ukraine begann und der Westen mit beispiellosen Sanktionen 
reagierte, ist Russland in hohem Maße von China abhängig. Als Putin also in Peking 
landete, hielt er praktisch schon die Hand auf. Doch wie Stalin vor 75 Jahren hegt auch Xi 
seine Vorbehalte. Ja, Russland hat seine Vorteile. Wie Xi auf dem jüngsten Gipfel feststellte, 
betrachtet er die bilateralen Beziehungen als „Faktor für die Aufrechterhaltung der globalen 
strategischen Stabilität und die Demokratisierung der internationalen Beziehungen“. Das 
erklärt auch, warum die beiden Länder, wie Putin hervorhob, ein „gewichtiges Portfolio“ von 
80 großen Investitionsprojekten aufgebaut haben. Chinas Bereitschaft, für Russland Opfer 
zu bringen, hat jedoch klare Grenzen. 

Chinas Bereitschaft, für Russland Opfer zu bringen, hat jedoch klare Grenzen. 

Das beginnt schon bei der Wirtschaft. In den vergangenen Monaten hat sich Xi mit mehreren 
westlichen Spitzenpolitikern getroffen, darunter Bundeskanzler Olaf Scholz, der 
französische Präsident Emmanuel Macron und der amerikanische Außenminister Antony 
Blinken. Sie alle überbrachten die gleiche Botschaft: Sollte China weiterhin Güter mit 
„doppeltem Verwendungszweck“ liefern und Technologien zur Verfügung stellen, die 
Russlands Kriegsanstrengungen unterstützen, würden chinesische Firmen mit 
Sekundärsanktionen belegt. Xi gab sich alle Mühe, unbeeindruckt zu wirken. Aber es ist 
wohl kein Zufall, dass die chinesischen Exporte nach Russland allein im März um 14 
Prozent zurückgegangen sind. Darüber hinaus hat China seit Anfang dieses Jahres seine 
Direktlieferungen von Maschinen, Anlagen (darunter auch elektrische Anlagen), 
mechanischen Teilen und Zubehör nach Russland kontinuierlich reduziert. In Anbetracht 
der Tatsache, dass China Russlands wichtigstes Ursprungsland für Einfuhren ist, gibt dies 
dem Kreml Anlass zu großer Sorge. Im vergangenen Jahr bezog Russland rund 45 Prozent 
der gesamten Importe aus der Volksrepublik. 

Darüber hinaus treibt China das Projekt der Power of Siberia 2-Gaspipeline, über die 
russisches Gas nach China transportiert werden soll, nur langsam voran. In dem Wissen,  

 

https://www.globaltimes.cn/page/202405/1312581.shtml
https://m.economictimes.com/news/international/world-news/russians-chinese-are-brothers-forever-putin-speaks-highly-of-bilateral-ties-on-china-visit/articleshow/110193177.cms
https://apnews.com/article/china-russia-putin-beijing-xi-3212ef85d8318cf853f956173f3a682a#:~:text=%E2%80%9CIn%20a%20famous%20song%20of,have%20strengthened%20during%20the%20war.
https://www.historytoday.com/archive/months-past/stalin-denounced-nikita-khrushchev
https://apnews.com/article/china-russia-putin-beijing-xi-3212ef85d8318cf853f956173f3a682a
https://www.rbc.ru/politics/16/05/2024/664622b29a7947399c284767
https://www.rbc.ru/politics/16/05/2024/664622b29a7947399c284767
https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/xi-in-europa-7502/
https://www.politico.eu/article/emmanuel-macron-xi-jinping-china-france-meeting-trade-ukraine/
https://www.youtube.com/watch?v=IdlnTMERaUA
https://www.youtube.com/watch?v=IdlnTMERaUA
https://www.rbc.ru/economics/18/05/2024/6645e8fd9a7947301e26b707
https://www.rbc.ru/economics/23/04/2024/662664779a7947ad752fb84e
https://www.cnbc.com/2023/09/28/how-surging-trade-with-china-is-boosting-russias-war.html
https://www.cnbc.com/2023/09/28/how-surging-trade-with-china-is-boosting-russias-war.html
https://meduza.io/feature/2023/12/12/zapusk-truboprovoda-sila-sibiri-2-mog-by-prevratit-rossiyu-v-krupneyshego-postavschika-gaza-v-kitay-no-proekt-nuzhen-moskve-silnee-chem-pekinu
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am längeren Hebel zu sitzen, erwartet Xi von Russland, die gesamten Kosten für den 
milliardenschweren Bau der Pipeline zu tragen, während China weiterhin hohe 
Preisnachlässe für Energie gewährt werden sollen. In diesem Jahr zahlte China nur 300 
Dollar für 1 000 Kubikmeter Gas, das durch die Power of Siberia 1-Pipeline gepumpt wurde. 
Europa und die Türkei mussten mehr als 500 Dollar pro 1 000 Kubikmeter berappen. 
Fortschritte bei der Power of Siberia 2-Pipeline sind Putin so wichtig, dass er den für 
Energieangelegenheiten zuständigen stellvertretenden russischen Ministerpräsidenten 
Alexander Novak nach Peking mitbrachte. Nach dem Treffen konnte Novak jedoch nicht 
mehr als eine vage Zusicherung anbieten, dass „in naher Zukunft“ ein Vertrag 
unterschrieben werden würde. 

Auch Putins Versuch, im Stile Maos ein vollwertiges Militärbündnis mit gegenseitigen 
Verteidigungsverpflichtungen zu schließen, ist offenbar gescheitert. Obwohl China 
gemeinsame Militärübungen mit Russland abhielt, versucht die Volksrepublik, sich als 
Befürworter einer „Win-win-Kooperation“ zu positionieren und sich von der „Mentalität des 
Kalten Krieges“ zu distanzieren, die von einer Aufteilung der Welt in konkurrierende Blöcke 
ausgeht. Warum sollte Xi seine Position als eine Art Bindeglied zwischen Russland und dem 
Westen aufs Spiel setzen? 

Xi ist nicht an Streit interessiert, zumindest nicht vordergründig, und Putins Agenda umfasst 
nichts als Streit. Angesichts der stark divergierenden Interessen der beiden 
Staatsoberhäupter stellt sich die Frage, ob die chinesisch-russischen Beziehungen wieder 
einmal dem Untergang geweiht sind. Wie echte Brüder könnten China und Russland für 
immer untrennbar im Streit vereint bleiben. 

© Project Syndicate 

Aus dem Englischen von Helga Klinger-Groier 

 
Nina L. Khrushcheva 
New York 

Nina L. Khrushcheva ist Professorin für Internationale Politik an der New School in New 
York und Senior Fellow des World Policy Institute. Sie ist die Urenkelin des sowjetischen 
Politikers Nikita Chruschtschow. 

https://www.ipg-journal.de/regionen/global/artikel/fragile-bruederlichkeit-
7527/?utm_campaign=de_40_20240614&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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https://www.reuters.com/world/europe/russian-deputy-pm-given-new-tasks-coordination-economy-2024-05-17/
https://www.reuters.com/world/europe/russian-deputy-pm-given-new-tasks-coordination-economy-2024-05-17/
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01) Zweifelhaftes Vorbild. Während viele von weniger Arbeit träumen, führt  
      Griechenland die Sechs-Tage-Woche ein. Ob die Maßnahme die Probleme  
      des Landes löst, ist fraglich 
 
      Von Jens Bastian 

02.07.2024   

 
Viele Griechinnen und Griechen arbeiten bereits in zwei Jobs.-  picture alliance / NurPhoto | Nikolas 

Kokovlis   

Seit 1. Juli 2024 gilt in Griechenland eine neue gesetzliche Arbeitszeitbestimmung. Die allein 
regierende konservative Nea Dimokratia des Premierministers Kyriakos Mitsotakis hat die 
Sechs-Tage-Woche rechtsverbindlich für einzelne Wirtschaftszweige eingeführt, so etwa für 
das verarbeitende Gewerbe sowie für einige Dienstleistungen, zum Beispiel für Banken und 
Versicherungen. Arbeitsministerin Niki Kerameus (seit Mitte Juni im Amt) begründet den 
Reformbedarf mit „Arbeitskräftemangel“ und der Notwendigkeit, mehr „Flexibilität“ in den 
Branchen und Unternehmen zu verankern. Sämtliche Oppositionsparteien – links wie rechts 
von der Nea Dimokratia – stimmten gegen die Gesetzesnovelle. Die zwei 
gewerkschaftlichen Dachverbände für den Privatsektor und den öffentlichen Dienst – GSEE 
und ADEDY – liefen Sturm gegen die gesetzliche Ausdehnung zur Sechs-Tage-Woche. 

Die neue Rechtslage sieht vor, dass es einen individuellen Aushandlungsprozess zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmerseite geben soll. Die Option, der Forderung des Arbeitgebers 
nach längerer Arbeitszeit nicht zu entsprechen, ist zwar rechtlich verankert. Allerdings ist im 
neuen Gesetz nicht eindeutig geklärt, wie dieses Prinzip der Freiwilligkeit für 
Teilzeitbeschäftigte und solche mit befristeten Arbeitsverträgen angewandt werden soll. 
Zudem ist zu bedenken, dass eine individuelle Weigerung der Arbeitnehmerin in der 
Alltagsrealität eines Betriebs schnell an Grenzen stößt, wenn andere Arbeitnehmer die 
Arbeitszeitverlängerung akzeptieren und der Arbeitgeber Sonderfaktoren wie Krankenstand 
in der Belegschaft, Urlaubszeiten von Beschäftigten oder kurzfristige Auftragserledigung 
geltend macht. 

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/jens-bastian/
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Sosehr das Arbeitsministerium das Prinzip der Freiwilligkeit der Arbeitszeitverlängerung 
betont, so verweist doch die Praxis in zahlreichen Sektoren der griechischen Realwirtschaft 
auf eine ganz andere Ausgangssituation. Seit Jahren geht der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad zurück. Ebenso hat die Tarifbindung von Unternehmen und 
Wirtschaftszweigen abgenommen. Letzteres ist eine der langfristigen Folgen der drei 
makroökonomischen Anpassungsprogramme der Troika, denen Griechenland zwischen 
2010 und 2018 ausgesetzt war. Im Übrigen war eine der damaligen Konditionalitäten der 
Kreditgeber aus Internationalem Währungsfonds, der Europäischen Zentralbank und der 
Kommission in Brüssel, dass Griechenland gesetzliche Arbeitszeitverlängerungen einführen 
sollte. Die ab Juli 2024 geltenden Bestimmungen haben demnach einen Vorlauf und können 
als Teil einer lange anhaltenden Kontroverse angesehen werden, wie arbeitsrechtliche 
Bestimmungen in Griechenland verändert werden. 

Zwischen 2010 und 2022 haben mehr als 500 000 Griechinnen und Griechen das Land 
verlassen. 

Der griechische Arbeitsmarkt war in der vergangenen Dekade von einem starken Wandel 
gekennzeichnet, der gleichzeitig Strukturprobleme erkennen lässt. Es sind berechtigte 
Zweifel angebracht, ob diese Probleme durch die Verlängerung der wöchentlichen 
Arbeitszeit in den Griff zu bekommen sind. Zwar nimmt die Arbeitslosigkeit seit einigen 
Jahren ab; doch noch immer ist Griechenland eins von nur zwei Ländern in der Eurozone, 
in dem die registrierte Arbeitslosigkeit weiterhin zweistellig ist. Sie betrug im April 2024 
insgesamt 10,8 Prozent und betraf mehr als eine halbe Million Menschen. Lediglich Spanien 
lag mit 11,7 Prozent noch vor Griechenland. 

Zwischen 2010 und 2022 haben mehr als 500 000 Griechinnen und Griechen das Land 
verlassen, um im Ausland zu arbeiten. Diese Migration betraf vornehmlich gut ausgebildete 
junge Menschen, die während der Krisenjahre von drohender Arbeitslosigkeit betroffen 
waren. Vor die Wahl gestellt, zu bleiben oder zu gehen, haben viele mit den Füßen 
abgestimmt. Viele dieser Menschen sind trotz wirtschaftlicher Erholung und besserer 
Arbeitsmarktbedingungen auch heute noch nicht bereit, nach Griechenland 
zurückzukehren. Diesen Personenkreis durch eine Verlängerung der wöchentlichen 
Arbeitszeit zu „motivieren“, eine Beschäftigung in Griechenland aufzunehmen, erscheint 
eher abwegig. Auch betriebliche Personalprobleme werden durch solche Angebote nicht 
gelöst. Erst recht nicht, wenn viele dieser Beschäftigten im Ausland Erfahrungen mit 
Homeoffice, hybriden Arbeitszeitmodellen und womöglich bereits einer Vier-Tage-Woche 
gemacht haben. 

In zahlreichen Wirtschaftszweigen Griechenlands ist seit Beendigung der Covid-Pandemie 
ein wachsender Mangel an Personal und Fachkräften erkennbar geworden, insbesondere 
in der Bauindustrie, der Landwirtschaft, im Tourismus und in der Gastronomie. Die 
Mitsotakis-Regierung war angesichts dieser Defizite herausgefordert, illegalen 
Einwanderern einen Schutzstatus vor Abschiebung und Zugang zum gesetzlichen 
Arbeitsrecht zu gewähren. Diese Reform betrifft allerdings Sektoren und Beschäftigte, die 
ohnehin schon die Sechs-Tage-Woche als Regelarbeitszeit erleben – häufig ohne 
Tarifregelung oder Zuschläge, wie sie jetzt gesetzlich eingeführt werden. 

In der Debatte um die Einführung der Sechs-Tage-Woche wurde von Regierungsseite 
immer wieder hervorgehoben, dass die Reform auch Einkommensgewinne für Beschäftigte 
mit sich bringe. Das muss sich in der Praxis allerdings erst erweisen. Ob und wie lange 
einzelne Betriebe die neuen Zuschläge – bis zu 40 Prozent mehr Gehalt, an Sonn- und 
Feiertagen sogar 115 Prozent zusätzlich – bezahlen können, bleibt abzuwarten. 

https://tradingeconomics.com/greece/unemployment-rate
https://www.destatis.de/Europa/EN/Topic/Population-Labour-Social-Issues/Labour-market/EULabourMarketCrisis.html
https://www.destatis.de/Europa/EN/Topic/Population-Labour-Social-Issues/Labour-market/EULabourMarketCrisis.html
https://link.springer.com/chapter/10.1007/978-3-031-11574-5_2
https://www.theguardian.com/world/2023/dec/19/greece-to-legalise-papers-for-thousands-of-migrants-to-counter-labour-shortage
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Diese Argumentation unterschlägt zudem eine wichtige Konsequenz längerer Arbeitszeiten 
mit höheren Zuschlägen: Die Mehrarbeit und Brutto-Einkommensgewinne können bei 
verschiedenen Beschäftigtengruppen, insbesondere im Niedriglohnsegment, dazu führen, 
dass die betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in höhere Steuerklassen 
rutschen und höhere Sozialversicherungsabgaben zu leisten haben. In solchen Fällen 
wären die erzielbaren Einkommensgewinne gering und stünden im Widerspruch zu dem 
damit verbundenen Aufwand für die Beschäftigten. 

Es ist keineswegs ausgeschlossen, dass die gesetzliche Novellierung aus Athen demnächst 
in Luxemburg verhandelt wird. 

Die Befürworter der griechischen Arbeitszeitnovellierung argumentieren auch mit dem 
Hinweis, dass die gesetzliche Einführung der Sechs-Tage-Woche einen bereits 
existierenden Zustand am Arbeitsmarkt rechtlich anerkenne und entsprechende 
Kompensationsregeln garantiere. In der Tat gibt es zahlreiche Unternehmen und Branchen, 
in denen die Sechs-Tage-Woche seit Jahren Alltagsrealität ist. Viele Griechinnen und 
Griechen arbeiten bereits in zwei Jobs. Allerdings tun sie das häufig keineswegs freiwillig. 
Die Lohnkürzungen während der Krisenjahre, die Inflationsentwicklung der vergangenen 
fünf Jahre sowie steigende Mieten und Energiekosten zwingen die Bürgerinnen und Bürger 
förmlich dazu, länger zu arbeiten beziehungsweise zwei Jobs zu haben, um überhaupt über 
die Runden zu kommen. Anders gesagt: Diese ökonomische Realität ist in der arbeitenden 
Bevölkerung keineswegs akzeptiert, sondern erzwungen. 

Ein interessanter Nebenaspekt der neuen Arbeitszeitdebatte ist der Versuch einzelner 
Medienvertreter und Interessenverbände in Deutschland, das Narrativ „von Griechenland 
lernen“ öffentlichkeitswirksam zu platzieren. In den letzten Wochen ist aufgefallen, dass 
kaum eine griechische Reform der vergangenen zehn Jahre in Deutschland eine solche 
Aufmerksamkeit erhalten hat, wie jene der Arbeitszeitverlängerung. Während 
Gewerkschaften in Deutschland wieder verschiedene Modelle von Arbeitszeitverkürzung in 
ihre Forderungskataloge für Tarifverhandlungen aufnehmen, halten wirtschaftsnahe 
Verbände das „Modell Griechenland“ hoch. Der Arbeitgeberverband BDA begrüßte 
ausdrücklich den „Mut“ Griechenlands. Ebenso verweist der Bundesverband Mittelstand auf 
die positive Entwicklung in Athen, mit der Einschränkung allerdings, dass 
Arbeitszeitverlängerungen nicht durch staatliche Intervention auf den Weg gebracht werden 
sollten. 

Schließlich ist die neue griechische Arbeitszeitregelung im europäischen Kontext zu 
betrachten. Die Arbeitszeitregeln auf EU-Ebene aus dem Jahre 2003 besagen, dass die 
wöchentliche Arbeitszeit, auf sieben Tage verteilt, 48 Stunden nicht übertreffen darf 
(Mehrarbeit inklusive). Die Arbeitszeitdirektive der Kommission erlaubt bestimmte 
Abweichungen in den EU-Mitgliedstaaten, wenn sie qua Gesetz und/oder qua Tarifvertrag 
beschlossen werden. Ob die neue gesetzliche Arbeitszeitregelung in Griechenland EU-
konform ist, wird möglicherweise der Europäische Gerichtshof zu klären haben. Es ist 
keineswegs ausgeschlossen, dass die gesetzliche Novellierung aus Athen demnächst in 
Luxemburg verhandelt wird. 

Die gesetzliche Flexibilisierung hin zur Sechs-Tage-Woche in Griechenland steht im 
Gegensatz zu betrieblichen Entwicklungen in anderen EU-Ländern, welche mit der Vier-
Tage-Woche experimentieren oder die Wünsche von Beschäftigten nach hybrider 
Arbeitszeitgestaltung, inklusive Homeoffice, zu integrieren versuchen. Die bestehenden 
Strukturprobleme der griechischen Wirtschaft und die hohe Arbeitslosigkeit unterstreichen, 
dass zahlreiche Unternehmen nicht so sehr Probleme bei der Arbeitszeitgestaltung haben,  

https://www.welt.de/wirtschaft/article252242570/Sechs-Tage-Woche-Ist-Griechenland-ein-Vorbild-fuer-Deutschland.html
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=706&langId=en&intPageId=205
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als vielmehr die Herausforderung bewerkstelligen müssen, geeignetes Personal 
auszubilden und zu rekrutieren. So erfordern Infrastrukturmängel im öffentlichen 
Transportwesen, insbesondere bei der Eisenbahn, erhebliche Investitionen, unabhängig 
von den gesetzlichen Arbeitszeitregeln. Auch die anhaltende Inflation in Griechenland sowie 
die Auswirkungen der Alterung der Gesellschaft werden durch die Einführung einer Sechs-
Tage-Woche nicht gelöst. 

 
Jens Bastian 
Berlin 

Dr. Jens Bastian ist Fellow am Centrum für angewandte Türkeistudien (CATS) der Stiftung 
Wissenschaft und Politik (SWP) in Berlin. Zuvor war er als unabhängiger Berater und 
Finanzanalyst in Athen tätig. 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/arbeit-und-digitalisierung/artikel/zweifelhaftes-
vorbild-
7613/?utm_campaign=de_40_20240702&utm_medium=email&utm_source=newslett
er  
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02) Durchwurschteln leicht gemacht. Von der Klatsche für Griechenlands  
      konservative Regierung können die linken Oppositionsparteien nicht  
      profitieren. Wann raufen sie sich zusammen? 
 
      Von Nick Malkoutzis 
 

14.06.2024 

 
Eine Wahlschlappe zum Aufatmen: Griechenlands Ministerpräsident Kyriakos Mitsotakis 
profitiert von der Schwäche der Opposition.- picture alliance / Zumapress | Nikolas Georgiou  

In Griechenland haben die Europawahlen Ministerpräsident Kyriakos Mitsotakis und seiner 
Mitte-rechts-Partei Nea Dimokratia („Neue Demokratie“) überraschend einen herben Schlag 
verpasst. Aber auch die Parteien im linken und gemäßigt linken Teil des politischen 
Spektrums hat die Wahl in die Bredouille gebracht. Eine realistische Chance, sich wieder 
an die Macht heranzuarbeiten, haben sie nur, wenn sie sich zusammentun. 

Mitsotakis, der vor einem Jahr mit einer komfortablen Mehrheit wiedergewählte wurde, hatte 
die Latte für die diesjährige Europawahl niedrig gelegt. Bei den Parlamentswahlen 2023 
kam seine Partei auf fast 41 Prozent. Für den 9. Juni hatte er sich vorgenommen, dasselbe 
Wahlergebnis wie bei der Europawahl 2019 zu erreichen – damals holte er knapp über 33 
Prozent. Tatsächlich aber blieben die Konservativen mit nur 28,3 Prozent deutlich unter 
dieser Zielmarke. Die Nea Dimokratia hat eine schwierige zweite Regierungsperiode hinter 
sich, was zum Teil an den verheerenden Waldbränden und Überschwemmungen des 
vergangenen Jahres lag. Die Partei bekommt die Lebenshaltungskostenkrise kaum in den 
Griff, dazu machen ihr eine lange Reihe von Fehlern bei der Aufarbeitung eines schweren 
Zugunglücks, eine unpopuläre Steuerreform und diverse Probleme mit der 
Rechtsstaatlichkeit zu schaffen. 

Allerdings konnte keine der beiden großen Oppositionsparteien daraus Kapital schlagen 
und ihren Stimmenanteil deutlich steigern – weder die linke SYRIZA noch die Mitte-links-
Partei PASOK. Mit Politikneuling Stefanos Kasselakis an der Spitze kam SYRIZA auf 14,9 
Prozent. Das sind fast drei Prozentpunkte weniger als die enttäuschenden 17,8 Prozent, die 
die Partei bei den letztjährigen Parlamentswahlen holte. Der damalige Parteivorsitzende 
und frühere Ministerpräsident Alexis Tsipras war daraufhin zurückgetreten. 

Die drittplatzierte PASOK konnte sich am 9. Juni leicht verbessern. Die Sozialdemokraten 
erhielten fast 12,8 Prozent der Stimmen und damit einen Prozentpunkt mehr als bei den  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/nick-malkoutzis/
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letzten Parlamentswahlen und weit mehr als ihre 7,7 Prozent bei den Europawahlen 2019. 
In großer Feierlaune waren die Mitte-links-Partei und ihr Vorsitzender, der ehemalige 
Europaabgeordnete Nikos Androulakis, trotzdem nicht, denn sie hatten sich zum Ziel 
gesetzt, SYRIZA hinter sich zu lassen. 

Angesichts dieser Ergebnisse müssen sich beide Oppositionsparteien fragen, ob sie sich 
nicht besser zusammenzuschließen sollten. 

Angesichts dieser Ergebnisse müssen sich beide Oppositionsparteien fragen, warum sie 
von Mitsotakis’ Schwierigkeiten nicht profitieren konnten und ob sie sich nicht besser 
zusammenschließen sollten, um sich im Vorfeld der 2027 anstehenden Parlamentswahlen 
als ernst zu nehmende Herausforderer zu formieren. Dass keine der beiden Parteien es 
geschafft hat, substanziell mehr Unterstützer für sich zu gewinnen, liegt auch daran, dass 
SYRIZA und PASOK völlig unterschiedliche Strategien gewählt haben. SYRIZA setzte auf 
den 36-jährigen ehemaligen Goldman-Sachs-Banker Kasselakis und darauf, dass er 
politisch ein unbeschriebenes Blatt war. Die Linken wollten davon profitieren, dass 
Kasselakis Vitalität ausstrahlt, den direkten Kontakt zu den Wählerinnen und Wählern sucht 
und gern pausenlos in der Öffentlichkeit steht – sei es in Medieninterviews oder TikTok-
Videos. 

Für seine wohl spektakulärste PR-Aktion bereiste Kasselakis mit einem gecharterten Boot 
20 griechische Inseln, um deren Bevölkerung kennen zu lernen. Dass SYRIZA so stark auf 
ihren Vorsitzenden und dessen Persönlichkeit setzte, brachte sie allerdings auch in 
gefährliches Fahrwasser: Wenige Tage vor der Europawahl am 9. Juni sah Kasselakis sich 
gezwungen, in aller Eile Einzelheiten über seine Einkünfte und sein Vermögen in den USA 
zu veröffentlichen, nachdem bekannt geworden war, dass er den griechischen Behörden 
die entsprechenden Unterlagen nicht vorgelegt hatte. Die Auskünfte zu seiner Finanzlage 
warfen die Frage auf, ob ein Mann mit einem Jahreseinkommen von 2,6 MillionenUS-Dollar 
und zwei Autos im Wert von mehr als 350 000US-Dollar sich wirklich als Chef einer linken 
Partei eignet, die in einem Land um Stimmen wirbt, in dem fast 85 Prozent der Beschäftigten 
maximal 1 000 Euro im Monat verdienen. 

Die PASOK brachte sich als verantwortungsbewusste Opposition in Stellung und setzte 
weniger auf PR als vielmehr darauf, die Regierung mit – wie sie es nennt – „institutionellen“ 
Mitteln in die Pflicht zu nehmen. Die Sozialdemokraten nutzten das Parlament, unabhängige 
Kontrollinstanzen und die Justiz, um die Mitte-rechts-Regierung bei zahlreichen Themen zur 
Rechenschaft zu ziehen, insbesondere beim Thema Rechtsstaatlichkeit. Zudem versuchte 
sie, sich als führende Kraft bei der Formulierung von politischen Alternativen zu profilieren 
– von der Bekämpfung der hohen Preise bis hin zur Wohnungskrise, die in Griechenland 
immer mehr um sich greift. 

Trotz ihres methodischen Vorgehens konnten die Sozialisten keine große Zugkraft 
entwickeln. Laut den Nachwahlbefragungen am 9. Juni schnitt die PASOK bei den 
Wählerinnen und Wählern der Mitte am besten ab, lag aber bei den 17- bis 34-Jährigen nur 
an vierter Stelle, wohingegen SYRIZA in dieser Altersgruppe die beliebteste Partei war. Das 
heißt wohl: Die PASOK bietet inhaltlich die Substanz, die SYRIZA fehlt, und spricht damit 
manche ältere Wählerinnen und Wähler an. Aber der oftmals als Langweiler kritisierte 
Androulakis verfügt eben nicht über das Charisma eines Kasselakis, um neue 
Wählergruppen anzulocken. 

Die Wahlergebnisse vom 9. Juni deuten darauf hin, dass Griechenlands Linke und 
Sozialdemokraten nur gemeinsam wieder an die Macht kommen können. 
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Ein Zusammengehen der beiden Parteien könnte sich für die Opposition als die beste 
Möglichkeit erweisen, Mitsotakis herauszufordern. Die Wahlergebnisse vom 9. Juni deuten 
darauf hin, dass Griechenlands Linke und Sozialdemokraten nur gemeinsam wieder an die 
Macht kommen können. Insgesamt kamen alle linken Parteien zusammen – ohne die 
Kommunistische Partei – auf rund 35 Prozent. Wenn sie dies nutzen, könnte sich daraus 
eine starke Plattform für ein Linksbündnis schmieden lassen. 

Ab diesem Jahr wird sich das Wachstum, das Griechenland in den letzten Jahren 
verzeichnet hat, voraussichtlich verlangsamen, und auch die finanzpolitischen Spielräume 
dürften begrenzt sein. Die Griechen werden durch die über dem EU-Durchschnitt liegenden 
Preise für Lebensmittel und Getränke stark belastet. Zudem wird die einheimische 
Bevölkerung aufgrund des Preisdrucks aus dem Wohnungsmarkt gedrängt. Die Klimakrise 
führt immer häufiger zu Extremwetterlagen, deren Zerstörungskraft zunimmt. Gleichzeitig 
sinkt das Vertrauen in die Institutionen. 

Dies sind einige der Themen, auf denen die Linke und die linke Mitte eine glaubwürdige und 
wirksame Opposition aufbauen können. Allerdings sind die Aussichten, dass es zu einer 
solchen Zusammenarbeit kommt, gering. Zwar haben nach den Wahlen zum Europäischen 
Parlament einige Vertreter von SYRIZA und PASOK erklärt, es sei an der Zeit, sich auf die 
Suche nach Synergien zu machen. Wahrscheinlicher ist jedoch, dass SYRIZA und PASOK 
sich in den kommenden Monaten eher weiter voneinander entfernen werden, statt einander 
anzunähern. 

Androulakis’ Führungsrolle wird möglicherweise infrage gestellt werden. Falls er gehen 
muss, wird der neue Vorsitzende wohl erst einmal versuchen, die Partei hinter sich zu 
bringen, bevor er über mögliche Allianzen nachdenkt. Kasselakis will sich allem Anschein 
nach erst einmal in einer nationalen Abstimmung erproben, ehe er erwägt, die Macht mit 
jemand anderem zu teilen. Zudem hat man den Eindruck, dass die PASOK-Funktionäre 
dem SYRIZA-Vorsitzenden nicht trauen. Seine politischen Überzeugungen sind nach wie 
vor unklar, und sein egozentrischer Stil kommt bei vielen nicht gut an. 

Wenn die Opposition die Gunst der Stunde nicht nutzt, wird Premierminister Mitsotakis der 
Nutznießer sein. Er ist mit unerwarteten Blessuren aus den Europawahlen hervorgegangen 
und hat schwierige Zeiten vor sich. Schafft die Linke es nicht, sich zusammenzutun, bekäme 
er die Zeit und die Spielräume, die er braucht, um sich zu erholen und den Weg für eine 
historische dritte Amtszeit freizumachen. 

Aus dem Englischen von Christine Hardung 

 
Nick Malkoutzis 
Athen 
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Nick Malkoutzis ist Gründer und Herausgeber von MarcoPolis, einer englischsprachigen 
Informationsplattform für politische und wirtschaftliche Analysen zu Griechenland mit Sitz 
in Athen. 
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F r a n k r e i c h (Seiten E 135 bis E 144) 

 

01) „Macron ist quasi am Ende“.  

      Der französische Präsident hat sich verzockt. Adrienne Woltersdorf aus  

      Paris über den Erfolg der extremen Rechten und das letzte Fünkchen   

      Hoffnung 

 

     Interview. Die Fragen stellte Alexander Isele. 

 
02.07.2024  

picture alliance / Reuters / Yara NardiDie Flucht nach vorn wird für Emmanuel Macron zum Desaster. 

Die Fragen stellte Alexander Isele. 

Der rechtsextreme Rassemblement National hat in Frankreich die erste Runde der 
Parlamentswahl klar gewonnen. Was bedeutet das für die zweite Runde? 

Auf jeden Fall gibt es in Frankreich einen deutlichen Rechtsruck, der zu einer Mehrheit im 
Parlament für den Rassemblement National führen wird. Aus den bisherigen 
Wahlergebnissen wird klar, dass der RN seine Stellung in seinen Hochburgen weiter 
festigen konnte, aber auch dort gut abgeschnitten hat, wo er bislang nicht so stark war. 
Mittlerweile sind die Rechtsextremen für viele Französinnen und Franzosen eine normale, 
wählbare Partei geworden. Sie bekommen Zustimmung quer durch alle Schichten der 
Gesellschaft, auch von Angestellten, Fachkräften bis hin zu Akademikern. Der Wunsch 
vieler Wählerinnen und Wähler nach einem Wechsel ist zudem sehr groß. 

In Paris, Nizza und Lyon gingen Tausende Menschen auf die Straße, um gegen die extreme 
Rechte zu protestieren und ihren Unmut über das Wahlergebnis kundzutun. Wie ist die 
Stimmung im Land? 

Das Ergebnis kommt ja nicht unerwartet. Es bestätigt den Trend, den die Europawahl schon 
klar gezeigt hatte. In Anbetracht des deutlichen Siegs des RN treibt nun aber echte Angst  

https://www.ipg-journal.de/ipg/autorinnen-und-autoren/autor/alexander-isele/
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und Wut viele Menschen auf die Straße, vor allem auch die junge Generation. Viele 
Wählerinnen und Wähler sind sehr enttäuscht und verärgert über Macron und dessen 
Regierungspartei. Darüber, dass er diese Neuwahlen angeordnet hat, und über den vor 
allem gegen Links gewandten Wahlkampf.  

Das Land ist nun amtlich bestätigt tief gespalten und die Macronie am Ende. 

Das Land ist nun amtlich bestätigt tief gespalten und die Macronie am Ende. Viele 
befürchten, dass das Zeitalter der liberalen Demokratie für Frankreich möglicherweise 
vorerst vorbei sein könnte. Gleichzeitig gibt es noch Hoffnung auf ein kleines Wunder im 
zweiten Wahlgang am kommenden Sonntag. Dazu müssten sich Macrons Ensemble pour 
la Republiqueund der Nouveau Front Populaire von der Vereinigten Linken sehr diszipliniert 
absprechen und kooperieren. 

Wie wahrscheinlich ist das? 

In die zweite Runde der Parlamentswahlen ziehen alle Kandidatinnen und Kandidaten ein, 
die in ihren Wahlkreisen mindestens 12,5 Prozent der abgegebenen Stimmen erhalten 
haben und in deren Wahlkreis kein Kandidat eine absolute Mehrheit erzielt hat. Das ist 
dieses Mal aufgrund der hohen Wahlbeteiligung in der Mehrheit der Wahlkreise der Fall. 
Wenn sich beide demokratischen Blöcke diszipliniert verhalten und gegenseitig den Vortritt 
lassen, wo der jeweils andere bessere Chancen hat, könnte erreicht werden, dass der RN 
nicht die absolute Mehrheit der Sitze in der Assemblée erringt, sondern höchstens mit einer 
relativen Mehrheit aus diesen Wahlen hervorgeht. Aber es ist fraglich, ob das Macron-Lager 
da mitspielen wird. Die Dynamik im zweiten Wahlgang ist schwer vorherzusehen, weil es 
jetzt auf jeden einzelnen Wahlkreis und die dortigen Absprachen ankommen wird, im Sinne 
von „alles tun, um den RN zu stoppen“. 

Das Linksbündnis Nouveau Front Populaire kam bei der ersten Runde der Wahl auf den 
zweiten Platz. Was bedeutet das für die französische Politik und für die französische Linke? 

Es ist sehr beeindruckend, dass die Linke es geschafft hat, innerhalb von nur drei Wochen 
wieder aufeinander zuzugehen, die zuvor aufgerissenen Gräben zuzuschütten und sich 
zusammenzutun. Das hat viele Wählerinnen und Wähler auch überzeugt. Aber jedem ist 
klar, dass innerhalb der Linken weiter ideologische Auseinandersetzungen drohen, auch um 
Persönlichkeiten wie Jean-Luc Mélenchon. Das bietet Krisenpotenzial, da eben nicht klar 
ist, welche der dann miteinander koalierenden fünf Parteien den Premierminister stellen 
würde – sollte das Ergebnis dies erlauben – und nach welchem Prinzip die Regierung 
aufgestellt würde. Die Spannungen zwischen La France insoumise, den Sozialisten, den 
Grünen und den Kommunisten gibt es ja weiterhin.  

Macrons Bündnis Ensemble ist mit 20 Prozent deutlich abgeschlagen auf dem dritten Platz 
gelandet. Unabhängig davon, ob der Rassemblement die Regierung stellt oder ob eine 
republikanische Front aus Macrons Lager und dem Linksbündnis dies noch verhindern kann 
– endet der Präsident als lahme Ente? 

Das kann man so sagen, Macron ist quasi am Ende. Aufgrund der schlechten 
Wahlergebnisse bei den Europawahlen und jetzt in der ersten Runde, ist Macron jetzt ohne 
Hausmacht. Der Präsident hat sich verspekuliert, als er vermutlich davon ausging, dass 
Teile der Republikaner und der Linken sich ihm bei der Wahl anschließen würden. Jetzt ist 
seine Partei geschwächt, schon im Wahlkampf ging sie regelrecht auf Distanz zu ihm. Zwar 
hat der Präsident in Frankreich qua Amt viel Macht, aber die bezieht sich vor allem auf die  

https://www.ipg-journal.de/regionen/europa/artikel/ohne-netz-und-doppelten-boden-7569/
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Außen- und Verteidigungspolitik. Für eine mögliche Cohabitation, also den Fall, dass 
Präsident und Regierung aus verschiedenen Lagern stammen, sind in der Verfassung 
manche Zuständigkeiten nicht klar geregelt. Das schwächt Frankreich nun insgesamt.  

Und innenpolitisch? 

Innenpolitisch wird es sehr schwierig. Wenn der RN die relative Mehrheit erlangt, aber nicht 
regiert, werden die Rechtsextremen blockieren, wo sie nur können. Blockiert der Präsident 
sie, wie es ihm die Verfassung erlaubt, werden sie daraus politisches Kapital zu schlagen 
wissen. Der RN hat 2027 fest im Blick. Die nächsten Präsidentschaftswahlen sind ihr Ziel. 
Dann will Marine Le Pen regieren. Bis dahin werden sie alles dafür tun, um sich dafür in 
Stellung zu bringen. Das bedeutet aber nichts Gutes für das schwer verschuldete Land. Hier 
droht nun eine Phase des Stillstands, denn das Parlament wird nicht besonders 
handlungsfähig sein, was auch Frankreichs Rolle als internationaler Partner schwächen 
wird.  

 
Adrienne Woltersdorf 
Paris 

Adrienne Woltersdorf leitet das Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung in Paris. Sie war Leiterin 
der Stabsstelle Kommunikation der FES und des Büros für Regionale Kooperation in Asien 
mit Sitz in Singapur sowie des FES-Büros in Afghanistan. Vorher hatte sie acht Jahre lang 
für die taz aus Washington und Berlin berichtet. 

https://www.ipg-journal.de/interviews/artikel/das-ist-das-ende-von-macron-
7619/?utm_campaign=de_40_20240702&utm_medium=email&utm_source=newslett
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02) Lust an der Zerstörung. Angetreten, um das System zu erschüttern, legte  
      Macron im Amt den Grundstein für ein autoritäres Regime. Profitiert nun  
      die extreme Rechte? 

     Von Adrienne Woltersdorf 

 
28.06.2024   

 
Disruptor mit Rechtsdrall: Ebnet der französische Präsident der extremen Rechten den 
Weg in den Élysée-Palast?- picture alliance / AP / Thibault Camus   

Noch zwei Wochen vor den Europawahlen warnte Frankreichs Präsident Emmanuel Macron 
in Dresden eindringlich vor Rechtsextremismus und rief zur Verteidigung der Demokratie 
auf: „Der Rechtsextremismus ist eine Realität, wir müssen aufwachen“, forderte er. Am 
Abend der Wahl dann löste er die Nationalversammlung auf, verkündete Parlamentswahlen 
und öffnete den Rechtsextremisten damit über Nacht die Tore der Macht. Noch einmal 14 
Tage später warnt Macron vor der vereinigten Linken seines Landes als Hort der Unmoral 
und des Antisemitismus. Diese Sprünge sind selbst für einige Mitstreitenden zu viel. Was 
hat der Präsident nur vor? Warum stürzt er sein Land ohne Not in eine solche Krise? 

Um Macron zu verstehen, hilft es, den Macronismus zu verstehen. Wofür steht er? „Seitdem 
wir uns damit abgemüht haben, den Macronismus zu definieren, wissen wir, dass es nichts 
ist“, resümiert der einflussreiche Kolumnist Thomas Legran bei Libération. Legran mag recht 
haben, was die Kohärenz und Konsistenz des Macronismus betrifft. Macron hat keine 
theoretischen Grundlagen formuliert und seine Bewegung, La République en marche, 
umbenannt in Renaissance, hat es schnell aufgegeben, die ideologische Funktion einer 
Partei erfüllen zu wollen. 2017 tauchte sie aus dem Nichts auf und – so sehen es Beobachter 
– ist schon wieder dabei zu zerfallen. 

Macrons waghalsige, ja, irre Manöver lassen sich vielleicht vor dem Hintergrund der 
Tatsache einordnen, dass der Mann schon einmal innerhalb von nur fünf Jahren das 
politische System der Nachkriegszeit zerschmettert hat. Zuvor hatten jahrzehntelang 
abwechselnd zwei Parteien Frankreich regiert und die französische Politik dominiert: die 
Sozialisten in der linken Mitte und die Republikaner in der rechten Mitte. Beide wurden von  
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Macrons Bewegung in kürzester Zeit ausgesaugt und sind heute nur noch 
Randerscheinungen. Macrons politischer Kraftakt bestand darin, die linke und die rechte 
Mitte in einer einzigen Partei zu vereinen, ein bislang einzigartiger Coup in einer westlichen 
Demokratie. 

Bereits vor seiner ersten Wahl 2017 waren in Paris Graffitis wie dieses zu sehen: „Macron 
2017 = Le Pen 2022“. Einige Linke hatten damals wohl die böse Vorahnung, dass Macrons 
Politik die soziale Kluft im Land verschärfen und so dem Rassemblement National den Weg 
bereiten könnte. Damals galt der Macronismus durchaus als linksliberales Experiment. Ex-
Sozialist Macron versprach demokratischere politische Institutionen, lobte die kulturelle und 
religiöse Vielfalt Frankreichs und sprach viel von der Aufrechterhaltung der französischen 
kulturellen Werte Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit. 

Der Macronismus ist daher in Frankreich längst ein Synonym für Illiberalismus. 

Geprägt war seine erste Amtszeit dann von marktwirtschaftlichen Reformen, mit dem Ziel, 
Frankreich in eine „Start-up-Nation“ zu verwandeln. Bald nannte man ihn den „Präsidenten 
der Reichen“: Trickle down-Glauben, Steuergutschriften für Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung, Abschaffung der Solidaritätssteuer auf Vermögen, Einführung der Flat Tax 
auf Dividenden. In Macrons Hymnen über eine zu entfesselnde „unternehmerische 
Dynamik“ mischte sich zusehends Verachtung für „Faule“, für Arbeiterinnen und Arbeiter mit 
Ansprüchen an sichere Arbeitsplätze und auskömmliche Renten. 

Während Macron in Deutschland als visionärer Europäer verehrt wurde, unternahm er in 
diesem Geiste die Anpassung des französischen Sozialmodells an die Globalisierung. Er 
will den starken Staat, um ihn in den Dienst einer „gesunden Wirtschaft“ zu stellen. Gesetze 
munitionierte er Stück für Stück mit Bestimmungen des Ausnahmezustands, er erließ 
zahlreiche Strafrechtsverschärfungen sowie neue Antiterrorismusgesetze, und er ließ seine 
Polizei mit Schlagstöcken und autoritärem Habitus auf demonstrierende Gelbwesten 
einprügeln. Indem er mit Dekreten und Verordnungen regierte, das Parlament umging, sich 
auf private Beratungsfirmen wie McKinsey oder auf einberufene Räte stützte – wie zum 
Beispiel den Verteidigungsrat –, legte er den Grundstein für ein autoritäres Regime. 
Macrons Neoliberalismus, kombiniert mit seinem unverhohlenen Autoritarismus, bildete 
bald ein Ganzes. 

Der Macronismus ist daher in Frankreich längst ein Synonym für Illiberalismus. Nachdem 
Macron die republikanische Regierungslinke und -rechte methodisch zerstört hatte, „spielte 
er sich als letztes Bollwerk gegen die extreme Rechte auf“, schrieb kürzlich der 
Anthropologe und Soziologe Jean-François Bayart in Le Monde. Er vergleicht Macron mit 
dem deutschen Kanzler Brüning, dessen Regierungshandeln in den Jahren 1930 bis 1932 
die demokratischen Institutionen aushöhlte und das Zwangsinstrumentarium bereitete, 
dessen sich der Nationalsozialismus später nur noch bedienen musste. Wie Brüning, so 
Bayart düster, ebnet eben auch Macrons vorhersehbares politisches Scheitern Marine Le 
Pen den Weg in den Élysée-Palast. 

„Maximierung des Möglichen“, so beschrieben 2019 David Amiel und Ismaël Emelien, zwei 
enge Berater Macrons, in ihrem Manifest mit dem Titel „Der Fortschritt fällt nicht vom 
Himmel“ den Macronismus. Immer mit dabei: Eine gute Portion Disruption. Macron, der 
einen breiten Mittelraum aufbauen und die überholten Grenzen zwischen links und rechts 
einreißen wollte, hatte immer vor, das „System“ zu erschüttern. 
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Im Parlament versäumte es Macrons Bewegung, die Brandmauer gegen rechts 
aufrechtzuerhalten. 

Nach Macrons Coup blieben in der französischen politischen Landschaft zunächst drei 
Blöcke mit ähnlicher Wählerstärke übrig. Ein liberal-konservativer Block mit Macron, ein 
rechtsextremer Block mit Marine Le Pen und ein linker Block unter Dominanz von Jean-Luc 
Mélenchon, einem Linkspopulisten. Bereits vor seiner Wiederwahl 2022 hatte Macron sich 
klar in der rechten Mitte verankert. Seitdem greift er Themen und Politiken der extremen 
Rechten auf, zuletzt ein neues Immigrationsgesetz, welches er mit den Stimmen des 
Rassemblement National verabschiedete. Somit gelingt es ihm, zahlreiche Stimmen 
konservativer Republikaner einzusammeln. Macrons Rechtsdrall hat jedoch die 
Begleiterscheinung, dass Marine Le Pens Partei von Wählerinnen und Wählern zunehmend 
als schlicht „normal“ angesehen wird. 

Trotz Start-up-Nation engagierte sich Macron schon früh in den „Kulturkriegen“, wohl auch 
um von seiner Widerstand generierenden Sozialpolitik abzulenken. Mit Kampagnen zur 
Richtigstellung der Gendertheorie, mit Verboten des Gendersternchens, und mit Spott über 
den Wokismus legitimierte er „die Hirngespinste der Neuen Rechten“ um Identität und 
Nation, so Bayart. Natürlich ist Macron nicht die einzige Ursache für den Erfolg des 
Rechtsextremismus. Aber er sowie seine Ministerinnen und Minister, die Le Pens Diktion 
übernahmen – die beispielsweise über „Islamo-Linke“ und Sozialhilfeempfänger herzogen 
oder die die Rassemblement-Führung gar beschuldigten, „zu soft gegenüber dem Islam“ zu 
sein –, müssen dafür verantwortlich gemacht werden, radikale Narrative übernommen, 
weiterverbreitet und in den Mainstream getragen zu haben. 

Im Parlament versäumte es Macrons Bewegung, die Brandmauer gegen rechts 
aufrechtzuerhalten. Bei den Kommunalwahlen 2020 unterstützten die Macronisten 
weitgehend rechtsgerichtete Bürgermeister. Damit gelang es Rassemblement-Vertretern 
zunehmend und mühelos, Einfluss zu nehmen. Wer es sehen wollte, konnte erkennen, dass 
Macrons Politik in all den Jahren trotz seiner Rhetorik nie die „Brandmauer gegen 
Populismus“ war, die viele, vor allem in den europäischen Nachbarländern, dort sahen. 

Was vom Macronismus in Erinnerung bleiben wird, ist sicherlich seine Lust an der 
Zerstörung. 

Mit der Ausrufung von Neuwahlen zeigt Macron nun ganz offen, dass er keine Angst mehr 
hat, den Rassemblement National gewinnen zu lassen. Wie er seit der Auflösung des 
Parlaments stets erklärt, glaubt er, dass die Wahlen „Klarheit“ bringen werden. Die 
Kohabitation mit dem Rassemblement National wird ihm nicht schwerfallen. Er und 
Renaissance haben sich bereits viele Ideen des Rassemblement National zu eigen 
gemacht, insbesondere in den Bereichen Autorität, Sicherheit, Kampf gegen Einwanderung 
und Terrorismus. 

Macron mag sich vorgestellt haben, dass die Rest-Rechte sich im Angesicht des Chaos, 
das er nun gesät hat, zerreißen werde. Und dass der Teil der Republikaner, der ein Bündnis 
mit dem Rassemblement National ablehnt, sich ihm anschließen werde. Ebenfalls rechnete 
er damit, dass der Teil der Linken, der ein Bündnis mit der umstrittenen La France Insoumise 
ablehnt, das Gleiche tun würde. Tatsächlich spaltet sich die Rechte, jedoch schließt sich 
niemand dem irrlichternden Macronismus an. Und die Linke? Sie vereint sich, gemäß ihrer 
aus der Geschichte geerbten Tradition, und steht angesichts der Bedrohung durch die 
Rechtsextremen zusammen. 

 



Seite E 141 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 849 vom 04.07.2024 

Macrons jetzige Wahlkampagne, bei der er vor allem die Linke angreift, wo es nur geht, 
scheint unterm Strich zu sagen: lieber den Rassemblement National, als die neue Volksfront 
der Linken. Eine Stimmung, die an die 1930er Jahre erinnert, als die herrschenden Klassen 
Frankreichs eher Hitler zuneigten als Leon Blum. 

Was vom Macronismus in Erinnerung bleiben wird, ist sicherlich seine Lust an der 
Zerstörung. In einem unbedachten Moment, einen Tag nach der Europawahl und der 
Parlamentsauflösung, als Emmanuel Macron bei der Gedenkfeier in Oradour-sur-Glane 
weilte, dem Dorf in Zentralfrankreich, welches von der SS vernichtet wurde, sagt er über die 
Auflösung des Parlaments: „Ich habe das seit Wochen vorbereitet und bin ganz happy. Ich 
habe meine Granaten zwischen ihre Beine geschleudert. Jetzt werden wir sehen, wie sie 
damit zurechtkommen.“ 

 
Adrienne Woltersdorf 
Paris 

Adrienne Woltersdorf leitet das Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung in Paris. Sie war Leiterin 
der Stabsstelle Kommunikation der FES und des Büros für Regionale Kooperation in 
Asien mit Sitz in Singapur sowie des FES-Büros in Afghanistan. Vorher hatte sie acht 
Jahre lang für die taz aus Washington und Berlin berichtet. 
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03) Ohne Netz und doppelten Boden. Macron geht mit der Ankündigung von  
     Neuwahlen voll ins Risiko. Doch seine Überrumpelungstaktik könnte sich  
     als gewaltiger Fehler erweisen 
 

     Von Adrienne Woltersdorf 

 

11.06.2024   

picture alliance / via Reuters | Ludovic MarinIst er verrückt, ein Zocker oder ein genialer 

Stratege? Emmanuel Macron riskiert viel. 

Read article in EnglishЧитать статью по-русски 

Seit der Europawahl gehen die Uhren in Frankreich anders. Mehr als ein Drittel der 
französischen Wählerinnen und Wähler hat eine rechtsextreme Partei gewählt. Präsident 
Emmanuel Macron löste daraufhin kurzerhand das Parlament auf, denn seine zentristische 
Partei Renaissance und ihre Verbündeten mussten mit 14,6 Prozent eine schwere, ja 
vernichtende Niederlage einstecken. Knapp eine Stunde nach Schließung der Wahllokale 
am Sonntag verkündete Macron Neuwahlen, angesetzt für den 30. Juni und die zweite 
Runde für den 7. Juli. „Der Aufstieg der Nationalisten, der Demagogen, ist eine Gefahr für 
Frankreich“, erklärte Macron in seiner dramatisch inszenierten Fernsehansprache. Nun 
könnte ausgerechnet er es sein, der ihnen die Türen zur Macht öffnet.  

Für die Sinnsuche – für die Beantwortung der Frage, ob der Präsident verrückt sei, ein 
Zocker, ein genialer Stratege? – bleibt keine Zeit. Denn für den Kampf gegen die Welle des 
Rechtsextremismus, für den die demokratischen Parteien glaubten, Zeit bis zur nächsten 
Präsidentschaftswahl 2027 zu haben, bleiben nun 20 Tage. Was auch immer Macron 
vorhat: Der französischen Demokratie mutet er einen Risikoakt ohne Netz und doppelten 
Boden zu. Vor ihm hatte Präsident Jacques Chirac in einer ähnlichen Kamikaze-
Entscheidung 1997 das Parlament aufgelöst. Damals ging es für den Gaullisten schief. Er 
musste mit einer sozialistischen Regierung unter Lionel Jospin in Cohabitation leben.  

Am Wahlabend hatte Macron kaum jemanden in seine Entscheidung eingeweiht. Nicht 
einmal seinen dynamischen Premierminister Gabriel Attal, den er noch kurz zuvor in den 
immer schriller werdenden Wahlkampf gejagt hatte. Seine Minister und Abgeordneten 
wurden am Montag streng gebrieft. Auf keinen Fall dürfen sie sagen, dass der Präsident  
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vorhabe, den Rassemblement National in einer neuen Cohabitation aufzureiben, dass er 
die Partei von Marine Le Pen auf dem Gipfel der Macht vorzuführen gedenke, sie ausbluten 
lassen wolle. 

Macrons Idee einer Koalition von Renaissance und Republicains, um seine Ränge zu 
stärken, ist bereits am Montag nach der Wahl gescheitert. 

Die Verfassung erlaubt es einem französischen Präsidenten, den Premier und seine 
Regierung auf vielfältige Weise auflaufen zu lassen. Damit würde Macron sich zum 
alleinigen Kämpfer gegen die siegessicheren Rechtsextremen aufschwingen. Der General, 
der die Heerscharen des Bösen vernichtet. „So läuft es im echten Leben aber nicht“, 
kommentierte ein Talkshow-Gast und Anhänger der Partei Les Republicains. Um sie hatte 
Macron in den letzten Wochen immer wieder geworben. Seine Idee einer Koalition von 
Renaissance und Republicains, um seine Ränge zu stärken, ist jedoch bereits am Montag 
nach der Wahl gescheitert. Die erzkonservativen Republikaner wollen einfach nicht mit ihm 
arbeiten.  

Macron könnte sich auch im Hinblick auf die französische Linke irren. Sein Coup am 
Sonntagabend hatte – wohl eher nicht zufällig – den Nebeneffekt, die Wahlparty der 
Sozialisten zu vermasseln. Ihr Kandidat Raphael Glucksmann erzielte mit 13,8 Prozent ein 
sehr gutes Ergebnis und katapultierte die bislang glücklosen Sozialisten auf den dritten Platz 
hinter RN und Renaissance. Noch während Glucksmann am Wahlabend im TV – 
selbstsicher und rhetorisch noch im Wahlkampfmodus verhaftet – gegen eine neuerliche 
Zusammenarbeit mit der linkspopulistischen La France Insoumise wetterte, hatte Macron 
mit seiner Ankündigung die Karten neu gemischt. 

Eine zersplitterte Linke würde seine Pläne nicht durchkreuzen, so wohl das Kalkül von 
Macron. Doch auch hier läuft im Leben nicht immer alles nach Plan. Die Serie an 
Überraschungen, die Paris mit aufgerissenen Augen und blanken Nerven seit Sonntag 
verfolgt, setzte sich am Montag fort. Am späten Abend verkündeten die Vertreter und 
Repräsentantinnen aller linker Parteien – also Sozialisten, La France Insoumise, die 
Kommunisten, die Grünen und einige andere –, eine front populaire, eine „Volksfront“, bilden 
zu wollen. Das hieße auch, dass sie in allen Wahlkreisen mit jeweils nur einer Kandidatin 
oder einem Kandidaten antreten wollen. 

Es muss sie, die die letzten Monate in einem erbarmungslosen Wettstreit und gegenseitigen 
Beleidigungen ihre Kampagnen führten, viel Kraft gekostet haben, nun die Vernunft walten 
zu lassen. Der Begriff front populaire, den noch am Wahlabend der Insoumise-Abgeordnete 
Francois Ruffin in den sozialen Medien nutzte, um zur linken Allianz aufzurufen, verfängt. 
Das Wunder geschieht: Offenbar war es in wenigen Stunden gelungen, die ideologischen 
Gräben zu überwinden und die Trümmer der gescheiterten Vorgängerallianz, der Nupes, 
zusammenzukehren und einen Neustart zu verabreden. 

Marion Maréchal plädiert nun medienwirksam für eine Allianz der beiden rechtsextremen 
Parteien. 

Die Uhren rasen, die politischen Karten werden innerhalb von Stunden neu verteilt. Kameras 
verfolgen jede Autofahrt der führenden Politikerinnen und Entscheider. So auch den Besuch 
von Marion Maréchal bei ihrer Tante, Marine Le Pen. Die Nichte ist frisch gewählte 
Europaabgeordnete der rechtsextremistischen Anti-Europa-Partei Reconquete und plädiert 
nun medienwirksam für eine Allianz der beiden rechtsextremen Parteien und wirbt dazu 
noch um die Rechtspopulisten der Republicains. 
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In Frankreichs Zwei-Runden-Wahlsystem treten die beiden erfolgreichsten Kandidatinnen 
und Kandidaten eines Wahlkreises in einer Stichwahl gegeneinander an. Gemäß dem 
Ergebnis der Europawahlen vom Sonntag würde es dem Rassemblement – und erst recht 
den vereinigten Rechtsextremen – sicher gelingen, in nahezu jedem Wahlkreis in die zweite 
Runde zu kommen. Dagegen hilft nur, dass eine Allianz der Linksparteien oder besser noch 
eine Union der demokratischen Parteien in einer immer wieder angerufenen 
„republikanischen Front“ zusammensteht, um die extreme Rechte zu blockieren. Doch die 
Dynamiken in den über 570 Wahlkreisen Frankreichs sind vielfältig und könnten noch 
zahllose Überraschungen bieten. Nur Tage nachdem Präsident Macron die Feierlichkeiten 
zum 80. Jahrestag des D-Days und des erfolgreichen Kampfes gegen den Faschismus 
zelebriert hatte, könnte er nun die Weichen gestellt haben für die Wahl einer rechtsextremen 
Regierung. 
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